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I. Einleitung 
 

A. Inhaltliche Beschreibung der Dissertation 

 

Zu Beginn der Dissertation ist am Beispiel Kärntens, nach einem Abriss zur verfassungs-

rechtlichen Stellung der Länder im österreichischen Gesamtstaat, eine Einführung in die 

Entwicklung der politischen Vertretungskörper bis 1848 notwendig, welche letztlich in der 

Herausbildung eines gewählten Kärntner Landtags mündet und damit in Zusammenhang 

zu sehen ist. Diesbezüglich erfolgt neben der Berücksichtigung des Konzepts einer „land-

ständischen Institution“ auch eine Darstellung der Reformen zwischen Revolution und 

dem Neoabsolutismus Kaiser Franz Josephs. 

 

Kernpunkt der Dissertation wird sein, ausgehend von den Wahlen in Kärnten im Revoluti-

onsjahr 1848 die Formierung des Kärntner Landtags als modernes „Landesparlament“ 

darzustellen, insbesondere wie die Vorgaben der Reichsverfassung 1849 (u.a. Landesver-

fassung, Organisation des Landtags, Kompetenzen der Landesorgane) im Herzogtum 

Kärnten verwirklicht wurden. Diese Regelungen dienten in der Folge den Landesordnun-

gen und Landtagswahlordnungen der „Reichsverfassung 1861“ als maßgebliches Vorbild. 

Deshalb wird die weitere Entwicklung des Kärntner Landtags nach den 1850er Jahren in 

einem Ausblick gestreift. 

 

Ich habe für mein Dissertationsprojekt dieses Kronland gewählt, da gerade dorthin ein fa-

miliärer Bezug meinerseits besteht. Darüber hinaus ist aufgrund der im Wesentlichen un-

verändert bestehenden räumlichen Größe die Vergleichbarkeit mit heute gegeben. 

 

 

B. Forschungsfragen 

 

Ausgehend vom Revolutionsjahr 1848 ergeben sich zu Volksvertretung und Wahlrecht im 

Kronland Kärnten nunmehr folgende Fragen: 

 

� Wie war der Kärntner Landtag organisiert, aus welchen Bevölkerungsschichten 

setzte er sich zusammen (Kurien, Landesordnung und Landtagswahlordnung für 

Kärnten), welche Funktionen kamen ihm in Gesetzgebung und Selbstverwaltung ab 
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1848 zu und wie veränderten sich diese bis 1873 (Entkopplung des Abgeordneten-

hauses des Reichsrates von den Landtagen)? 

� Inwiefern war die slowenischsprachige Volksgruppe in Kärnten in den politischen 

Vertretungskörpern, vor allem im Kärntner Landtag, vertreten (Mandatsvertei-

lungsschlüssel)? 

� Wie wurden die Wahlen in Kärnten zwischen 1848 und 1873, insbesondere jene 

zum Kärntner Landtag, durchgeführt? 

� Welchen Ausgang nahmen die in Kärnten zwischen 1848 und 1873 zu den politi-

schen Vertretungskörpern, speziell zum Kärntner Landtag, abgehaltenen Wahlen? 

� Inwiefern war das Kronland Kärnten bis 1873 im Abgeordnetenhaus des Reichsrats 

vertreten? 

 

 

C. Forschungsstand 

 

2018 bestehen zu den cisleithanischen Landtagen bzw. zu Wahlen und Wahlrecht zwar 

vereinzelt Beiträge und Dissertationen, jedoch handelt es sich dabei um wissenschaftliche 

Arbeiten aus dem Fachgebiet der Geschichtswissenschaften, also ohne rechtliche Kompo-

nente, so etwa von BINDER
1 zum Kärntner Landtag. Die bislang einzige juristische Disser-

tation ist jene von SWOBODA
2 zum Niederösterreichischen Landtag. 

 

Das Kärntner Landesarchiv beinhaltet dazu (weitgehend) gut erhaltene, entsprechend ein-

schlägige Archivalien. Grundlegende Bedeutung hat dabei vor allem die Klagenfurter Zei-

tung mit dem Amtsblatt für Kärnten. Auf dieser Quellenlage basierend soll die gegenständ-

liche Dissertation dazu beitragen, die beschriebene Forschungslücke zu schließen. 

 

 

D. Darstellung der wissenschaftlichen Methoden 

 

Aufgrund des Umstandes, dass die Rechts- und Verfassungsgeschichte eine interdisziplinä-

re Wissenschaft ist, war es geboten, im Zuge meiner Recherche auf die Methoden sowohl 

                                                           
1 BINDER, Iris M., Der Kärntner Landtag, in: RUMPLER, Helmut/URBANITSCH, Peter, Die Habsburgermonar-
chie 1848-1918, Band VII, Verfassung und Parlamentarismus, 2. Teilband, Die regionalen Repräsentativkör-
perschaften, Wien 2000. 
2 SWOBODA, Gunther, Wahlen und Wahlrecht in Niederösterreich von 1861 bis 1918, Wien 1999. 
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der Rechtswissenschaften als auch der Geisteswissenschaften Bedacht zu nehmen. Neben 

umfassender Literaturrecherche in Bibliotheken (u.a. ÖAW, ONB, UB Wien, UB Kla-

genfurt, Österreichische Parlamentsbibliothek) und Sichtung von Originalquellen im 

Kärntner Landesarchiv wurde zur Auswertung von online verfügbaren Materialen eben-

falls auf die entsprechenden Datenbanken (u.a. ALEX, ANNO) zurückgegriffen. Aus den 

im Zuge meiner Dissertation derart erzielten Ergebnissen werden überdies am Ende 

Schlussfolgerungen gezogen. 
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II. Verfassungsrechtliche Stellung der Länder im österreichischen 

Gesamtstaat – unter besonderer Berücksichtigung von Kärnten 
 

A. Allgemeines 

 

Der österreichische Gesamtstaat, wie er in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts bestand, 

war das (vorläufige) Ergebnis jenes Bestrebens des Herrscherhauses, einen zentralistischen 

Einheitsstaat zu schaffen. Diese Gesamtstaatsidee, das Verschmelzen der unterschiedlichen 

Länder des Hauses Habsburg, wurzelte schon im 13. Jahrhundert.3 Nach dem Aussterben 

der Babenberger bezeichneten die „österreichischen Länder“ jene Gebiete, die zur Dynas-

tie der Habsburger, also dem Haus Österreich, gehörten.4 Der Name „Österreich“ geht auf 

den Begriff „ostarrichi“ zurück, der ursprünglich jenes Territorium benannte, welches 

dem bayerischen Markgrafengeschlecht der Babenberger im Jahr 976 durch Belehnung 

zukam. Durch das „privilegium minus“ 1156 wurde es zum Herzogtum erhoben.5 

 

Das Land Kärnten ging im Hochmittelalter aus dem Kerngebiet der Karantaner hervor.6 

Seit 876 regierte ARNULF (Beiname „von Kärnten“), der uneheliche Sohn des Frankenkö-

nigs KARLMANN, im Fürstentum „Karantanien“7, welches auf dem Gebiet des heutigen 

Kärnten liegt und ab dem 6. Jahrhundert eine slawische Besiedlung erfuhr.8 Nach ARNULFS 

Tod 899 kam es zum allmählichen Zerfall des fränkischen Reiches. Kärnten war in dieser 

Zeit mit dem Amtsherzogtum Bayern verbunden.9 Die Trennung Kärntens (mit Teilen der 

heutigen Steiermark10) von Bayern erfolgte 976, als der Luitpoldinger HEINRICH Herzog 

von Kärnten wurde. Damit verbunden ist die Erhebung Kärntens zum sechsten Amtsher-

zogtum des Reiches (neben Sachsen, Bayern, Franken, Schwaben und Lothringen).11 

Durch Kaiser HEINRICH II. erfolgte 1007 die Gründung des Bistums Bamberg, welches 

weitläufige territoriale Besitzungen in Kärnten erhielt.12 Kärnten war aber durch zahlreiche 

geistliche und weltliche Herrschaften zersplittert.13 

                                                           
3 SCHENNACH, Gesamtstaatsidee, 17f. 
4 KRIEGER, Mittelalter, 140. 
5 BRAUNEDER, Österreich, Spalte 229-249. 
6 BRUNNER, Verfassungsgeschichte Südostdeutschlands, 243. 
7 FRÄSS-EHRFELD, Mittelalter, 81. 
8 BRAUNEDER, Österreich, Spalte 229-249. 
9 FRÄSS-EHRFELD, Mittelalter, 98f. 
10 NEUMANN, Bausteine, 41. 
11 OGRIS, Spurensuche, 230f. 
12 FRÄSS-EHRFELD, Mittelalter, 112. 
13 DROBESCH, Habsburgische Politik, 19. 



 

5 
  

 

ABBILDUNG 1: KARANTANIEN IM 8./9. JAHRHUNDERT (NACH H. DOPSCH)14 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

RUDOLF I. von Habsburg begann nach seiner Wahl zum dt. Kaiser 1273 allmählich damit, 

nicht nur den Zusammenhalt der Länder, in denen das Haus Habsburg die Reichsfürsten 

stellte, zu stärken, sondern auch deren Anzahl zu erhöhen. Dieses Bestreben war die trei-

bende Kraft der sog. Hausmachtpolitik der Habsburger.15 Nach dem Sieg über König Otto-

kar von Böhmen im Jahr 1278 kam diese Politik 1282 durch die Belehnung seiner Söhne 

mit den Ländern Österreich ob und unter der Enns sowie der Steiermark deutlich zum 

Ausdruck.16 Kärnten und Krain wurden MEINHARD II. v. Görz-Tirol zugedacht.17  

 

Habsburgisch sollte Kärnten erst 1335 werden, als Kaiser LUDWIG die Herzöge von Öster-

reich, ALBRECHT II. und OTTO, mit Kärnten belehnte.18 Die Belehnung gründete darin, dass 

Kärnten den habsburgischen Ländern als Grenzraum gegen Angriffe seiner südlichen 

Nachbarn vorgelagert sein sollte.19 Die Habsburger waren ebenso wie die Kärntner Land-

stände bestrebt, die Besitzungen des Bistums Bamberg sowie dessen politischen Einfluss 

im Land zurückzudrängen. Im 16. Jahrhundert wurde das Bistum in die Landstände einge-

gliedert, sodass die bambergischen Besitzungen in Kärnten für Beiträge zu den Landeslas-

                                                           
14 Abbildung übernommen von WOLFRAM, Grenzen und Räume, 258. 
15 OLECHOWSKI, Rechtsgeschichte, 26f. 
16 KANN, Nationalitätenproblem, 18. 
17 OLECHOWSKI, Rechtsgeschichte, 28. 
18 FRÄSS-EHRFELD, Mittelalter, 398f. 
19 BAUM, Reichs- und Territorialgewalt, 104f. 
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ten herangezogen werden konnten. Erst 1759 erwarb das Haus Österreich durch Kauf 

Bambergs Kärntner Gebiete.20 

 

ABBILDUNG 2: KÄRNTEN – TERRITORIALE ZERSPLITTERUNG VOR 146021 

 

Die Hausmachtpolitik der Habsburger führte zu einem stetigen Zugewinn an Territorien, 

primär im Wege von Belehnungen, d.h. Gutsübertragung zur Eigennutzung gegen Ver-

pflichtung zu Diensten für den Lehensgeber22, durch den dt. Kaiser, welche oft durch Ver-

mählungen mit Habsburgern oder Erbfolgevereinbarungen vorweggenommen wurden. 

Eroberungen durch Kriegsführung blieben die Ausnahme.23 Für diese Gebiete bildete sich 

allmählich der Begriff der „Erbländer“ heraus. Der Begriff steht einerseits für die landes-

fürstlich-erblich beherrschten Habsburgerländer in Abgrenzung zu jenen im Herrschaftsbe-

reich der Habsburger als röm.-dt. Kaiser24, wobei für die „deutschen Erbländer“ die Zuge-

hörigkeit zum Heiligen Römischen Reich deutscher Nation kennzeichnend ist.25 

 

 

                                                           
20 RAGGER, Verwaltung, 9f. 
21 Abbildung übernommen von FRÄSS-EHRFELD, Mittelalter, 778. 
22 AUGE, Lehnrecht, Lehnswesen, Spalte 717-736. 
23 KANN, Nationalitätenproblem, 18. 
24 BRAUNEDER, Erblande, Spalte 1367-1368. 
25 SCHENNACH, Gesamtstaatsidee, 24. 
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ABBILDUNG 3: DIE HISTORISCHE ENTWICKLUNG ÖSTERREICH-UNGARNS
26 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Hausmachtpolitik der Habsburger änderte sich mit Beginn der Frühen Neuzeit durch 

den Erwerb der Königreiche Böhmen (inklusive Mähren und Schlesien), Ungarn (mit Sie-

benbürgen) und Kroatien.27 Diese hatten eine andere, mehr oder minder unabhängige Ge-

schichte und unterschieden sich vom bisherigen Besitzstand der Dynastie vor allem in 

Größe, Einwohnerzahl und Kultur. Dadurch büßte man zwar das bis dahin überwiegend 

deutsche Element der Länderverbindung ein, eine Entwicklung, die aber hin zum Vielvöl-

kerstaat führen und den Habsburgern den Aufstieg zur Großmacht bereiten sollte.28 

 

 

B. Die Pragmatische Sanktion 1713 

 

Bis zum Beginn des 18. Jahrhunderts bestand für die im Haus Habsburg miteinander ver-

bundenen Königreiche und Länder noch keine Organisationform in staatsrechtlicher Hin-

sicht.29 Dieser Umstand resultierte einerseits daraus, dass die Erbländer von Mitte des 16. 

Jahrhunderts bis zur Thronbesteigung Kaiser LEOPOLDS I. innerhalb der Dynastie auf die 

drei Linien des Hauses Habsburg aufgeteilt waren. Andererseits bestand zwischen dem 

Regenten und den ihm untergebenen Gebieten eine Rechtsbeziehung besonderer Art. Es 

existierte noch kein Grundgesetz der Habsburgermonarchie, das den Aufbau des Reiches 

                                                           
26 Abbildung übernommen von KANN, Nationalitätenproblem, 19. 
27 WINKELBAUER, Die Habsburgermonarchie, 159. 
28 KANN, Nationalitätenproblem, 20f. 
29 OLECHOWSKI, Rechtsgeschichte, 36. 
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im Ganzen zum Gegenstand hatte. Die Länder waren jeweils aufgrund ihrer eigenen Histo-

rie, vor allem durch ständische Verfassungen, nur mit dem Souverän, jedoch nicht unterei-

nander verbunden.30 Erst im Zuge des spanischen Erbfolgekrieges, in dem Kaiser LEOPOLD 

I. aufgrund der Familienbeziehungen zur spanischen Linie Ansprüche auf den Erwerb der 

spanischen Monarchie stellte, wurden innerhalb der Dynastie Verträge zur Regelung der 

Erbfolge abgeschlossen und diesen mit der Pragmatischen Sanktion 1713 Ausdruck verlie-

hen.31  

 

Die Pragmatische Sanktion Kaiser KARLS VI. war ein Hausgesetz, welches für alle König-

reiche und Länder der Habsburger die Erbfolge regelte.32 Tatsächlich hatte der Inhalt der 

Pragmatischen Sanktion seine Grundlage im zehn Jahre älteren, aber zunächst nicht veröf-

fentlichten Pactum mutuae successionis über ein wechselseitiges Erbrecht der beiden Söh-

ne Kaiser LEOPOLDS I. Diese Urkunde schrieb einerseits eine einheitliche Erbfolge für die 

verschiedenen Zweige der Habsburger fest33, andererseits sollte bei Fehlen männlicher 

Nachkommen auch eine weibliche Thronfolge möglich sein.34 BRAUNEDER
35 spricht in 

diesem Zusammenhang von „Primogenitur im Mannesstamm“. 

 

Dieses Hausgesetz der Habsburger erklärte weiters die Erbländer als unteilbar und un-

trennbar. Allerdings ist zu betonen, dass dadurch nur die Rechtsbeziehungen zwischen dem 

Herrscher und den Ländern (vertikal), nicht aber jene der Länder untereinander (horizon-

tal) geregelt wurden.36 Die Pragmatische Sanktion wurde den habsburgischen Landtagen 

zur Genehmigung vorgelegt. Die deutschen Erbländer bestätigten die Urkunde unter aus-

drücklicher Wahrung ihrer bestehenden Rechte. In Kärnten erfolgte die Bestätigung am 5. 

Juni 1720. Innerhalb der ungarischen Ländergruppe ist zu differenzieren. Nach Siebenbür-

gen nahm auch Ungarn die Pragmatische Sanktion 1722 an. Der kroatische Landtag hatte 

schon 1712 aus eigenem Antrieb eine Erbfolgeregelung beschlossen, welcher die kaiserli-

che Sanktion verweigert wurde. In Kroatien galt die Pragmatische Sanktion sodann auf-

grund der Anerkennung des ungarischen Landtags.37 KANN bezeichnet die Pragmatische 

Sanktion als „ein genau überlegtes Projekt, das unter sorgfältiger Berücksichtigung der 
                                                           
30 SCHNEIDER, Union von Ständestaaten, 32f. 
31 OLECHOWSKI, Rechtsgeschichte, 37. 
32 KANN, Nationalitätenproblem, 22. 
33 VOCELKA, Glanz und Untergang, 87. 
34 SCHNEIDER, Union von Ständestaaten, 34f. 
35 BRAUNEDER, Pragmatische Sanktion, 57. 
36 SCHNEIDER, Union von Ständestaaten, 35f. 
37 BRAUNEDER, Pragmatische Sanktion, 66ff. 
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verbrieften Rechte und Grundsätze der einzelnen Länder und mit Zustimmung ihrer Stände 

in Kraft gesetzt worden war.“38 

 

Im Jahre 1792 wurde FRANZ II. aus dem Haus Österreich als Nachfolger seines Vaters, 

LEOPOLD II., zum röm.-dt. Kaiser gewählt. Unmittelbar darauf erfolgte der Beginn der Ko-

alitionskriege gegen Napoleon, in denen die europäischen Mächte gegen das revolutionäre 

Frankreich kämpften.39 Der bis dahin bestehende Dualismus zwischen Österreich und 

Preußen, den beiden Rivalen um die Vorherrschaft im Heiligen Römischen Reich, rückte 

infolgedessen vorerst mehr und mehr in den Hintergrund.40 

 

 

C. Vom Haus Österreich zum Kaisertum Österreich 

 

Die einseitige Begründung der österreichischen Kaiserwürde 1804 stellte nach heute herr-

schender Ansicht einen klaren Verfassungsbruch dar. Trotzdem wurde dieser Schritt da-

mals aber unter dem Aspekt der Konfrontation mit Napoleon Bonaparte gesehen und scha-

dete der öffentlichen Meinung über Kaiser Franz nicht nachhaltig.41 Im Fall eines Zusam-

menbruchs des Heiligen Römischen Reiches sollte dem Haus Habsburg zumindest ein Kai-

sertitel erhalten bleiben, auch wenn dies eine Verletzung des Reichsrechts darstellte.42 Na-

poleon hatte sich zuvor zum Kaiser der Franzosen gekrönt, Frankreich in ein erbliches Kai-

sertum umgewandelt.43 

 

Im Übrigen wird damit die Bestrebung eines Rückzugs des Erzhauses auf die österreichi-

schen Erblande (nach Ansicht des Gelehrten Johann Joachim BECHER handelt es sich dabei 

lediglich um einen bloßen Komplex von Rechtstiteln44) verdeutlicht und auch eine Ent-

wicklung, ausgehend von der Pragmatischen Sanktion, vollendet.45 Obwohl die Pragmati-

sche Sanktion von Kaiser KARL VI. die Unteilbarkeit und Untrennbarkeit aller habsburgi-

schen Königreiche und Länder rechtlich normierte, bestanden diese aber, entgegen einem 

                                                           
38 KANN, Nationalitätenproblem, 29. 
39 KOHLER, Die Kaiserwahl von 1792, 29f. 
40 KOTULLA, Verfassungsgeschichte, 201f. 
41 ZIEGLER, Kaiser Franz II. (I.), 19f. 
42 HOKE, Der Kaiser von Österreich, 115ff. 
43 RUMPLER, Mitteleuropa, 57. 
44 BRAUNEDER, Bechers Lehre vom Staat, 63. 
45 ARETIN, Heiliges Römisches Reich, 468. 
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geschaffenen Gesamtstaat „Österreich“, tatsächlich nicht.46 Daran änderte auch die An-

nahme der Kaiserwürde nichts.47 

 

Ebenso ist die Annahme des österreichischen Kaisertitels nicht gleichzusetzen mit der so-

fortigen Schaffung eines Staates mit dem Namen „Kaisertum Österreich“. Eine derartige 

Unterordnung der habsburgischen Länder wurde erst mit dem Hofkanzlei-Dekret vom 12. 

März 1813 erreicht. Dabei erfuhr der Gesamtstaat eine Stärkung durch Abänderung des 

Vokabulars. Begriffe wie „Österreichischer Kaiserstaat“ verdrängten etwa Ausdrücke wie 

„Erbstaaten“ oder „Erblande“.48 Dieser Gedanke eines Synonyms von Haus Habsburg und 

dem Haus Österreich lag bereits der in der Pragmatischen Sanktion verwendeten Titulatur 

zugrunde. Die Pragmatische Sanktion sollte solange wirksam sein, als auch der Regent 

über die österreichischen Erbländer aus dem Haus Habsburg stammte.49 

 

Die Stellung der Länder selbst änderte sich im Vormärz nicht maßgeblich. Ihr historisch 

gewachsener Rechtsbestand wurde schon mit Artikel drei der Kaisererklärung FRANZ II./I. 

übernommen. Vereinzelt erhielten jene Länder, die in der napoleonischen Zeit von Frank-

reich oder dessen Verbündeten besetzt waren und insofern eine rechtliche Neuordnung 

erfahren hatten (Tirol, Krain, Galizien), vom Kaiser oktroyierte Landesverfassungen.50 

Nach der landständischen Tiroler Landesverfassung 1816, welche die erste formelle Ver-

fassung, d.h. Verfassungsurkunde, im heutigen Österreich darstellt51, hatte der Tiroler 

Landtag keine gesetzgebende Gewalt.52 Die Verfassungsversprechen für Vorarlberg53 und 

Salzburg wurden von Kaiser FRANZ II./I. nicht eingelöst.54 KANN spricht in diesem Zu-

sammenhang von „den unter der Herrschaft des Hauses Österreich stehenden Ländern“. 

Dieser Zustand sollte nach dem cisleithanischen Intermezzo von 1848/49 letztendlich noch 

bis zum Jahr 1861, in Ungarn bis zum Ausgleich 1867 andauern.55 

 

 

                                                           
46 SIEMANN, Staatenbund, 71. 
47 KANN, Nationalitätenproblem, 28f. 
48 SCHNEIDER, Union von Ständestaaten, 37f. 
49 KANN, Nationalitätenproblem, 24. 
50 SCHNEIDER, Union von Ständestaaten, 38f. 
51 ZEILNER, Verfassung, 26f. 
52 STRASAK, Tiroler Landesverfassung, 24. 
53 KOTULLA, Verfassungsgeschichte, 404. 
54 ZEILNER, Verfassung, 27f. 
55 KANN, Nationalitätenproblem, 29f. 
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D. Die Bedeutung des Begriffs „Land“ im Rechtssinn 

1. Allgemeines 

 

Zu klären ist auch die Frage, welche Bedeutung dem Begriff „Land“ vor allem im Rechts-

sinn innerhalb des österreichischen Gesamtstaates zukommt. Werden für diese Territorien 

auch mannigfaltige Ausdrücke wie beispielsweise „Staaten“, „Erbländer“ oder 

„Reichsprovinzen“ verwendet, handelt es sich dabei nicht wirklich um Synonyme zueinan-

der. Ganz allgemein kann gesagt werden, dass unter einem Staat im Sinne der Aufklärung 

„die Vergemeinschaftung der Menschen in einer bürgerlichen Gesellschaft unter einer 

Obrigkeit“ verstanden wird.56 

 

BRAUNEDER
57 stellt die rechtliche Situation der Länder vor dem Revolutionsjahr 1848 in 

Anlehnung an den Geographen Johann August Georg GALLETTI dar, welcher eine von der 

räumlichen Ausdehnung der Länder verschiedene „politische Einteilung“ anführt. Hier ist 

etwa Vorarlberg zu nennen, welches verwaltungsmäßig der Provinz Tirol-Vorarlberg an-

gehört58, oder die Steiermark, die den „Klagenfurter Kreis“ Kärntens mitumfasst. Es beste-

hen aber auch territorial verschieden eingeteilte Verwaltungszonen, sog. Gubernien, etwa 

im Königreich Illyrien. Daran knüpft die Darstellung des Statistikers Johann SPRINGER an, 

welche die Monarchie in mehrere Gouvernementsbezirke, den Gubernien ähnliche Verwal-

tungseinheiten, einteilt. Diese sind nur mit wenigen Ländern territorial ident, wobei deren 

Bezeichnung als „Land“ vermieden wird.59 Kärnten war insofern zweigeteilt, als der Kla-

genfurter Kreis (Unterkärnten) von Graz, der Villacher Kreis (Oberkärnten) von Laibach 

(Königreich Illyrien) aus verwaltet wurde.60 

 

Im Gegensatz dazu ist der in der österreichischen Monarchie später verwendete Begriff 

„Kronland“ zu verstehen. Damit wird, seiner ursprünglich englischen Herkunft nach, ganz 

allgemein zum Ausdruck gebracht, dass ein Territorium eigenes Gut des Herrscherhauses 

und nicht des Staates an sich ist. In der Habsburgermonarchie wurde dieses Wort in einem 

anderen Kontext gebraucht, nämlich so, dass die sich in ihrer Geschichte, Tradition und 

Bevölkerung unterscheidenden Kronländer jene Gebiete darstellten, die das Haus Habs-

burg im Laufe der Zeit erwarb. Hervorzuheben ist aber, dass den Kronländern in der Struk-
                                                           
56 SCHENNACH, Gesamtstaatsidee, 24. 
57 BRAUNEDER, Gouvernementbezirke, 51. 
58 STRASAK, Tiroler Landesverfassung, 24. 
59 BRAUNEDER, Gouvernementbezirke. 52f. 
60 BRAUNEDER, The Structure of General Administration, 71. 
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tur des zentralistischen Gesamtstaates politisch wie rechtlich lediglich eine derart mindere 

Bedeutung eingeräumt wurde, die man wohl am besten mit der Stellung von „Provinzen“ 

umschreiben vermag.61 

 

 

2. Die politische Einrichtung des Landes: „Der Landtag“ 

 

Als „Land“ bzw. „Länder“ wurden vor dem Jahr 1848 jene Gebiete angesehen, in denen 

die Landstände in gewisser Art und Weise am öffentlichen, politischen Leben teilhaben 

konnten. Das Recht, Landtage abzuhalten, blieb lediglich theoretischer Natur, zumal diese 

im Vormärz in Bezug auf die Erbländer so gut wie niemals stattfanden.62 Ein Land defi-

niert sich deshalb allgemein als „Einheit gleichen Rechts, getragen von einer Landgemein-

de, den Landständen.“63 Die sog. Landstände definieren sich als jener Personenkreis, dem 

in den verschiedenen Ländern bestimmte Mitwirkungsrechte an den Regierungsgeschäften 

verfassungsgesetzlich zugestanden wurde. Ihre Bedeutung nahm erst mit der Revolution 

des Jahres 1848 ab und verschwindet letztlich mit der Einrichtung anderer regionaler Re-

präsentativkörperschaften 1861.64 

 

Hingegen existierte die Idee von Landtagen als (gewählten) Volksvertretungen in der 

Habsburgermonarchie bereits in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts.65 Dabei handelt es 

sich nicht zuletzt um einen Aspekt von „Landesautonomie“, nämlich der eigenständigen 

(subsidiären) Erfüllung von Ausgaben des (Zentral-)Staates durch die Kronländer. Eine 

derartige rechtliche Eigenständigkeit war bis zum Revolutionsjahr 1848 aber defacto nicht 

vorhanden.66 

 

Der Wiener Kongress zeichnete die Landkarte der europäischen Staaten neu. Unter ande-

rem wurde Kärnten wieder Österreich zugeteilt. Die Deutsche Bundesakte wurde durch die 

Wiener Schlussakte aus 1820 erweitert.67 Zusammen stellten diese beiden Vereinbarungen 

                                                           
61 KANN, Nationalitätenproblem, 26f. 
62 BRAUNEDER, Gouvernementbezirke, 53. 
63 WALLAS, Gerichtsverfassung, 31. 
64 LUSCHIN, Landstände, 370. 
65 LUSSNIG, Wahlen, 1. 
66 HYE, Länder, 2427ff. 
67 OLECHOWSKI, Rechtsgeschichte, 45f. 
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die rechtliche Grundordnung des Deutschen Bundes dar.68 Sein Zweck war die Erhaltung 

der äußeren und inneren Sicherheit Deutschlands, wobei die einzelnen Mitgliedsstatten 

formal unabhängig blieben.69 Der Deutsche Bund zwang damit seine Mitgliedsstaaten in 

einen absolutistischen Staatsaufbau.70 Nach dem Wiener Kongress vermieden daher so-

wohl Preußen als auch Österreich die Schaffung einer zentralen Repräsentativkörper-

schaft.71 

 

Gemäß Artikel 13 der Deutschen Bundesakte war zwar in allen Territorien des Deutschen 

Bundes die Errichtung einer Repräsentativkörperschaft der Landstände vorgesehen. Die 

Wiener Schlussakte konterkarierte dieses Vorhaben allerdings wieder, um eine Beschnei-

dung der monarchischen Vollkommenheit hintanzuhalten.72 Nach Artikel 56 der Wiener 

Schlussakte war die Abänderung der bestehenden landständischen Verfassungen nur auf 

verfassungsmäßiger Grundlage möglich. Eine solche innere Angelegenheit der einzelnen 

Staaten wurde schon nach Artikel 55 der Wiener Schlussakte dem jeweiligen Regenten 

vorbehalten.73 Österreich meinte, sein absolutistischer Staatsaufbau würde den Erfordernis-

sen einer landständischen Verfassung genügen.74 BISINGER definiert die Verfassung des 

Kaisertums Österreich im Vormärz wie folgt: „Österreich ist eine erbliche Monarchie, die 

aus vielen Staaten und Ländern besteht, welche zwar für sich sehr voneinander verschie-

den, doch unter das Zepter eines gemeinschaftlichen Oberherrn vereinigt, nur einen gro-

ßen Staatskörper ausmachen.“75 

 

Im Gegensatz zu Berlin lehnte es Wien aber auch ab, die frühneuzeitlichen Landstände 

durch fortschrittlichere Provinziallandttage zu ersetzen.76 Daher handelte es sich bei diesen 

vormärzlichen Landtagen um, vom Landesfürsten einberufene und bloß beratende Ver-

sammlungen der diversen Stände eines jeden Gebietes, welchen jedes politische Durchset-

                                                           
68 KOTULLA, Verfassungsgeschichte, 327f. 
69 SIEMANN, Wandel der Politik, 60. 
70 BRAUNEDER, Historisches Staatsrecht, 121f. 
71 BRANDT, Verwaltung als Verfassung, 19. 
72 HUGELMANN, Landtage, 3. 
73 SCHLUßAKTE DER WIENER MINISTERKONFERENZEN VOM 15. MAI 1820, in:f HUBER (Hrsg.), Dokumente zur 
deutschen Verfassungsgeschichte, Band 1, Deutsche Verfassungsdokumente 1803-1850, Nr. 31. (Nr. 30), 99. 
74 OLECHOWSKI, Rechtsgeschichte, 47. 
75 Zitiert nach BRAUNEDER, Vergleich, 223. 
76 BRANDT, Verwaltung als Verfassung, 19. 
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zungsvermögen fehlte.77 Insofern wurde, gestützt auf Artikel 13 der Deutschen Bundesak-

te78, ein absolutistisches Regierungssystem weiter einzementiert.79 

  

                                                           
77 HYE, Länder, 2434. 
78 HUGELMANN, Landtage, 3. 
79 FAHRMEIR, Europa, 44. 
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III. Entwicklung der politischen Vertretungskörper im Allgemeinen 

bis 1848 am Beispiel Kärntens 
 

A. Das Kärntner Ständewesen bis Mitte des 19. Jahrhunderts 

1. Allgemeines 

 

 

Der Begriff „Land“ wird nach BRUNNER definiert als „Landesherr und Landstände zu-

sammen im vollen und ursprünglichen Sinn“.80 Demnach wird ein Territorium zusammen 

vom jeweiligen Inhaber der Landeshoheit (= Landesherr) und der Gemeinschaft der Stände 

(= Landschaft) rechtlich vertreten. Bei Letzteren handelte sich um die mittelalterlichen 

Stände, nämlich jene der Prälaten (= hohe Geistlichkeit), der Herren (von dynastischer 

Herkunft), der Ritter und edlen Knechte sowie der Städte und Märkte.81 Diese Stände, un-

tereinander verwoben durch mannigfaltige Rechtsbeziehungen verschiedener Art, übten, 

regelmäßig als Patrimonialherrn, die erstinstanzliche Rechtsprechung sowie weite Teile der 

öffentlichen Verwaltung aus. Sie sahen sich selbst als Vertreter der Anliegen ihres unter-

gebenen Volkes an. Ihre eigenen Interessen brachten sie am Landtag wiederum ihrem Lan-

desfürsten vor. HYE legt besonders Wert darauf, dass die Stände dabei dem Landesfürsten 

formell „entgegentreten“.82 

 

Insofern stellten die Landtage der Kronländer Versammlungen der Landstände dar, die von 

den Landesfürsten einberufen wurden, zunächst nur in bedeutenden Fällen, später in festen 

Abständen, um u.a. Steuerbewilligungen zu genehmigen. Allerdings bauten die Stände 

ihren Einfluss im Lauf der Zeit mehr und mehr aus, wodurch es zu Verschiebungen im 

Machtgefüge und daher wiederkehrenden Konflikten mit dem Landesherrn kam. Aber 

auch innerhalb der Stände kam den Prälaten und Herren ein Übergewicht nicht zuletzt 

dadurch zu, dass aus ihren Reihen der Landeshauptmann kam. Die Landtage in Kärnten 

unterschieden sich diesbezüglich nicht von jenen anderer Länder. Es gab jedoch manche 

Abweichung, insbesondere in Hinblick auf die, auf (einzelne) Länder bezogene, Reformen 

Maria Theresias der Jahre 1747/48.83 Erst dadurch sollte einer staatlichen Verwaltung in 

                                                           
80 BRUNNER, Verfassungsgeschichte Österreichs, 474. 
81 OGRIS, Spurensuche, 382. 
82 HYE, Länder, 2429. 
83 OGRIS, Spurensuche, 382f. 
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Kärnten zum Durchbruch verholfen werden, in der den Landständen lediglich eine unter-

geordnete Rolle zukam.84 

 

 

2. Die Anfänge des Kärntner Landtags als politische Versammlung der 

Stände bis zum Beginn der Frühen Neuzeit 

 

Im Herzogtum Kärnten setzte sich der Landtag, ausgehend vom Spätmittelalter, aus dem 

Prälaten-, dem Adels- sowie dem Bürgerstand zusammen. Zum Sitz des Landtags wurde 

Klagenfurt bestimmt, da die Stadt seit dem Jahr 1518 den Landständen gehörte.85 Alfred 

OGRIS beschreibt eine Verschiebung der Machtverhältnisse zwischen dem Landesherrn 

und den Landständen derart: „Die Konsolidierung und volle Machtentfaltung des Stände-

wesens wurde in Kärnten durch die einzig dastehende Schenkung der Stadt Klagenfurt an 

die Kärntner Stände 1518 durch Kaiser Maximilian I. begünstigt und fand ihren sichtbaren 

Ausdruck in der Errichtung des noch heute repräsentativen Landhauses (1574-1594). Je-

doch wurde schon am 4. Dezember 1581 der erste Landtag in dem noch nicht zur Gänze 

fertiggestellten Landhaus abgehalten.“86 Dieser Rechtsakt sollte den Weg für Klagenfurt 

als Landeshauptstadt bereiten.87 

 

ABBILDUNG 4:  

DER ZUR ALTSTADT HIN OFFENE LANDHAUSHOF MIT TURMPAAR UND ARKADEN
88 

 

 

 

 

 

 

 

 

In der Kurie des Prälatenstands saßen auch auswärtige Reichsbischöfe wie der Erzbischof 

von Salzburg und der Bischof von Bamberg (vertreten durch ihre Statthalter in Kärnten), 
                                                           
84 WALLAS, Konflikte, 9. 
85 LUSSNIG, Wahlen, 38. 
86 OGRIS, Spurensuche, 383f. 
87 OGRIS, Landeshauptstadt von Kärnten, 67. 
88 DEUER, Landhaus, 31. 
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ferner Äbte der landesansässigen Klöster/Stifte sowie einzelne Ordensangehörige und die 

Pfarrer der Stadt Klagenfurt. Dem Adelsstand gehörten die Herren gemeinsam mit geadel-

ten Rittern an, welche die Voraussetzungen für die Verleihung der weltlichen Landstand-

schaft gemäß der Landesordnung aus 1591 erfüllten (u.a. eheliche Geburt, Adelung der 

Eltern vor mindestens 30 Jahren, Beteiligung am Türkenfeldzug89 sowie die Voraussetzung 

der Deutschsprachigkeit90). Aus dem Stand der Herren und Ritter kam der Landeshaupt-

mann.91 Eine schwache Stellung nahm zunächst der Bürgerstand ein, in welchen elf Städte 

und 21 Märkte ihre Vertreter entsandten, es gewann aber das Städtewesen mehr und mehr 

an Bedeutung. Bei den Repräsentanten handelte es sich meist um Bürgermeister, Mitglie-

der des Magistrats oder Stadtrichter. In Ausnahmefällen wurden die Vertreter aber auch 

von den Bürgern oder den Ausschüssen durch Wahl bestimmt. Gemeinsam war den ein-

zelnen Landständen bzw. deren Angehörigen die Landtagsfähigkeit, das persönliche Vor-

recht von Sitz und Stimme im Landtag. Dabei handelte es sich um ein Privileg, welches 

lediglich Einzelnen, also Kirchenamtsinhabern, Teilen des Adels und gewissen Städten und 

Märkten zukam. Im Adelsstand war aber zusätzlich der Nachweis von Grundbesitz in ei-

nem bestimmten Ausmaß erforderlich, um das Stimmrecht im Landtag ausüben zu können. 

Der Nachweis des notwendigen Grundbesitzes gelang durch die Eintragung desselben in 

die Landesmatrikel92, der sog. Landtafel93. 

 

Der erste in Kärnten abgehaltene Landtag stellte sich als „Generallandtag“ zu Völker-

markt dar, da in diesem im Jahre 1453 auch die Stände der Steiermark und von Krain zur 

Beratung kriegerischer Auseinandersetzungen gegen die Türken und Ungarn vertreten wa-

ren. Alfred OGRIS betont, dass „das Kärntner Landesbewusstsein hier eine seiner Wurzeln 

hat.“ In diesem Zusammenhang sind auch die Landeskonvente von 1482 und 1488 be-

kannt, welche von den Landständen ohne Bestellung durch den Landesherrn abgehalten 

wurden. Dabei muss die gefestigte Machtstellung der Landstände betont werden, zumal 

Kärnten ab der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts über keine eigene landesfürstliche Re-

sidenz mehr verfügte94, weil das landesfürstliche Herrschaftszentrum für Innerösterreich95 

in Graz lag.96 

                                                           
89 LUSSNIG, Wahlen, 38. 
90 WALLAS, Gerichtsverfassung, 37. 
91 OGRIS, Spurensuche, 382. 
92 LUSSNIG, Wahlen, 38f. 
93 OGRIS, Spurensuche, 384. 
94 OGRIS, Spurensuche, 383. 
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3. Herausbildung von Einrichtungen des Landtags ab der Frühen Neu-

zeit 

a) Großer ständischer Ausschuss und Verordnetenkollegium (kleiner 

Ausschuss) 

 

Die Tätigkeit der Landstände, insbesondere in Verwaltung und Rechtssprechung, erfolgte 

in kollegialer Weise. Sie formierten sich in Ausschüssen und Kommissionen.97 Bis zu den 

Reformen Maria Theresias zählten u.a. die jährlichen Steuerbewilligungen zu den Aufga-

ben des Landtags. Der „Große Ausschuss“ mit 22 Mitgliedern war für Verhandlung und 

Beschluss der Landtagsangelegenheiten zuständig, der „Kleine Ausschuss“ für die Durch-

führung und die laufenden Verwaltungsaufgaben (sog. „Verordnetenkollegium“). 98 

 

Das Verordnetenkollegium bestand aus sieben Personen, dem Burggrafen in Klagenfurt, 

fünf Verordneten und dem an der Spitze der ständischen Finanzen stehenden Generalein-

nehmer. Zu den Verwaltungsaufgaben des Verordnetenkollegiums zählten, neben der Füh-

rung der Landesgeschäfte zwischen den einzelnen Landtagen, die Ausschreibung der 

Landtage sowie die Überwachung der landständischen Verwaltung.99 

 

 

b) Das Landhaus als Verhandlungsort mit dem Landesfürsten 

 

Den Vorsitz im Landtag, welcher im Klagenfurter Landhaus abgehalten wurde100, führte 

bei den drei jährlichen Zusammenkünften (am 6. Jänner als Wirtschaftslandtag, am 24. 

April als Kontributionslandtag und im Oktober bzw. November als Bewilligungslandtag101, 

WALLAS spricht von „Geldlandtagen“102) bis 1748 der Burggraf als Landeshauptmann.103 

Dieses ständisch eingerichtete Amt des Burggrafen ist als verfassungsgeschichtliche Be-

                                                                                                                                                                                
95 Dynastischer Begriff nach Dreiteilung des österreichischen Erbes unter Kaiser Ferdinand I.: Inneröster-
reich fasste die Länder südlich des Semmering zusammen, Oberösterreich stand für Tirol und Vorarlberg; 
demgegenüber Österreich ob und unter der Enns. 
96 FRÄSS-EHRFELD, Mittelalter, 183. 
97 WALLAS, Innerösterreich, 21. 
98 LUSSNIG, Wahlen, 39. 
99 WUTTE, Verwaltungsgeschichte Kärntens, 89. 
100 WALLAS, Konflikte, 13. 
101 OGRIS, Spurensuche, 384. 
102 WALLAS, Konflikte, 13. 
103 LUSSNIG, Wahlen, 39. 
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sonderheit Kärntens zu verstehen. Dieser war zwar an die Interessen des Landesfürsten, 

dessen Vertretung er im Landtag wahrnahm, und der Stände gebunden, jedoch unterstan-

den ihm weder der „Große Ausschuss“ noch der „Kleine Ausschuss“. 

 

Weitere wichtige Funktionen waren jene des Landesverwesers, des Landesvizedoms, wel-

cher den landesfürstlichen Eigenbesitz zu verwahren hatte, das landeshauptmannschaftli-

che Gericht und das Landschrannengericht.104 Obwohl für unterschiedliche Aufgaben zu-

ständig, war die Gemeinsamkeit von Landeshauptmann, Landesverweser und Landesvize-

dom jene, dass es sich jeweils um eine den Landesfürsten vertretende Funktion handelte.105 

 

 

c) Landes-Ämter 

(1) Landeshauptmann und Landesverweser 

 

Der Landeshauptmann wurde vom Landesfürsten aus dem Kreis der Landstände ernannt 

und führte den Vorsitz im Landtag.106 Die Bedeutung des Landeshauptmannes als höchstes 

Verwaltungsorgan änderte sich mit dem 16. Jahrhundert, als dieser auch das Vertrauen der 

Landstände erringen konnte. Nicht umsonst kam den Landständen bei der Ernennung des 

Landeshauptmannes ein Vorschlagsrecht gegenüber dem Landesfürsten zu. Der Landes-

hauptmann fungierte als Stellvertreter des Landesfürsten in der politischen Verwaltung 

Kärntens. Die feierliche Amtseinführung und Eidablegung erfolgten durch zwei Kommis-

säre des Landesfürsten, den Bischöfen von Gurk bzw. Lavant und den Kärntner Landesvi-

zedom.107 

 

Für Zeiten der Abwesenheit des Landeshauptmannes war der Landesverweser als dessen 

Stellvertreter vorgesehen.108 Diesem oblagen vorwiegend richterliche Aufgaben als Vorsit-

zendem des ständischen Landschrannengerichtes. Er wurde auch vom Landesfürsten er-

nannt, wobei die Landstände hinsichtlich seiner Person auch ein Vorschlagsrecht hatten. 

 

                                                           
104 OGRIS, Spurensuche, 384. 
105 WALLAS, Gerichtsverfassung, 43. 
106 WALLAS, Gerichtsverfassung, 44. 
107 WALLAS, Innerösterreich, 24f. 
108 NIEDERSTÄTTER, Die Herrschaft Österreich, 321. 
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Nach WALLAS zeichnet beide Funktionen eine Doppelstellung aus, nämlich ein Interessen-

ausgleich zwischen dem Landesfürsten und den Landständen.109 

 

 

(2) Der Landesvizedom 

 

Die Bezeichnung „vicedomus“ sollte ursprünglich den Stellvertreter eines Herren bezeich-

nen.110 Die Finanzverwaltung Kärntens hatte der Landesvizedom als Stellvertreter des 

Landefürsten inne. Er verwaltete auch die Städte und Märkte des Landesfürsten. Auch 

richterliche Aufgaben hatte der landesfürstliche Landesvizedom zu erfüllen, insbesondere 

als erste Instanz bei Klagen gegen die von ihm verwalteten landesfürstlichen Städte und 

Märkte. Zu betonen ist, dass es sich beim Landesvizedom um jenes Amt handelte, auf das 

der Einfluss der Landstände am geringsten war.111 

 

 

(3) Die Gerichte im Land: Landschrannengericht und die Lan-

deshauptmannschaft 

 

Beim Landschrannengericht handelte es sich um das höchste Gericht Kärntens, welches die 

Gerichtsbarkeit für zivile Streitigkeiten des landständischen Adels ausübte. Aus diesem 

Grund war es teilweise ständisch besetzt. Den Vorsitz hatte aber der Landesverweser oder 

fallweise der Landeshauptmann.112 

 

Die Landeshauptmannschaft war zuständig für die Zivilgerichtsbarkeit der nichtlandständi-

schen Aristokraten. Den Vorsitz in derartigen Verfahren führte der Landeshauptmann. Die 

weitere Aufgabe der Landeshauptmannschaft bestand in der Funktion als oberste Krimi-

nalinstanz Kärntens.113 

 

 

(4) Burggrafenamt und Generaleinnehmer 

 

                                                           
109 WALLAS, Gerichtsverfassung, 44f. 
110 WEBERNIG, Landeshauptmannschaft, 103. 
111 WALLAS, Gerichtsverfassung, 51f. 
112 WALLAS, Innerösterreich, 25f. 
113 WALLAS, Innerösterreich, 27f. 
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Der Burggraf in Klagenfurt hatte die Aufgabe, über die Verwaltung und Rechtspflege der 

Stadt zu wachen. Insofern war er die höchste richterliche und militärische Instanz. Der 

Burggraf fungierte nicht nur als Vorsitzender der Verordneten, auch Stadthauptmann und 

Bürgermeister von Klagenfurt unterstanden ihm. Nicht zuletzt beaufsichtigte der Burggraf, 

der vom Landtag zunächst auf sechs Jahre gewählt wurde, ehe er bei tadelloser Amtsfüh-

rungauf Lebenszeit gewählt werden konnte, die Umsetzung der Landtagsbeschlüsse. Der 

Generaleinnehmer leitete das Finanzwesen der Stände.114 Beim ständischen Burggrafenamt 

in Kärnten handelt es sich nach MANHART um „eine in der deutschen Rechtsgeschichte 

einmalige Erscheinung und entstand erst nach der Schenkung der Stadt Klagenfurt durch 

Kaiser Maximilian an die Stände (1518).“115 

 

ABBILDUNG 5: LANDESFÜRST UND STÄNDE (15.-18. JAHRHUNDERT)116 

 

                                                           
114 WALLAS, Gerichtsverfassung, 56ff. 
115 MANHART, Burggrafenamt, 43. 
116 Abbildung übernommen von DEUER U.A., Landesgeschichte, 16. 
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B. Die Theresianisch-josephinischen Reformen und ihr Fortwirken bis 

1848 

1. Entmachtung der Stände – Aufbau einer staatlichen Verwaltung im 

Land 

 

Die ständische Dominanz in Verwaltung und Rechtsprechung sowie die Mitwirkung an der 

Gesetzgebung gründeten sich auf die den Landständen bis Mitte des 18. Jahrhunderts ge-

währten Sonderrechte. Geradezu symbolisch für das gewachsene ständische Selbstbe-

wusstsein steht die Befestigung von Klagenfurt durch die Landstände.117 Nicht zuletzt ob-

lag auch der militärische Schutz Kärntens den Landständen.118 

 

 

a) Maria Theresia 

 

Der Niedergang des ständischen Systems wurde durch die Reformen Maria Theresias in 

der Mitte des 18. Jahrhunderts begünstigt.119 Im Herzogtum Kärnten wurden diese Ein-

schnitte in der ständischen Selbstverwaltung von Graf Friedrich Wilhelm Haugwitz umge-

setzt, wobei man insbesondere das Steuerwesen der Stände der Aufsicht des Staates über-

trug. Lediglich die Verwaltung des Vermögens der Stände verblieb den einzelnen Landta-

gen, abgesehen von der Bestellung der Mitglieder der beiden Ausschüsse bzw. der standes-

eigenen Beamten.120 Parallel dazu verlor das Bistum Bamberg schrittweise seine Kärntner 

Gebiete.121 

 

Durch die staatliche Kontrolle der ständischen Einkünfte wurden die Landtage zu bloßen 

„Postulatenlandtagen“ degradiert, in welchen die Forderungen der Landesfürsten (einmal 

pro Jahr122) beraten und beschlossen wurden. Daneben löste die Landeshauptmannschaft 

das Burggrafenamt als Träger staatlicher Landesverwaltung ab.123 

 

                                                           
117 WALLAS, Innerösterreich, 22. 
118 WALLAS, Gerichtsverfassung, 39. 
119 LUSSNIG, Wahlen, 39. 
120 OGRIS, Spurensuche, 385. 
121 HOLECZEK, Vormärz, 3. 
122 OGRIS, Spurensuche, 385. 
123 LUSSNIG, Wahlen, 39. 
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Diese theresianischen Reformen hatten ihren Ursprung in der Ablehnung der Landstände, 

sich über einen Zeitraum von zehn Jahren zur Entrichtung einer Sondersteuer für militäri-

sche Belange des Gesamtstaats zu verpflichten (= sog. „Dezennalrezesse“). 

 

Zunächst wurden die Gerichte, nämlich das Landschrannengericht und die Landeshaupt-

mannschaft, zusammengelegt, das Amt des Burggrafen nach dessen Ableben nicht mehr 

nachbesetzt. In weiterer Folge kam es zur Abschaffung der Funktionen des Landeshaupt-

mannes, Landesverwesers und Vizedoms.124 Es folgte die Schaffung einer der Wiener 

Zentralverwaltung unterstellten Deputation (Vertretung und Kammer), welche sowohl die 

Militär- als auch die Finanzverwaltung wahrnahm. Ab 1748 wurde das Land in drei Kreise 

geteilt, welche allesamt der Deputation unterstellt waren.125 Die Kreisämter befanden sich 

in Villach, Klagenfurt und Völkermarkt.126 Anstelle der Deputation richtete Maria Theresia 

ab 1763 die (k. k.) Landeshauptmannschaft ein, der Landeshauptmann hatte nunmehr den 

Vorsitz im Landtag und seinen Ausschüssen.127 

 

Zwischen 1748 und 1763 fungierte der älteste Verordnete als Vorsitzender des Landtags. 

Zusätzlich wurde die Anzahl der Verordneten auf vier gesenkt, deren Kollegium aber spä-

testens mit der Schaffung der (k. k.) Landeshauptmannschaft 1763 völlig bedeutungslos 

war. Die Landesangelegenheiten oblagen ab diesem Zeitpunkt dem Landeshauptmann ge-

meinsam mit den zwei fähigsten Landräten. Schon ab 1758 mussten beiden Ausschüsse 

(Großer Ausschuss und Verordnetenkollegium) ihre Versammlungen dem Präsidenten der 

Vertretung und Kammer melden.128 

 

 

  

                                                           
124 BRAUMÜLLER, Geschichte Kärntens, 316f. 
125 WALLAS, Gerichtsverfassung, 124f. 
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b) Joseph II. 

 

Unter Maria Theresias Sohn, Joseph II., wurden sämtliche landständischen Behörden (k. k. 

Landeshauptmannschaft, Verordnetenkollegium, Kreisamt Völkermarkt129 außer dem Ge-

neraleinnehmeramt130) defacto abgeschafft. Aufgrund der Landesverfassung von 1782 und 

der damit verbundenen Unterordnung unter das Gubernium Graz verloren diese Behörden, 

sofern nicht bereits aufgelöst, ihre Selbständigkeit. Nicht zuletzt beseitigte das Steuerpatent 

von 1789 das Steuerbewilligungsrecht der Stände. 131 Bis zu diesem Zeitpunkt hatten die 

Landstände die alleinige Steuerhoheit. Trotz weitgehender Unterordnung unter das Gu-

bernium Graz wurde in Klagenfurt das Appellationsgericht für Inner- und Oberösterreich 

eingerichtet.132 Dabei handelte es sich um ein Rechtsmittelgericht, das als fünftes derarti-

ges Gericht (neben jenen in Wien, Prag, Budapest und Mailand) eingerichtet wurde. Das 

Gerichtswesen fiel im 18. Jahrhundert in Kärnten noch in die Zuständigkeit der Grundherr-

schaften. Als Rechtsmittelinstanz existierten eigene Appellationsgerichte für Kärnten in 

Klagenfurt und für Krain in Laibach. Im Zuge der Gerichtsreform Josephs II. wurde die 

Anzahl der Appellationsgerichte reduziert und die örtliche Zuständigkeit der Gerichtsbe-

hörden erweitert.133 Der Landtag trat einmal jährlich im Beisein von zwei (ehemaligen) 

Verordneten, die als Beirat der Gubernialregierung in Graz eingesetzt wurden, zusammen 

und nahm bloß formell die Postulate des Landesfürsten an.134 

 

Kaiser Leopold II. revidierte zwar manche Reformen der theresianischen bzw. josephini-

schen Epoche (u.a. Wiedererrichtung der landständischen Behörden), kam aber der Forde-

rung nach neuerlicher Selbstverwaltung nicht nach.135 Die Wiedererrichtung ist als Neuor-

ganisation der Stände zu verstehen. Insbesondere die beiden Ausschüsse setzten sich nun-

mehr abgeändert zusammen. Der Große Ausschuss bestand aus jeweils drei Vertretern der 

zwei ab 1782 bestehenden Kärntner Kreise, welche wiederum von den einzelnen Ständen 

bestimmt wurden. Das Verordnetenkollegium setzte sich aus dem den Vorsitz führenden 

Landesfürsten sowie drei weiteren Mitgliedern aller Stände, auch jenem der Städte und 

                                                           
129 BRAUMÜLLER, Geschichte Kärntens, 319. 
130 OGRIS, Spurensuche, 385. 
131 LUSSNIG, Wahlen, 40. 
132 HOLECZEK, Vormärz, 5f. 
133 FRESACHER, Der k.k. Appellationsgerichtshof, 61. 
134 BRAUMÜLLER, Geschichte Kärntens, 319. 
135 LUSSNIG, Wahlen, 40. 
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Märkte (nur bis zum Jahr 1792), zusammen. Im Übrigen kam es zu einer Anhebung der 

Anzahl der Ausschussräte auf zwölf Repräsentanten.136 

 

Im Wesentlichen sollte diese verfassungsrechtliche Organisation der Stände, also der Ent-

zug der Landesverwaltung und die Beaufsichtigung durch staatliche Oberbehörden, bis 

1848 erhalten bleiben. Lediglich 1837 kam es zu einer Anpassung der Geschäftsinstruktion 

von 1801 betreffend Landtag und ständische Körperschaften, wodurch dem Bürgerstand 

nur mehr eine Vertretung im (Postulaten-)Landtag selbst zukam, jedoch nicht mehr in den 

ständischen Gremien.137 Alfred OGRIS bezeichnet „die Zeit von 1748 bis 1848 als Epoche 

des beschleunigten Niedergangs der ständischen Macht.“138 

 

 

2. Exkurs: Das Intermezzo der napoleonischen Herrschaft in Kärnten 

(1809-1813) 

 

Innerstaatlich beendete die Französische Revolution schließlich eine österreichische Epo-

che der Reformen, welche von Maria Theresia eingeleitet und von Joseph II. fortgeführt 

worden war. Ein Übergreifen der revolutionären Vorgänge in Frankreich auf Österreich 

sollte mit aller Macht verhindert werden. Die Politik von Kaiser Franz war auf die Beibe-

haltung der bestehenden inneren Ordnung, insbesondere auf den Ausschluss der Bevölke-

rung von jeder politischen Mitbestimmung gerichtet. Diese Bestrebungen mündeten in der 

Annahme der österreichischen Kaiserwürde durch Kaiser Franz im Jahre 1804139 (dazu 

schon oben), was nichts an den Verfassungen in den Ländern noch im Gesamtstaat änderte. 

Insbesondere wurden keine Generalstände geschaffen.140 

 

Infolge der Niederlage im Dritten Koalitionskrieg und des Friedens von Preßburg 1805 

verlor Österreich Vorarlberg und Tirol an Bayern, Venetien mit Friaul, venezianisch Istrien 

und Dalmatien an das Königreich Italien.141 Der Austritt mehrerer deutscher Fürsten und 

die Formierung des Rheinbundes, leiteten den Niedergang des Heiligen Römischen Rei-

ches ein. Anfang August 1806 folgte schließlich die Niederlegung der röm.-dt. Kaiserkrone 

                                                           
136 OGRIS, Spurensuche, 385f. 
137 LUSSNIG, Wahlen, 40. 
138 OGRIS, Spurensuche, 386. 
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durch Kaiser Franz. Zudem erklärte er das Heilige Römische Reich für erloschen142, nicht 

zuletzt auch auf Druck Napoleons.143 Das Ziel, den Bestand der Habsburgermonarchie zu 

schützen, führte Österreich 1808 in den Fünften Koalitionskrieg gegen Frankreich. Trotz 

erster Anfangserfolge wurde Kaiser Franz erneut von Napoleon geschlagen und verlor Ös-

terreich durch den Frieden von Schönbrunn 1809 weiteres Staatsgebiet, nämlich Salzburg 

und Kärnten.144 

 

In Tirol, das seit 1809 unter bayerischer Verwaltung stand, kam es nach dem Einmarsch 

österreichischer Truppen zum Tiroler Volksaufstand unter dem habsburgertreuen Andreas 

Hofer. Dieser scheiterte, Hofer wurde verraten und Anfang 1810 in Mantua erschossen.145 

Salzburg wurde zunächst 1809 unter französische Verwaltung gestellt, 1810 unter bayeri-

sche. Dieser Zustand dauerte bis 1815 an. Auf dem Wiener Kongress wurde Salzburg 

schließlich der österreichischen Monarchie angegliedert.146 

 

Kärnten kann als Brennpunkt der napoleonischen Herrschaft zwischen 1797 und 1813 be-

zeichnet werden. Im Zuge des Fünften Koalitionskrieges scheiterte der Kärntner Land-

sturm unter Johann Baptist Türk.147 Durch den Friedensvertrag von Schönbrunn 1809 wur-

de Kärnten in zwei Teile aufgeteilt. Der eine Teil, Oberkärnten (sog. „Villacher Kreis“), 

wurde dem proklamierten Königreich Illyrien zugeschlagen. Unterkärnten (Gebiet um 

Klagenfurt) blieb aber weiterhin bei Österreich.148 Dieser sog. „Klagenfurter Kreis“ war 

nunmehr der Steiermark angegliedert.149 Zur Zeit der napoleonischen Herrschaft war die 

ständische Verwaltung in Oberkärnten komplett entmachtet, in Unterkärnten oblagen den 

Landständen lediglich das ständische Domestikum, also Beamtentum, sowie das Kreditwe-

sen.150 
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ABBILDUNG 6: VILLACHER KREIS (1809 – 1812 – 1813)151 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Das Königreich Illyrien Napoleons (sog. Illyrische Provinzen) umfasste Gebiete der deut-

schen Erbländer, nämlich Oberkärnten, Krain und Istrien sowie das ungarische „Zivilkroa-

tien“ und Dalmatien samt Ragusa. Als Hauptstadt fungierte Laibach, wo sich der Sitz des 

Generalgouverneurs befand. Später wurde Osttirol von der bayerischen Verwaltung ge-

trennt und dem Villacher Kreis zugeschlagen.152 Damit erhöhte sich die Einwohnerzahl des 

Villacher Kreises von 110.000 mit 30.000 Osttirolern auf mehr als 140.000. Zu betonen ist 

aber, dass dennoch die Bevölkerung des Königreichs Illyrien mehrheitlich slawischspra-

chig war.153 Oberkärnten teilte sich daher in zwei Provinzen, Villach und Lienz, welche 

wiederum in sog. Kantone untergliedert waren.154 Ebenso wie im ganzen Königreich Illyri-

en galt auch in Oberkärnten die französische Währung.155 Der Regierung Oberkärntens 

gehörten, neben dem Generalgouverneur, ein Generalintendant der Finanzen sowie ein 

Generalkommissär für Jusitz an.156 

 

Aus rein geographischer Sichtweise erscheint diese vorgenommene Gebietsaufteilung nicht 

sinnvoll. Allerdings darf dabei nicht übersehen werden, dass sie strategische und politische 

Interessen der Besatzungsmacht bediente. Österreich wurde zum Binnenstaat degradiert, 

wobei Frankreich die Hoheit über Verkehrsrouten nach Bayern und in den Südosten zu-

kam.157 Unter dem Strich verschlechterte sich daher die Situation massiv für Kärnten, wel-
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chem schon vor Kriegsbeginn die Peripherisierung drohte. Zur Aufteilung des Landes und 

der fehlenden Selbstbestimmung trat die Degradierung Kärntens zum Transitland.158 

 

Um 1812 gliederte sich der Villacher Kreis in insgesamt zehn Kantone (sieben in Ober-

kärnten, drei in Osttirol). Diese zerfielen wiederum – auf Basis der josephinischen Steuer-

gemeinden – in Arrondissements bzw. Mairien.159 Die Mairien sind mit Gemeindeämtern 

vergleichbar, deren Aufgabenbereich neben politischer und polizeilicher Kontrolle u.a. 

auch die Schulverwaltung, Pfarrangelegenheiten, die Matrikelführung sowie – als Aus-

druck säkulärer Herrschaft auf Basis des Code civil – die zivile Eheschließung war.160 Vor-

steher einer Mairie war der sog. Maire, ähnlich einem Bürgermeister, den der Generalgou-

verneur auf Vorschlag des Generalintendanten ernannte. Unterstützung in der Erledigung 

seiner Aufgabenbereiche erfuhr der Maire durch Munizipalräte und Adjunkte.161 

 

Im Gegensatz zum Villacher Kreis galt in Unterkärnten das ABGB. Insofern war Kärnten 

damals auch ein geteiltes Rechtsgebiet. Mit dem Niedergang Napoleons erfolgte schließ-

lich die Einführung des ABGB in Oberkärnten. Interessant ist insbesondere der familien-

rechtliche Vergleich beider Zivilrechtskodifikationen: Da der Code civil bereits die obliga-

torische Zivilehe vorsah, war auch Katholiken eine Scheidung sowie Wiederverheiratung 

möglich. Hingegen konnte im Klagenfurter Kreis für Katholiken eher nur eine „Scheidung 

von Tisch und Bett“ nach ABGB erfolgen. Auch im Ehegüterrecht ging das ABGB entge-

gen der Gütergemeinschaft des Code civil von einer (reinen) Gütertrennung aus.162 
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ABBILDUNG 7: KANTONE UND MAIRIEN IN OBERKÄRNTEN UM 1812, NACH ANGABEN VON 

EISANK (1847) UND HERMANN (1857) [SKIZZIERT VON DIETER NEUMANN
163] 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

3. Fortwirken der Theresianisch-josephinischen Reformen bis 1848 

 

Die schrittweise Entwicklung der Kärntner Landesverwaltung setzte bereits unter Maria 

Theresia ein, wodurch die Stände immer mehr an Einfluss verloren. Ein Behördenapparat 

auf Landes- sowie Bezirksebene wurde geschaffen.164 Erst in Folge des Friedens von Paris 

1814 sowie des Wiener Kongresses 1814/15 fielen die in vielen Jahren entzogenen Territo-

rien, so auch die Kärntner Gebiete, an Österreich zurück165, ohne dass die Strukturen der 

französischen Besetzung in Oberkärnten revidiert wurden. Sogar im Gegenteil: Verwal-

tungs-, Steuer- und Justizwesen blieben, entgegen dem Wunsch der Stände, (proviso-

risch166) unverändert.167 Mit Organisations-Verordnung traten am 1. August 1814 eine 

neue österreichische Verwaltungsstruktur sowie die österreichischen Gesetze in Kraft.168 

 

Die Verwaltung des Villacher Kreises erfolgte bis 1849 weiterhin durch das Laibacher 

Gubernium. 1825 wurde die Kärntner Landeseinheit auch vollends wiederhergestellt, je-
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doch in der Art und Weise, dass auch der Klagenfurter Kreis zum Gubernium Laibach hin-

zukam.169 Das Gubernium Laibach gehörte wie das Triester Gubernium dem 1816 geschaf-

fenen Königreich Illyrien an, welches, so HANISCH-WOLFRAM, „Zeit seines politischen 

Lebens mehr auf dem Papier als in der Realität existent blieb.“170 Dem Land Kärnten 

selbst verblieben nunmehr lediglich die beiden Bezirksverwaltungsbehörden (sog. „Kreis-

ämter“) mit Sitz in Villach und Klagenfurt.171 Das Kreisamt stellte die höchste Verwal-

tungsbehörde im Villacher Kreis dar und setzte sich aus dem Kreishauptmann, dem Kreis-

sekretär sowie drei Kreiskommissären zusammen. Seine Aufgabe „als rein politisches 

Amt“ bestand vorwiegend im Vermitteln zwischen dem Laibacher Gubernium einerseits 

und den Bezirksobrigkeiten andererseits, da keine besondere Kompetenz des Kreisamts 

verordnet wurde.172 Bis 1849, als Kärnten in administrativer Sicht seine Selbständigkeit 

wiedererlangte, trat keine Änderung der Verwaltungsstruktur ein.173 

 

ABBILDUNG 8: STAATLICHE LANDESVERWALTUNG 1782 – 1849174 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Für HOLECZEK ist „die Verwaltungsgeschichte Kärntens seit der Mitte des 18. Jahrhun-

derts durch die Beschränkung der ständischen Macht und durch Anwachsen der landes-

fürstlichen, sowie durch den mehrmaligen Wechsel zwischen der Selbständigkeit Kärntens 

und seiner Unterordnung unter das Innerösterreichische Gubernium in Graz gekennzeich-

net.“175 
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IV. Verfassungsrechtliche Grundlagen im österreichischen Ge-

samtstaat von 1848 bis zum Neoabsolutismus 
 

Der Epoche des Frühkonstitutionalismus, die mit den Ereignissen des Jahres 1848 eingelei-

tet wurde, gingen die Jahrzehnte des Vormärz voraus, die sich auf die altständische Mo-

narchie gründeten. Die Ablehnung einer Verfassungsgestaltung im Sinne einer konstitutio-

nellen Monarchie erfolgte bereits auf dem Wiener Kongress. Dementsprechend stellten 

auch die Organisation und Funktion der Landtage ein altständisches Modell dar.176 

 

 

A. Die Verfassung 1848 

 

Die Revolution des Jahres 1848 führte in der Habsburgermonarchie zu grundlegenden 

Veränderungen in der Staatsorganisation. Das Kaisertum Österreich erhielt zum ersten Mal 

eine Verfassungsurkunde und wandelte sich zu einem konstitutionellen Staat. In den Jahr-

zehnten davor existierte keine Verfassung im formellen Sinn, sondern der Gesamtstaat 

basierte auf einer Vielfalt unterschiedlicher verfassungsrechtlicher Bestimmungen aus ver-

schiedensten Epochen.177 Volksvertretung und Länderpartikularismus wurden durch die 

Stände zum Ausdruck gebracht. Um die dominante Stellung der Deutschsprachigen im 

mehrheitlich slawischen Staat nicht zu gefährden, existierten jedoch weder eine gemein-

same Vertretung der einzelnen Kronländer, noch eine Gleichberechtigung der Ständever-

treter.178 Die maßgebliche Forderung der Revolutionäre, die Beteiligung des Bürgertums 

an der Staatsgewalt, wurde somit im April in der Verfassung 1848 verwirklicht, welche auf 

Innenminister Franz Freiherr von Pillersdorf als ihren geistigen Vater zurückgeht.179 

 

Die grundlegende Errungenschaft der Verfassung 1848, oft auch als Aprilverfassung be-

zeichnet, war der Reichstag als das erste österreichische Parlament.180 Die Verfassung 

1848 enthielt zwar auch einen Grundrechtskatalog, diese galt aber nur für die cisleithani-

schen Gebiete der Monarchie und war frühkonstitutionell konzipiert. Kaiser und der 

Reichstag, dieser gegliedert in zwei Kammern, den Senat und die Kammer der Abgeordne-
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ten, hatten gemeinsam die Rechtssetzungskompetenz auszuüben181. Während der Senat 

neben Abgeordneten der Großgrundbesitzer auch aus Angehörigen des Kaiserhauses ge-

bildet werden sollte, waren die Mitglieder der zweiten Kammer alleine durch Wahlen zu 

legitimieren.182 Es handelte sich dabei um eine indirekte Wahl (mittels Wahlmännern) der 

Reichstagsabgeordneten. Selbst dieses eingeschränkte Wahlrecht wurde überdies noch an 

zahlreiche Voraussetzungen gebunden (etwa ein Wahlalter von 24 Jahren oder ein mindes-

tens sechsmonatiger Wohnsitz an dem Ort, an dem das Wahlrecht ausgeübt werden sollte). 

Somit war der Großteil der Bevölkerung von der Wahl der Reichstagsabgeordneten ausge-

schlossen.183 Es bestand ein absolutes Vetorecht des Monarchen gegen Beschlüsse des 

Reichstags. Die früheren Provinzialstände waren an der Gesetzgebung nicht beteiligt.184 

 

In der Verfassung 1848 spiegelten sich somit noch Elemente des politischen Systems, das 

vor der Revolution von 1848 bestand, wie etwa die dominante Stellung des Kaisers und die 

ausschließliche gesamtstaatliche Gesetzgebungskompetenz sowie das Festhalten an einem 

differenzierten Föderalismus und an landständischen Einrichtungen.185 Die bestehende 

Duplizität zwischen Ländern einerseits und Gouvernementbezirken wurde beibehalten. 

Nur Letztere fungierten als staatliche Verwaltungseinheiten.186 Anders schreibt GOTTS-

MANN dazu in seiner Bewertung der Verfassung 1848: „Trotzdem war das Wahlrecht für 

die damalige Zeit eine große und revolutionäre Errungenschaft […].“187 

 

Aufgrund der Maiunruhen des Jahres 1848, die vor allem durch die Kritik an der wenig 

fortschrittlichen Wahlordnung zur Kammer der Abgeordneten ausgelöst worden waren, 

erfolgte eine organisatorische Umbildung des Reichstags. Dieser sollte nunmehr ohne Se-

nat, eben im Sinne eines Einkammernsystems, nur aus einer vom Volk gewählten Kammer 

bestehen; er war beauftragt, eine endgültige Verfassung für die Habsburgermonarchie zu 

erarbeiten.188 Ebenso sollte eine Veränderung der Ständestruktur in den Ländern erfolgen, 

welche bis 1849 aber über Reformbemühungen nicht hinauskam.189 Die Landesverwal-
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tungsstruktur, wie sie im Vormärz bestand, wurde beibehalten, den Kronländern jede 

Kompetenz zur Gesetzgebung entzogen.190 

 

 

B. Der Verfassungsentwurf 1849 (Kremsier) 

 

In der Folge erzwang die Oktoberrevolution von 1848 die Verlegung des Reichstags von 

Wien ins mährische Kremsier, wo die bereits in Wien begonnen Verfassungsentwurfsar-

beiten finalisiert wurden. Das Ergebnis, der Kremsierer Verfassungsentwurf, war vor allem 

auf das hochkonstitutionelle Prinzip der Volkssouveränität fokussiert191: Die Souveränität 

sollte, im Sinne einer parlamentarischen Monarchie, allein dem Staatsvolk gegeben wer-

den.192 Die Legislative kam dem Kaiser gemeinsam mit dem Reichstag zu, dieser beste-

hend aus zwei Kammern, einer Volkskammer – fungierend als Vertretung des Staatsvolks 

– und, in Betonung des föderalen Elements, einer Länderkammer auch als Vertretung der 

Länder. Überdies war eine Gesetzgebung der Länder vorgesehen, wobei der Kaiser gegen 

Gesetzesbeschlüsse der parlamentarischen Vertretungen, explizit jedenfalls dem Reichstag 

gegenüber, lediglich ein aufschiebendes Vetorecht haben sollte.193 

 

§ 110 des Kremsierer Verfassungsentwurfes besagte, dass in jedem Kronland der cisleitha-

nischen Reichshälfte, ausgenommen Lombardo-Venetien, ein eigener Landtag existieren 

sollte. Die nähere Ausgestaltung der Bestimmungen über die Landtage sollte den jeweili-

gen Landesverfassungen vorbehalten bleiben.194 „Der Landtag sollte das Parlament für 

das Land sein.“195 § 1 des Grundrechtekatalogs sah das Prinzip der Volkssouveränität 

vor.196 Die (neuorganisierte) Landesverwaltung kam einem eigenen vom Kaiser bestellten 

Statthalter, Landeshauptmann oder Gouverneur als Träger einer Landesregierungsgewalt 

zu.197 

 

Zur Ausrichtung des Kremsierer Verfassungsentwurfs stellt BRAUNEDER fest: „Der Krem-

sierer Entwurf ist wesentlich reifer, durchdachter und origineller als die Verfassung 1848. 
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Zur Gewaltenteilung in Gesetzgebung, Verwaltung und Gerichtsbarkeit wird die Trennung 

und Unabhängigkeit der ‚Rechtspflege’ von der ‚Verwaltung’ ausdrücklich betont.“198 

Bevor der Reichstag sein Werk, nämlich eine Verfassung, die inhaltlich konträr zum beste-

henden Regierungssystem sowie der Haltung des Monarchen und des Ministerrats durch 

eine Parlamentsherrschaft geprägt war199, förmlich beschließen konnte, erfolgte seine Auf-

lösung durch die Regierung Schwarzenberg im März 1849.200 

 

 

C. Die Reichsverfassung 1849 

 

Franz Joseph, der junge Neffe von Kaiser Ferdinand, genannt der Gütige, konnte Ende des 

Jahres 1848 nach der Abdankung seines Onkels den Thron besteigen. Im Zuge der Reichs-

tagsauflösung im März 1849 wurde von Kaiser Franz Joseph eine Verfassung für den Ge-

samtstaat oktroyiert – die sog. oktroyierte Reichsverfassung 1849. Diese entsprach im We-

sentlichen dem Kremsierer Verfassungsentwurf, jedoch mit Ausnahme der Konkretisie-

rung des Prinzips der Volkssouveränität. Außerdem wurde ein Grundrechtspatent in Kraft 

gesetzt, das auf die ungarischen Länder keine Anwendung fand.201 

 

Die Reichsverfassung 1849 löste sich vom alten Konzept der Ständeversammlungen und 

beinhaltete Regelungen für gewählte Landtage der Kronländer. Diese waren nach Kurien 

als Interessensvertretungen mit ungleicher Stimmengewichtung aufgebaut. Ihre Funktion 

erschöpfte sich im Wesentlichen in der Landesgesetzgebung.202 In den Ländern bestand 

eine Doppelgleisigkeit aus zentralistischer und autonomer Verwaltung. Die Vollziehung 

der Reichs- und Landesgesetze oblag in jedem Kronland einem vom Kaiser ernannten 

Statthalter. Daneben bestand eine autonome Landesverwaltung, welche der aus dem Land-

tag formierte Landesausschuss wahrnahm. Dieser verantwortete die Vorbereitung und 

Überwachung der Landesgesetze und verwaltete das Landesvermögen.203 Anstelle der bis-

herigen Gouvernementbezirke, welche mehrere Länder zusammenfasste, wurden die Län-

der mit wenigen Ausnahmen, etwa Kärnten, in Kreise als Verwaltungseinheiten gegliedert. 

An der Spitze jedes Kreises, der der Zentralregierung direkt unterstellt war, stand der Krei-
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spräsident (funktionell vergleichbar mit den bisherigen Kreisämtern). In jedem Land be-

stand ein Statthalter, der in dieser Verwaltungsorganisation funktionell dem ehemaligen 

Gubernium entsprach.204 

 

Der Grundsatz der Monarchischen Legitimität wurde in der Verfassung verankert, wie das 

absolute Vetorecht des Kaisers in der Gesetzgebung.205 Außerdem wurde ein Reichsrat als 

weiteres Beratungsorgan des Monarchen neben dem Ministerrat, insbesondere für Fragen 

der Gesetzgebung eingerichtet. Obwohl die neue Verfassung in sämtlichen Reichsgebieten 

gelten sollte, konnte sie diesem Anspruch nicht vollkommen Genüge tun. Die politische 

Wirklichkeit war vor allem in Ungarn von militärischer Besetzung und Ausnahmezustand 

geprägt. Die kaiserliche Armee musste im Zuge des Bürgerkriegs den auftretenden Natio-

nalismus der verschiedenen Völker des Reiches, vor allem der Ungarn und Tschechen, 

zum Schutz der Monarchie unterbinden. Die Periode des sog. Scheinkonstitutionalismus 

von 1849 bis 1851 leitete der Regierungsstil des Kaisers ein.206 Obwohl auch die Reichs-

verfassung 1849 einen Reichstag vorsah, regierte Kaiser Franz Joseph auf Grundlage eines 

Notverordnungsrechtes. Für den Fall, dass der Reichstag oder ein Landtag nicht versam-

melt war, aber es dringender gesetzlicher Regelungen zur Gefahrenabwehr für das Reich 

oder das Land bedurfte, konnte der Kaiser unter Ministerverantwortlichkeit diese Regelun-

gen mit provisorischer Gesetzeskraft treffen (§ 87). Gemäß § 120 der Reichsverfassung 

1849 konnte der Kaiser, solange die von der Verfassung vorgesehenen Institutionen nicht 

existierten, die Gesetzgebung im Verordnungsrecht ausüben.207 BRAUNEDER dazu: „Nach 

dem Scheitern einer Verständigung zwischen Reichstag und Ministerrat schlug letzterer in 

der Verfassungsfrage einen neuen Weg ein, wonach er im Alleingang, ohne das Parlament, 

eine Verfassung ausarbeiten und oktroyieren lassen wollte. […] Mit dieser Abkopplung 

vom Parlament bildete nun allein der Ministerrat den institutionellen Rahmen der Verfas-

sungsentwicklung.“208 
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D. Die Silvesterpatente 1851. Beginn des Neoabsolutismus 

 

Entsprechend seinem Regierungsstil beseitigte Kaiser Franz Joseph die Reichsverfassung 

1849. Zunächst wurde der im April 1851 eingerichtete Reichsrat im August 1851 in einen 

Kronrat umgestaltet und so dem Ministerrat entzogen (sog. „Augusterlässe“). Die Mi-

nisterverantwortlichkeit wurde in einem zweiten Schritt in der 1849 gegebenen Ausgestal-

tung abgeschafft, die Minister von Trägern der Regierungsgewalt zu bloßen Exekutivorga-

nen herabgestuft. Zu Silvester 1851 erfolgte die formelle Aufhebung der Reichsverfassung 

1849 und des Grundrechtspatents durch zwei kaiserliche Erlässe, die sog. „Silvesterpaten-

te“. Der Ministerrat wurde nach dem Tod von Schwarzenberg zur Ministerkonferenz mit 

bloßer Exekutivfunktion umgestellt, womit die gesamte Macht im Staat beim Monarchen 

lag und der „Neoabsolutismus“ nunmehr auch formal feststand.209 „Dies alles wider-

sprach nicht nur der Verfassung 1849, sondern ganz grundsätzlich dem System der konsti-

tutionellen Monarchie“, so BRAUNEDER.210  

 

Eine grundlegende Folge des 1851 eingeleiteten Systemwechsels war der Ausschluss des 

Volkes von der Gesetzgebung. Anstelle von Repräsentativkörperschaften des Staatsvolks 

bzw. der Länder war eine neoabsolutistisch-neuständische Staatsstruktur angedacht. Da 

den geplanten ständischen Gremien lediglich beratende Funktionen zukommen sollte, kann 

man von einer „neuständisch beschränkten Monarchie“ sprechen.211 Die Landtage sollten 

allenfalls wieder in ihre alte, landständische Rolle zurückgestuft werden. Bis 1859 war für 

die Realisierung der neuständischen Grundlagen bloß eine neue Gemeindestruktur in Aus-

sicht genommen.212 
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V. Die Revolution von 1848 in Kärnten – Auswirkungen auf die 

politischen Vertretungskörper 
 

A. Allgemeines (politische Entwicklungen - verfassungsrechtliches Um-

feld) 

 

Die Revolution von 1848 führte, wie an anderer Stelle bereits ausgeführt, zu tiefgreifenden 

politischen und sozialen Veränderungen in der Habsburgermonarchie. Handlungsbedarf 

bestand insbesondere in der Frage der Reformierung der Landtage in den einzelnen Kron-

ländern. Dadurch sollte der Vertretung politisch bisher nicht berücksichtigter Bevölke-

rungsteile und Interessensgruppen Rechnung getragen werden.213 Kärnten war im Vormärz 

in wirtschaftlicher Hinsicht agrarisch und von der Eisenindustrie geprägt.214 1816 bestand 

eine Bevölkerungszahl noch von 267.015, wobei 155.130 auf den Klagenfurter Kreis, 

111.885 auf den Villacher Kreis entfielen. 1847 lag die Bevölkerungszahl in Kärnten dann 

bei 320.784 (192.824 im Klagenfurter Kreis, 127.960 im Villacher Kreis), war also um 

knapp 20 % gestiegen.215 

 

Das Jahr 1848 begann in Kärnten aus wahlrechtlicher Sicht im April mit der Bestimmung 

der Repräsentanten im Ständischen Zentralausschuss in Wien („Vorparlament“)216, wel-

cher sich sodann an der Ausarbeitung der Verfassung 1848 beteiligte, seine Arbeiten blie-

ben aber von untergeordneter Bedeutung.217 Dabei handelte es sich um die erste Parla-

mentswahl in Österreich.218 Der Große Ausschuss des Kärntner Landtags hatte zu diesem 

Zweck zwei Deputierte aus den Reihen der Stände nach Wien entsandt.219 Diese waren 

Ritter von Tschabuschnigg und Graf Lodron.220 
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TABELLE 1: WAHLEN IN KLAGENFURT 1848221 

TERMIN GEWÄHLT WAHLART 

4./5. April Ständische Delegation nach Wien Urwahl 

2. Mai Deutsche Nationalversammlung in Frankfurt Urwahl 

5. Mai Deutsche Nationalversammlung in Frankfurt Wahlmänner 

6. Mai Verstärkter ständischer Ausschuss Urwahl 

23. Mai Provisorischer Gemeindevorstand Urwahl 

15./16. Juni Österreichischer Reichstag in Wien Urwahl 

20. Juni Österreichischer Reichstag in Wien Wahlmänner 

23. Juni Kärntner Landtag Urwahl 

 

Anfang Mai 1848 erfolgte in Kärnten die Abhaltung der Wahl zur deutschen Nationalver-

sammlung in Frankfurt (dazu sogleich unter B.), Mitte Juni jene zum österreichischen 

Reichstag (dazu unter C.). Wenig später wurden auch die Wahlen zum Kärntner Landtag 

(dazu unter D.) durchgeführt, wobei gerade dieser zeitliche Umstand die Bevölkerung er-

müdete und eine niedrige Wahlbeteiligung mit sich brachte. Im Übrigen ist zu berücksich-

tigen, dass die Mehrzahl der zu wählenden Mandatare nicht nur in einem Wahlbezirk an-

trat, weshalb die Wahlverzichtserklärungen noch zu weiteren (Stich-)Wahlen führten.222 

 

 

B. Die Wahlen zur Deutschen Nationalversammlung in Kärnten 

1. Die Wahlkreiseinteilung 

 

Zur Durchführung der Wahlen zur deutschen Nationalversammlung in Frankfurt wurde am 

20. April 1848 vom Landes-Gouverneur ein Dekret erlassen, gerichtet an die fünf Kreis-

hauptleute in Kärnten und Krain.223 Dabei handelte es sich um eine Wahl in den dem Deut-

schen Bund angehörenden Gebieten.224 Bereits Ende März des Jahres 1848 versammelten 

sich im Frankfurter Vorparlament Landtagsabgeordnete der dem Deutschen Bund angehö-

rigen Staaten ohne Legitimationsgrundlage, um über Wahlen zu einem deutschen Parla-

ment zu beraten. Die Beratungsergebnisse, insbesondere die Anordnung der Wahlen, be-

durften zur ihrer Durchsetzung der rechtlichen Sanktionierung durch den Frankfurter Bun-
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destag.225 Der Frankfurter Bundestag (auch Bundesversammlung) stellte das ständige Or-

gan des Deutschen Bundes dar, das sich aus Gesandten der Mitgliedsstaaten zusammen-

setzte.226 

 

Die gewählte Deutsche Nationalversammlung sollte sich in weiterer Folge mit der Schaf-

fung eines deutschen Bundesstaates unter der Führung Preußens oder Österreichs (mit sei-

nen mehrheitlich nichtdeutschsprachig besiedelten Gebieten)227, einer Verfassung einer 

vereinigten deutschen Nation befassen.228 Ein geeintes „Deutsches Reich“ sollte aus Preu-

ßen, der Habsburgermonarchie und dem sog. Dritten Deutschland, gebildet aus mittleren 

und kleineren deutschen Staaten wie Baden, Bayern, Württemberg und Sachsen, entste-

hen.229 Die Mehrheit der österreichischen Abgeordneten bevorzugte die deutsche Einigung 

anstatt der fortbestehenden Gesamt-Monarchie.230 Ende Oktober 1848 wurde die sog. 

großdeutsche Lösung gegen den Willen Österreichs angenommen, wonach die deutschen 

Territorien der Habsburgermonarchie in den Deutschen Bund aufgenommen werden soll-

ten. Das restliche Staatsgebiet Österreichs war als eigenes Staatsgebilde vorgesehen und 

mit dem österreichischen Herrscherhaus nur in Personalunion verbunden.231 

 

Die nähere Ausgestaltung der Wahlrechtsbestimmungen sollte den Staaten des Deutschen 

Bundes vorbehalten sein.232 Die Wahl im illyrischen Gubernium sollte nach folgenden 

Grundsätzen durchgeführt werden: Ein Vertreter des Volkes in der Nationalversammlung 

würde für jeweils 50.000 Menschen gewählt233, wobei die Bundesmatriken des Jahres 1842 

als Grundlage dienten.234 Die passive Wählbarkeit der Personen sollte nicht von der Zuge-

hörigkeit nach gewissen Eigenschaften wie Religionsbekenntnis, Zensus oder Stand be-

schränkt sein. Aktiv wahlberechtigt wäre jeder volljährige männliche Staatsangehörige. 

Die zum Deutschen Bund gehörenden Gebiete der Habsburgermonarchie waren in der 

Bundesmatrikel mit einer Bevölkerungszahl von 9.482.227 vermerkt, sodass auf diese ins-

gesamt 190 Abgeordnete entfielen. Dementsprechend hatten Kärnten und Krain gemein-
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sam zwölf Abgeordnete zu wählen. Die einzelnen Wahlbezirke in beiden Ländern wurden 

unter Berücksichtigung des Populationsstandes derart gegliedert, dass pro Wahlbezirk von 

60.000 bis 70.000 Menschen ein Abgeordneter entfiel, also insgesamt weniger als vorge-

geben. Auf Basis der Diözesankataloge des Jahres 1848 kam Krain auf eine Bevölkerungs-

zahl von 496.686, Kärnten hingegen nur auf 327.945, sodass Krain sieben und Kärnten 

fünf Abgeordnete zu wählen hatte. Diese Anzahl von Abgeordneten verteilte sich wiede-

rum auf die einzelnen Kreise in Krain (den Laibacher, Neustadtler und Adelsberger Kreis) 

sowie Kärnten (den Klagenfurter und Villacher Kreis). Der Klagenfurter Kreis wählte drei, 

der Villacher Kreis zwei Vertreter.235 Die Wahlbezirke der beiden Kreise basierten auf den 

Kärntner Dekanaten (das sind kirchliche Verwaltungseinheiten), deren Hauptorte zugleich 

als Hauptwahlorte fungierten. Der Klagenfurter Kreis hatte deshalb drei Wahlbezirke 

(Klagenfurt, St. Veit und St. Andrä), der Villacher Kreis zwei (Villach und Spittal an der 

Drau).236 

 

 

2. Das Wahlverfahren im Allgemeinen gemäß Wahlordnung 

 

Vorgesehen war ein indirektes Wahlverfahren. Die Urwahl fand in den Pfarrgemeinden 

statt, sodass jeder wahlberechtigte Mann in jener Pfarrgemeinde wählen konnte, in der die-

ser seinen Wohnsitz hatte. Auf 500 Wähler pro Pfarrgemeinde entfiel ein Wahlmann. Soll-

te eine Pfarrgemeinde aber weniger als 500, aber zumindest 300 wahlberechtigte Personen 

aufweisen, konnte dennoch ein Wahlmann gewählt werden. Andernfalls hatte das Kreisamt 

die Möglichkeit, benachbarte Pfarrgemeinden zur gemeinsamen Wahl eines Wahlmannes 

zu vereinen. Falls eine Pfarrgemeinde aber mehr als 4.000 Personen aufwies, war es dem 

Kreishauptmann erlaubt, die Wahl der Wahlmänner an zwei verschiedenen Orten abzuhal-

ten. Das passive Wahlrecht zum Wahlmann bestand nur in der Pfarrgemeinde, in welcher 

der Wahlwerber selbst aktiv wählen durfte. Die Stimmabgabe wiederum war nicht nur 

schriftlich, sondern auch mündlich möglich (Stempelpapier nicht erforderlich). Vorgesehen 

hatte man eine relative Stimmenmehrheit der tatsächlich erschienen Urwähler. Wahlmann 

konnte, ebenso wie der Urwähler, ein volljähriger Staatsangehöriger sein. Die gewählten 

Wahlmänner eines Wahlbezirks mussten sich daher an dem Hauptort desselben versam-

meln und die Wahl eines Abgeordneten für die Deutsche Nationalversammlung durchfüh-
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ren. Zusätzlich war ein Stellvertreter des Abgeordneten zu bestimmen, falls dieser verhin-

dert sein oder gar zurücktreten sollte. Diese Wahl erfolgte durch Stimmzettel bei absoluter 

Mehrheit der abgegebenen Stimmen.237 

 

 

3. „Wahlkampf“ 

 

Wie im Vorfeld der Klagenfurter Gemeinderatswahl238 bemühten sich politische Vereine 

um die Vorbereitung der Bevölkerung auf die Wahl zur deutschen Nationalversammlung. 

Zu diesem Zweck wurde etwa eine Mitteilung des „Vereins der Kärntner in Wien“ (unter 

dem Vorsitz von Max Rothauer)239 über die Klagenfurter Zeitung verbreitet. Bestandteil 

dieser Aussendung war eine Liste von Personen, die aus der Sicht des Vereins „von er-

probter Redlichkeit, tadellosem Privatcharakter gesinnungstüchtig und von staatsrechtli-

cher und historischer Bildung“ seien.240 Tatsächlich sollten Personen dieser Liste später zu 

Reichstags- und Landtagsabgeordneten gewählt werden.241 Zusätzlich stellte der Verein 

darin seine politische Positionierung deutlich dar: Aufrechterhaltung der österreichischen 

Monarchie in ihrer Integrität mit Beibehaltung ihrer eigenen Konstitution; Anschluss an 

Deutschland und Verbrüderung mit den übrigen deutschen Staaten im Verhältnisse eines 

Staatenbundes; Aufrechterhaltung und Gleichstellung der Rechte aller Nationalitäten der 

österreichischen Monarchie, die zum deutschen Bund gehören; deutsches Parlament auf 

einer breiten Basis der Volksvertretung; Modifizierung der bisherigen Zollvereinsgesetze 

mit Berücksichtigung der Interessen der zum deutschen Bund gehörigen österreichischen 

Gebietsteile.242 

 

Bereits in den Monaten vor den Wahlen zur Frankfurter Paulskirchenversammlung traten 

in Kärnten erstmals auch nationale Bestrebungen der slowenischen Bevölkerung öffentlich 

in Erscheinung, so etwa die Forderung nach einem Königreich „Slovenja“, dem die slowe-

nische Bevölkerung Kärntens sowie Krains, der Steiermark und des Küstenlandes angehö-

ren sollte. Allerdings hatte sich bis dahin noch keine geschlossene slowenische Bewegung 
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formiert, sodass auch vereinzelten Aufrufen zum Wahlboykott nur wenig Aussicht auf Er-

folg beschieden sein würde.243 

 

 

4. Die Durchführung der Wahlen 

a) Die Urwahlen 

(1) Allgemeines 

 

Die Durchführung der Urwahl wurde für den 2. Mai ab neun Uhr morgens angeordnet. Die 

Wahl sollte möglichst ohne Unterbrechungen abgehalten werden. Im Hauptort jeder Pfarr-

gemeinde war vom Kreishauptmann ein Wahlkommissär einzusetzen. Dieser musste ein 

achtbarer männlicher Staatsangehöriger sein und ein Protokoll in deutscher Sprache auf-

nehmen können. Zusätzlich war der jeweilige Pfarrer über Aufforderung durch das Krei-

samt der Wahl beizuziehen. In diesem Zusammenhang ist zu betonen, dass nur im Villa-

cher Kreis die Beiziehung eines nicht-katholischen Seelsorgers erlaubt wurde. Der Wahl-

kommissär hatte mit sieben wahlberechtigten Männern, wovon mindestens zwei des Le-

sens und Schreibens fähig sein sollten, einen Ausschuss zu formieren.244 

 

Dieser Ausschuss hatte zusammen mit dem die Wahl leitenden Wahlkommissär die Auf-

gabe, von jedem erschienen Wahlberechtigen die Stimme entgegenzunehmen, entweder 

mündlich oder schriftlich, geheim oder laut, und hatte diese zu protokollieren. Dafür wurde 

vom Kreishauptmann ein entsprechendes Formular vorgegeben. Über die gültige Stimm-

abgabe entschied der Wahlausschuss mit Mehrheit. Nach Abschluss der Wahl war das Pro-

tokoll vom Wahlkommissär, dem anwesenden Pfarrer bzw. nicht katholischen Seelsorger 

sowie allen Mitgliedern des Wahlausschusses zu unterfertigen. Daran anschließend muss-

ten sämtliche Protokollsbögen mit einem Bindfaden geheftet und mit den Siegeln des 

Wahlkommissärs und des Pfarrers bzw. des nicht katholischen Seelsorgers versehen wer-

den. Im Weiteren hatte man angeordnet, dass die Wahlprotokolle per Express in die 

Hauptorte der Wahlbezirke zum Kommissär des Kreisamtes zu überführen wären. Dieser 

sollte vom Kreishauptmann bestimmt werden.245 
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(2) Wahlboykott 

 

Vereinzelt wurde die Durchführung der Urwahlen in den Wahlbezirken boykottiert. Der 

Wahlboykott war im Hauptwahlbezirk Klagenfurt am höchsten, da neun Pfarren die Vor-

nahme der Wahlen sowie drei die Entsendung von Wahlmännern verweigerten. In nationa-

ler Hinsicht lässt sich feststellen, dass zwei Prozent der deutschen und vierzehn Prozent der 

slowenischen Urwahlbezirke überhaupt nicht an den Urwahlen teilnahmen.246 

 

 

b) Die Abgeordnetenwahlen – Ergebnisse 

 

Den die Wahl in den einzelnen Pfarrgemeinden leitenden Wahlkommissären und den 

Wahlausschüssen war zusätzlich aufgetragen worden, die gewählten Wahlmänner zu ver-

ständigen. Diese hatten die Wahl der Abgeordneten am 5. Mai um neun Uhr am Hauptort 

des Wahlbezirkes beim Kommissär des Kreisamtes vorzunehmen. Dafür war die Vorlage 

der Wahlbescheinigung notwendig, die von Wahlkommissär und Wahlausschuss ausge-

stellt wurde. Der die Wahl leitende Kommissär des Kreisamtes hatte zunächst zu veranlas-

sen, dass die Wahlmänner, welche erschienen waren, zur Durchführung der Abgeordne-

tenwahl sieben Personen für einen Ausschuss unter seinem Vorsitz namhaft machten. Zu 

diesem Ausschuss musste ein Justizbeamter beigezogen werden. Der Wahlausschuss der 

Abgeordnetenwahl sammelte die Stimmzettel ein und entschied, ähnlich dem Wahlaus-

schuss der Urwahl, über die Gültigkeit der Wahlhandlungen mit Stimmenmehrheit. Der 

Kommissär des Kreisamtes, ein vom Kreishauptmann bestimmter Beamter, protokollierte 

das Ergebnis der Abgeordnetenwahl derart, dass nicht nur die gewählten Abgeordneten 

und deren Stellvertreter aufgenommen wurden, sondern sämtliche Wahlwerber. Dieses 

Protokoll war dann unter Anschluss der Urwahlprotokolle dem Landes-Gouverneur zu 

übermitteln und das Wahlergebnis unverzüglich bekannt zu machen. Die gewählten Abge-

ordneten und deren gewählte Stellvertreter wurden vom Kreishauptmann über das Wahler-

gebnis in Kenntnis gesetzt. Die gewählten Abgeordneten waren aufgefordert, dem Kreis-

hauptmann oder dem Landes-Gouverneur mitzuteilen, ob sie die Wahl annahmen. Andern-

falls hatte diese Aufforderung an den gewählten Stellvertreter zu erfolgen. Ein in mehreren 

Wahlbezirken gewählter Abgeordneter musste erklären, welchen Wahlbezirk er vertreten 

möchte. Einen nicht angenommenen Wahlbezirk hatte daher dessen gewählter Stellvertre-
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ter zu vertreten. Erforderlichenfalls wäre eine neue Wahl durchzuführen. Die Kreiskom-

missäre wurden eingesetzt, um neben dem Wahlausschuss für den ordnungsgemäßen Ab-

lauf der Wahlen, sowohl der Urwahl als auch der Abgeordnetenwahl, sowie für die sorgfäl-

tige Führung des Protokolls zu sorgen. Dadurch sollte gewährleistet sein, dass die Stimm-

abgabe der erschienenen Wahlberechtigten unbefangen, unbeirrt, vollständig sowie nur 

einmal erfolgte. Die Wahlberechtigung in der Pfarrgemeinde konnte durch Beiziehung des 

Pfarrers bzw. eines nicht-katholischen Seelsorgers ermittelt werden. Die Kreiskommissäre 

hatten zudem für eine zeitlich effiziente Wahldurchführung zu sorgen.247 

 

Das Dekret des Landes-Gouverneurs vom 20. April 1848 enthielt auch die Anordnung, 

dass zum Zweck der Information der Bevölkerung über die Wahl auch ein entsprechender 

Aufsatz im krainerischen Volksblatt „Novice“ zu erscheinen hat.248 Bereits mit Kundma-

chung des illyrischen Guberniums vom 17. April 1848 wurden die Personen, welche 

Wahlkandidaten sein wollten, aufgefordert, geeignete Maßnahmen zu setzen, damit sich 

die Wahlberechtigten von ihnen Eindrücke verschaffen konnten.249 Als Nachtrag zum Dek-

ret vom 20. April 1848 enthielt das Dekret vom 22. April 1848 folgende ergänzende An-

ordnungen: 

 

In jenen Wahlbezirken, welche eine Bevölkerungsanzahl von mehr als 500 (bzw. 1.000, 

1.500 etc.) aufwiesen, war für den 500 (bzw. 1.000, 1.500 etc.) übersteigenden Teil nur 

dann ein weiterer Wahlmann zu wählen, wenn es sich dabei um mehr als 500 Personen 

handelte. Die Abgeordnetenwahl sowie die Wahl der Stellvertreter durch die Wahlmänner 

mussten an einem Tag abgeschlossen sein. 

 

Der Wahlausschuss und die Wahlmänner hatten aber solange versammelt zu bleiben, bis 

die Wahl durch den Kreiskommissär geschlossen wurde. Erforderlichenfalls wäre zusätz-

lich eine zweite Wahl durchzuführen, falls keiner der Gewählten (Abgeordnete oder Stell-

vertreter) eine absolute Stimmenmehrheit bekam. Sollte auch im zweiten Wahlgang für die 

Gewählten keine absolute Stimmenmehrheit gegeben sein, so war ein dritter Wahlgang 

vorgesehen, wobei eine relative Stimmenmehrheit ausreichte. Bei Stimmengleichheit war 

durch Los zu entschieden. Dabei waren die Namen der stimmengleichen Kandidaten auf 
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optisch idente Zettel zu schreiben, anschließend zusammenzurollen und in einen verdeck-

ten Hut zu geben. Nach dem Schütteln desselben sollte ein Kind einen der Zettel heraus-

nehmen. Derjenige, dessen Namen gezogen werden würde, galt als gewählt, wobei das 

Wahlprotokoll sämtliche Wahlhandlungen genau enthalten musste.250 

 

Fast alle Wahlmänner nahmen an den Abgeordnetenwahlen teil (etwa 98%).251 Dabei wur-

den in Kärnten folgende Personen gewählt: 

Im Wahlbezirk Klagenfurt:  Dr. Johann Stieger 

Jakob Scheließnig (als Stellvertreter);252 

Im Wahlbezirk St. Veit:  Dr. Franz von Knappitsch 

     Jakob Scheließnig (als Stellvertreter); 

Im Wahlbezirk St. Andrä:  Georg Graf Thurn-Valsassina 

     Max Gritzer (als Stellvertreter);253 

Im Wahlbezirk Villach:  Andreas Ritter v. Buzzi 

     Dr. August Freiherr v. Aichelburg (als Stellvertreter); 

Im Wahlbezirk Spittal:  Dr. Johann Stieger 

     Dr. Jakob Aichenegg (als Stellvertreter). 

 

Die Gewählten entstammten durchgehend gehobenen Bevölkerungsschichten: 

Dr. Johann Stieger (Rechtsanwalt), Jakob Scheließnig (Güterinspektor); Dr. Franz von 

Knapitsch (Rechtsanwalt); Georg Graf Thurn-Valsassina (Feldmarschall-Leutnant), Max 

Gritzer (Hofsekretär); Andreas Ritter von Buzzi (Gerichtspräsident), Dr. August Freiherr v. 

Aichelberg (Kammerprokuraturbeamter); Dr. Jakob Aichenegg (Rechtsanwalt);254 

 

Teilweise war die Durchführung von Nachwahlen (wegen Nichtannahme der Wahl oder 

Mandatszurücklegung) erforderlich. Dennoch kamen sämtliche Abgeordneten sowie deren 

Stellvertreter aus einer elitären Schicht, vor allem dem Kreis von Rechtsanwälten oder der 

Beamtenschaft. Diese sollten sodann in Frankfurt für die genannten Ziele des „Vereins der 

Kärntner in Wien“ eintreten.255 
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C. Die Wahlen zum Österreichischen Reichstag von 1848 in Kärnten 

1. Verfassungsrechtliche Grundlagen 

 

Die provisorische Wahlordnung für den österreichischen Reichstag wurde mit Patent vom 

9. Mai 1848 kundgemacht. Diese ergänzte die Verfassung 1848 insofern, als die Bestim-

mungen §§ 35, 36 und 37 der Verfassung 1848 zur Ausführung gelangen sollten.256 

 

Der Reichstag, welcher gemeinsam mit dem Kaiser die gesetzgebende Gewalt ausübte, war 

nach der Verfassung 1848 in zwei Kammern, den Senat und die Kammer der Abgeordne-

ten, geteilt und auf fünf Jahre bei seiner jährlichen Einberufung eingesetzt (§ 34 Verf. 

1848).257 Die provisorische Wahlordnung gliederte sich zu diesem Zweck in zwei Ab-

schnitte, nämlich I. Wahl der Mitglieder des Senats (§§ 1 ff prov. WO 1848) und II. Wahl 

der Mitglieder in die Kammer der Abgeordneten (§§ 18 ff prov. WO 1848).258 Diese 

Wahlordnung ist auch im Intelligenzblatt (= amtliches Mitteilungsblatt) zur Klagenfurter 

Zeitung vom 17. Mai 1848, Nr. 46 ersichtlich.259 Die Veröffentlichung der Verfassung 

1848 findet sich in der Klagenfurter Zeitung vom 28. April 1848, Nr. 38260 sowie im 76. 

Band der politischen Gesetze und Verordnungen seiner k.k. Majestät Ferdinand des Ersten 

für sämtliche Provinzen des österreichischen Kaiserstaates, mit Ausnahme von Ungarn und 

Siebenbürgern.261 Angesetzt waren die Wahlen für Juni 1848.262 
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2. Das Wahlverfahren der Reichstagswahl 

a) Die Mitglieder des Senats 

 

Der Senat, welchen BURIAN als „konservatives Gegengewicht“ zur Kammer der Abgeord-

neten bezeichnet263, sollte 200 Mitglieder umfassen. Er setzte sich aus 50264 (fallweise vom 

Kaiser ernannten) Prinzen des kaiserlichen Hauses nach vollendetem 24. Lebensjahr, wei-

teren auf Lebenszeit ernannten Personen, ohne Rücksicht auf Stand und Geburt, sowie 150 

aus den Reihen der Großgrundbesitzer (für eine Wahlperiode) gewählten Mitgliedern zu-

sammen (§ 35 Verf. 1848265 sowie § 1 prov. WO 1848266). Bezüglich der zu wählenden 

Vertreter der ersten Kammer war ein Verteilungsschlüssel bestimmt, wie sich die Vertreter 

auf die einzelnen Kronländer aufteilen sollten (§ 2 prov. WO 1848). 

 

Die meisten Vertreter im Senat stellte Galizien (40) bei einer Bevölkerungsanzahl von über 

viereinhalb Millionen. Jeweils bloß ein Abgeordneter kam auf die Provinzen Salzburg, 

Vorarlberg und das Krakauer Gebiet (jedes Kronland wies nicht mehr als 150.000 Ein-

wohner auf). Das Herzogtum Kärnten wies zum damaligen Zeitpunkt eine Bevölkerungs-

zahl von 318.308 Einwohnern auf, sodass auf diese Provinz lediglich drei Mitglieder ent-

fielen. 

 

TABELLE 2: VERTEILUNG DER MITGLIEDER DES SENATS AUF DIE PROVINZEN 

Provinzen Einheimische Bevölkerung Entfallende Anzahl 
von Mitgliedern 

Böhmen 4.318.732 37 

Mähren 1.778.827 15 

Schlesien 463.340 4 

Österreich ob der Enns 718.740 6 

Salzburg 145.809 1 

Niederösterreich 1.453.315 13 

Steiermark 997.200 9 

Kärnten 318.308 3 

Krain 458.541 4 
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Küstenland 492.628 4 

Dalmatien 405.854 3 

Tirol 745.452 6 

Vorarlberg 102.725 1 

Galizien 4.627.620 40 

Bukowina 352.588 3 

Krakauer Gebiet 150.000 1 

 17.529.679 150 

 

§ 3 prov. WO 1848 bestimmte das Verfahren zur Ermittlung der höchstbesteuerten Groß-

grundbesitzer. Der Landes-Chef (Landesgouverneur) musste im Einvernehmen mit den 

Provinzialständen (oder, falls diese nicht bestünden, mit vier der größeren Grundeigentü-

mer) die Höchstbesteuerten des Kronlandes anhand der Steuerbücher für das Jahr 1848 

ermitteln. Auf jeden Mandatar kamen aber nicht mehr als 20 Personen. Der Steuerbetrag 

war gegebenenfalls herabzusetzen, um die notwendige Anzahl von wahlberechtigten Per-

sonen zu erreichen (§ 4 prov. WO 1848).267 Dies bedeutete, dass sich in Kärnten maximal 

60 Großgrundbesitzer an den Wahlen beteiligten konnten.268 

 

Die Namen der ermittelten Personen waren gemäß § 5 prov. WO 1848 öffentlich bekannt 

zu machen, wobei ihnen das aktive und passive Wahlrecht zukam. Der Landes-Chef muss-

te diese Grundbesitzer förmlich zur Ausübung des Wahlrechtes einladen (§ 9 prov. WO 

1848). Den nicht angeführten Steuerpflichtigen hatte man aber dennoch die Möglichkeit 

eingeräumt, ihr Wahlrecht durch entsprechende Aufzeichnungen ihrer Steuerleistung bis 

spätestens zehn Tage vor der Wahl nachzuweisen. 

 

§ 6 prov. WO 1848 normierte weitere Einschränkungen des Wahlrechts. Erforderlich wa-

ren neben der Steuerleistung die Vollendung des 24. Lebensjahres, die freie Ausübung der 

staatsbürgerlichen Rechte und das bücherliche Eigentum am (grund-)steuerpflichtigen Ob-

jekt. Klargestellt wurde zudem, dass juristische Personen das ihnen daher zukommende 

Wahlrecht durch deren Vertreter ausüben konnten. Das passive Wahlrecht war aber an die 

Vollendung des 30. Lebensjahres gebunden (§ 7 prov. WO 1848). 
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Vom Wahlrecht war in jener Provinz Gebrauch zu machen, in welchem sich das Grundei-

gentum befand, also die Steuerleistung entrichtet wurde. Sollte dieser Umstand auf mehre-

re Provinzen zutreffen, stand es dem Wahlberechtigten frei zu wählen, in welchem Kron-

land er sein Wahlrecht ausüben wollte (§§ 7 f prov. WO 1848). 

 

Vor dem Wahlakt hatte sich eine Wahlkommission zu bilden. Die Wahlberechtigten er-

nannten fünf Personen aus ihrer Mitte zur Leitung der Wahl. Diese mussten wiederum ei-

nen Vorsitzenden sowie einen Protokollführer bestimmen. Die eigentliche Wahlleitung 

oblag aber dem Vorsitzenden der Wahlkommission zusammen mit dem Landesgouverneur 

(§ 10 prov. WO 1848). Zur Ausübung des Wahlrechtes war es notwendig, dass sich die 

erscheinenden Wahlberechtigten vor der Wahlkommission auswiesen. Ein Fernbleiben 

wurde von § 11 prov. WO 1848 als Verzicht auf das Stimmrecht gewertet. 

 

§ 12 prov. WO 1848 normierte das Wesen einer gültigen Stimmabgabe. Demnach erfolgte 

die Stimmabgabe auf vorbereiteten, mit Stampiglie versehenen Wahlzetteln. Darauf waren 

aus dem Kreis der passiv wahlberechtigten Personen so viele zu bezeichnen, wie sie einer 

Provinz zukamen (§ 2 prov. WO 1848). Anschließend war der Wahlzettel in einen Um-

schlag zu legen und der Wahlkommission zu übergeben. 

 

§ 13 prov. WO 1848 erklärte das Verfahren nach der Stimmabgabe aller erschienen Perso-

nen. Die Wahlzettel waren aus den Umschlägen, aber ohne eingesehen zu werden, heraus-

zunehmen und in einer Urne zu sammeln. Anschließend hatte einzeln die Registrierung 

derselben zu erfolgen, indem diese drei Mitglieder der Wahlkommission in drei idente Lis-

ten eintrugen.269 

 

Die provisorische Wahlordnung sah ein striktes Mehrheitswahlrecht vor.270 Pro einzelnem 

Wahlbezirk konnte nur ein Mandatar gewählt werden, welcher wiederum die absolute 

Stimmenmehrheit auf sich vereinen musste. Wenn dieser Umstand nicht im ersten Wahl-

gang erreicht wurde, waren noch bis zu zwei weitere Wahlgänge, letztlich zwischen zwei 

Wahlwerbern, möglich (§§ 14 f  prov. WO 1848). 
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270 WADL, Reichstag, 369. 
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Nach Abschluss der Wahl waren die Stimmzettel zu versiegeln, das Protokoll vom landes-

fürstlichen Kommissär sowie allen Anwesenden zu unterzeichnen und an das Innenminis-

terium zu versenden (§ 16 prov. WO 1848). § 17 prov. WO 1848 bestimmte abschließend, 

dass die Mitglieder des Senats für ihre Tätigkeit keine Bezüge genossen.271 

 

Aufgrund der Sturmpetition vom 15. Mai 1848 sah sich der Kaiser gezwungen, die Verfas-

sung zurückzunehmen und die Wahlordnung zu modifizieren. Insbesondere die Bestim-

mungen hinsichtlich der Wahl des Senats waren nunmehr Makulatur.272 Der Kaiser erließ 

bereits am 16. Mai 1848, also nur einen Tag später, eine Proklamation und erklärte den 

Reichstag als einen konstituierenden, für den lediglich eine Kammer, ohne Zensusbe-

schränkungen, zu wählen sei. Dadurch sollte „jeder Zweifel einer unvollkommenen Volks-

vertretung entfallen“.273 Der Erlass einer neuen Wahlordnung erfolgte am 30. Mai 1848.274 

Die Adaptierung für Kärnten und Krain findet sich in der Klagenfurter Zeitung vom 7. Juni 

1848.275 Im Wesentlichen fehlten nur die Wahlbestimmungen einer ersten Kammer.276 

 

 

b) Die Mitglieder des Abgeordnetenhauses 

(1) Die Bildung der Wahlkreise 

 

Der zweiten Kammer, jener der Abgeordneten, gehörten 383 Mitglieder an (§ 18 prov. WO 

1848)277. Deren Wahl sollte auf Basis der Volkszählung sowie der Vertretung aller staats-

bürgerlichen Interessen geschehen (§ 36 Verf. 1848).278 

 

§ 18 prov. WO 1848 bestimmte, dass die (gemäß § 24 prov. WO 1848 durch Wahlmänner 

indirekte) Wahl der Mitglieder der Abgeordnetenkammer auf der Volkszahl sowie auf der 

Vertretung aller staatsbürgerlichen Interessen beruhte. Diese Grundsätze wurden aber 

durch § 19 prov. WO 1848 insofern eingeschränkt, als für jeweils 50.000 Einwohner ein 

Abgeordneter gewählt werden sollte. Demgegenüber wurden durch § 20 prov. WO 1848 

                                                           
271 KLAGENFURTER ZEITUNG, 17.5.1848, Nr. 46, 10. 
272 WADL, Reichstag, 369. 
273 PROCLAMATION. ERKLÄRUNG DES ERSTEN ÖSTERREICHISCHEN REICHSTAGES ALS EINEN CONSTITUIEREN-

DEN NUR MIT EINER KAMMER UND ANGEORDNETE ÄNDERUNG DER FRÜHEREN WAHLORDNUNG, PGS 76 
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274 OLECHOWSKI, Rechtsgeschichte, 50. 
275 KLAGENFURTER ZEITUNG, 7.6.1848, Nr. 55, 23. 
276 BURIAN, Nationalitäten, 35. 
277 KLAGENFURTER ZEITUNG, 17.5.1848, Nr. 46, 10. 
278 ALLERHÖCHSTES PATENT VOM 25. APRIL 1848. 
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die Interessen der Industrie und des Gewerbes besonders berücksichtigt, insofern als be-

stimmte größere Städte einer Provinz zusätzlich eine gewisse Anzahl von Abgeordneten 

für die zweite Kammer wählen konnten. Dafür verwies § 20 prov. WO 1848 auf das ihm 

anhängige Verzeichnis. Die Einwohnerzahl von Kärnten wurde darin mit 318.308 bezif-

fert. Dementsprechend entfielen darauf nur sechs Abgeordnete. Daneben war als privile-

gierte Kärntner Stadt lediglich Klagenfurt genannt, welche einen eigenen Abgeordneten 

entsenden konnte.279 Tatsächlich wies Klagenfurt zum damaligen Zeitpunkt zwar lediglich 

eine Einwohnerzahl von knapp 15.000 auf, war aber gegenüber der großteils bäuerlichen 

Bevölkerung am Land privilegiert.280 Allerdings fiel Klagenfurt nicht in den Anwendungs-

bereich des § 21 prov. WO 1848, wonach die Städte, welche mehr als nur einen Abgeord-

neten zu wählen haben, in möglichst gleiche Wahlbezirke einzuteilen waren. 

 

In den ländlichen Gebieten waren nach der Anzahl der zu wählenden Abgeordneten solche 

Wahlbezirke zu bilden, auf welche jeweils eine Einwohnerzahl von 50.000 entfiel. Im Be-

darfsfall wären etwaige Abrundungen zu berücksichtigen (§ 22 prov. WO 1848). In jedem 

Wahlbezirk wurde ein Hauptort bestimmt, an dem auch die Wahl durchgeführt wurde (§ 23 

prov. WO 1848).281 Diese Bestimmungen wurden auf Basis der im Jahr 1846 stattgefunde-

nen Volkszählung sowie der vorhandenen Bezirkseinteilung von den beiden Kreisämtern 

vollzogen (siehe auch § 30 prov. WO 1848282).  

 

Wie bereits angeführt, war für Kärnten (ohne Klagenfurt) gemäß § 20 prov. WO 1848 eine 

Abgeordnetenzahl von sechs vorgesehen. Als Wahlbezirke in Oberkärnten hatte man 

Spittal, Hermagor und Villach ausgewählt, in Unterkärnten St. Veit, Völkermarkt und St. 

Andrä. Eine gerechte Aufteilung der sechs Abgeordneten auf Oberkärnten und Unterkärn-

ten erfolgte aber nicht. Tatsächlich wies Unterkärnten (der Klagenfurter Kreis) im Jahr 

1848 eine Bevölkerungszahl von knapp 180.000 Einwohner auf, Oberkärnten (der Villa-

cher Kreis) aber nur ca. 127.000. Um einigermaßen ein Gleichgewicht herzustellen, be-

schlossen die beiden Kreisämter letztlich, neun Orte, welche dem Klagenfurter Kreis ange-

hörten und 20.000 Einwohner aufwiesen, anlässlich der Reichstagswahl dem Wahlbezirk 

Villach anzugliedern. Dabei handelte es sich um die Ortschaften Albeck, Glanegg, Gra-

                                                           
279 KLAGENFURTER ZEITUNG, 17.5.1848, Nr. 46, 10f. 
280 WADL, Reichstag, 369f. 
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disch, Gradenegg, Keutschach, Krumpendorf, Liemburg, Moosburg und Pörtschach (siehe 

Abbildung 9).283 

 

Zu beachten ist in diesem Zusammenhang die nachträgliche Modifikation der provisori-

schen Wahlordnung 1848 für Kärnten und Krain infolge der Proklamation des Kaisers vom 

16. Mai 1848 durch einen Erlass des Landes-Gouverneurs vom 2. Juni 1848. Dieser war an 

die Kreisämter in Kärnten und Krain gerichtet und stellte zudem klar, wie einzelne Best-

immungen der Wahlordnung durchzuführen seien. Der erwähnte Erlass verwies zunächst 

nochmals auf die Verteilung der auf Kärnten und Krain für die Kammer der Abgeordneten 

entfallenden Deputierten. Krain wählte neun Abgeordnete, Kärnten sechs. Auf die beiden 

Städte Laibach und Klagenfurt entfiel jeweils ein Abgeordneter. Es wurde aber einge-

räumt, dass die in der provisorischen Wahlordnung angeführten Einwohnerzahlen von Kra-

in und Kärnten nicht mit jenen übereinstimmten, die sich aus den für das Jahr 1848 er-

schienen Diözesankatalogen ergaben (Krain: 496.686; Kärnten: 327.943). Die §§ 19 und 

22 prov. WO 1848 konnten daher nicht durchgehend eingehalten werden. Es sollte nun-

mehr (für Kärnten) folgendermaßen vorgegangen werden: 284 

 

Das Klagenfurter Kreisamt hatte nach Ausschluss des Klagenfurter Stadtgebietes und der 

Abtretung von eben 20.000 Einwohnern an den Villacher Kreis drei Wahlbezirke einzu-

richten sowie Hauptorte derselben zu bestimmen, durch die Provinzialzeitung kundzuma-

chen und dem Landes-Gouverneur anzuzeigen. Das Villacher Kreisamt musste, unter Hin-

zuzählung der 20.000 Einwohner des Klagenfurter Kreises, dasselbe veranlassen. Hinge-

gen wurde es beiden Kreisämtern überlassen, sich auf eine Einteilung zu verständigen, 

nach welcher ein Teil der gewählten Wahlmänner des größeren Klagenfurter Kreises an 

der Abgeordnetenwahl im kleineren Villacher Kreis teilnehmen konnte.285 
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ABBILDUNG 9: WAHLBEZIRKE FÜR DEN WIENER REICHSTAG 1848286 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Gemäß § 25 prov. WO 1848 waren die Wahlbezirke wiederum in eigene Wahl-Distrikte 

einzuteilen, wobei jeder Ort, um Wahl-Distrikt sein zu können, mindestens eine Einwoh-

nerzahl von 250 aufweisen musste. Damit verbunden war das Recht, einen Wahlmann zu 

wählen. Für jeweils weitere 500 Einwohner konnte ein zusätzlicher Wahlmann gewählt 

werden. Beispielhaft führte dazu § 25 prov. WO 1848 an, dass auf einen Ort mit 1.260 

Einwohnern drei Wahlmänner entfallen. Kleinere Ortschaften, welche nicht einmal die 

Mindesteinwohnerzahl von 250 aufwiesen, sollten größeren Orten zur Ergänzung hinzuge-

schlagen werden (§ 26 prov. WO 1848). Die Wahlordnung ging aber selbst davon aus, dass 

auf einen Wahl-Distrikt nicht mehr als 2.500 Personen kommen konnten. Orte, die diese 

Grenze überschritten, seien wiederum in zwei oder mehr Wahl-Distrikte aufzugliedern 

gewesen (§ 27 prov. WO 1848). 

 

Klagenfurt fiel als Stadt gemäß § 20 prov. WO 1848 in den Anwendungsbereich des § 28 

prov. WO 1848. Demnach waren Städte, die eigene Abgeordnete in die Kammern sandten, 

aber die Gesamtbevölkerung 20.000 Personen nicht überstieg, in Wahl-Distrikte mit 500 

Einwohnern zu gliedern, welche jeweils zwei Wahlmänner ernannten. Dagegen entfiel auf 

jeden Wahl-Distrikt der größeren Städte (über 20.000 Einwohner) nur ein Wahlmann (§ 29 

prov. WO 1848).287 
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Die Umsetzung der Wahlkreiseinteilung gestaltete sich in Oberkärnten (Villacher Kreis) 

einfacher als in Unterkärnten, da man hier auf die während der napoleonischen Zeit existie-

renden Kantone zurückgreifen konnte. Diese wiesen allesamt eine annähernd gleiche Grö-

ße auf. Der Wahlbezirk von Villach umfasste, abgesehen von der erwähnten Erweiterung, 

die Bezirke Villach, Rosegg und Feldkirchen und war mit insgesamt 57.563 Einwohnern 

der größte Wahlbezirk in Kärnten. 

 

Den Wahlbezirk Spittal, mit 43.777 Einwohnern der kleinste Kärntner Wahlbezirk, bestand 

aus den Sprengeln Spittal, Gmünd, Millstatt, Obervellach und Stall; den Wahlbezirk Her-

magor demgegenüber die Bezirke Hermagor, Tarvis, Kötschach, Bleiberg, Greifenburg 

und Arnoldstein. Bezüglich der Gemeinde Bleiberg ist zu betonen, dass diese an und für 

sich zum Wahlbezirk Villach gehörte. Aufgrund der Erweiterung des Wahlkreises wurde 

diese aber zur teilweisen Entlastung des Wahlbezirks Villach dem Wahlbezirk Hermagor 

angegliedert.288 Dieser Wahlbezirkseinteilung in Oberkärnten entsprach die Vollziehung 

mit Erlass des Landespräsidiums vom 2. Juni 1848 und wurde in der Klagenfurter Zeitung 

verlautbart.289 

 

In Unterkärnten (Klagenfurter Kreis) gestaltete sich die Einteilung der Wahlbezirke wegen 

des dortigen alten aristokratischen Verwaltungssystems weitaus schwieriger. Bezirke mit 

weniger als 50 Einwohnern standen solchen mit fast 15.000 Einwohnern gegenüber. Um 

jedoch den Anforderungen des § 25 prov. WO 1848 zu genügen, wurden derartige Kleinst-

bezirke größeren Einheiten zugeordnet, um die Wahl der Wahlmänner durchführen zu 

können (§ 26 prov. WO 1848). Erst in einem weiteren Schritt kam es, unter Berücksichti-

gung des Wahlkreises der Stadt Klagenfurt, zur Bildung der Wahlbezirke St. Veit, Völ-

kermarkt und St. Andrä.290 

 

 

(2) Die Wahl der Wahlmänner 

 

Die Wahlmänner (§ 24 prov. WO 1848) wurden durch eigens abgehaltene Wahlen legiti-

miert (§§ 31 ff prov. WO 1848). Stimmrecht und Wählbarkeit bei Ernennung der Wahl-

männer bestimmte § 31 prov. WO 1848. Demnach waren stimmfähig und wählbar alle 
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österreichischen Staatsbürger ohne Unterschied der Konfession, die das 24. Lebensjahr 

vollendet hatten, sich in der freien Ausübung der staatsbürgerlichen Rechte befanden, seit 

sechs Monaten im Wahlbezirk ihren ordentlichen Wohnsitz hatten, und bei der Wahl der 

Mitglieder der ersten Kammer nicht wahlfähig waren. 

 

Vom Wahlrecht wurden allerdings bestimmte Personengruppen ausgeschlossen, nämlich 

Arbeiter gegen Tag- oder Wochenlohn, Dienstleute und Personen, welche aus öffentlichen 

Wohltätigkeitsanstalten Unterstützungen erhielten. 

 

Die Durchführung dieser Urwahlen war in den §§ 32 bis 43 prov. WO 1848 geregelt. Zur 

Vorbereitung der Wahlen hatte der Ortsvorstand des Wahlbezirks (bzw. in den Städten der 

Bürgerausschuss; nicht mit Bürgermeistern oder Gemeinderäten einer heutigen politischen 

Ortsgemeinde vergleichbar291), unter Anwesenheit einiger Wahlberechtigten, das Wähler-

verzeichnis anzufertigen, in dem sämtliche wahlberechtigten Personen des Wahlbezirks 

erfasst waren. § 33 prov. WO 1848 sah für den Wahltag eine Wahlkommission pro Wahl-

bezirk unter der Aufsicht eines Beamten des Kreisamtes vor. Diese Wahlkommission setz-

te sich gemäß § 34 prov. WO 1848 aus dem Ortsvorstand des Wahlbezirkes, zwei Aus-

schüssen sowie einer der geographischen Ausdehnung des Wahlbezirkes angemessenen 

Anzahl von Wählern (mindestens drei, maximal fünf) zusammen. Jedenfalls musste der 

Wahlkommission ein Schriftführer angehören. 

 

Der eigentliche Wahlakt, die Stimmabgabe, hatte persönlich durch den Wahlberechtigten 

vor der Wahlkommission zu geschehen. Eine Stimmrechtsweitergabe war also unzulässig 

(§ 35 prov. WO 1848). Allerdings konnten die Wahlberechtigten so viele geeignete Perso-

nen zu Wahlmännern bestimmen, als dem konkreten Wahlbezirk zukamen. Bezeichnete 

man weniger Wahlmänner als möglich, änderte dieser Umstand nichts an der Gültigkeit 

der abgegebenen Stimme (§ 36 prov. WO 1848). Über eine zweifelhafte Stimmberechti-

gung hatte nach § 37 prov. WO 1848 die Wahlkommission zu entscheiden, wogegen keine 

Berufung zulässig war. 

 

Eine Konkretisierung der gültigen Stimmabgabe enthielt § 38 prov. WO 1848. Demnach 

konnte der Wahlakt schriftlich durch Abgabe eines Wahlzettels oder auch mündlich ge-
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schehen. Im Falle einer mündlichen Stimmabgabe hatten jene Wahlkommissionsmitglie-

der, welche Gegenlisten führten, diese sogleich in das Wahlprotokoll einzutragen. Bei 

schriftlichem Wahlakt wurden die Wahlzettel zunächst gesammelt und nach Beendigung 

der mündlichen Abstimmung ebenfalls in das Wahlprotokoll aufgenommen. 

 

Der Wahlkommission war es jedenfalls verboten, die Stimmabgabe direkt oder indirekt zu 

beeinflussen (§ 39 prov. WO 1848). Zur Wahl eines Wahlmannes war die absolute Stim-

menmehrheit notwendig. Wurde diese nicht erreicht, ordnete § 40 prov. WO 1848 zunächst 

einen zweiten Wahlgang an. Sollte auch beim zweiten Wahldurchgang keine absolute 

Stimmenmehrheit erreicht werden, war § 15 prov. WO 1848 sinngemäß anzuwenden. 

 

§ 41 prov. WO sah vor, dass die Wahlkommission neben der öffentlichen Kundmachung 

der Bezirksobrigkeit das Wahlergebnis zur Mitteilung an den Wahlbezirkskommissär mit-

zuteilen hatte. Den Wahlmännern musste zusätzlich eine Urkunde über deren Ernennung 

ausgehändigt werden. Das Formular für die Wahlmänner hatte folgenden Inhalt aufzuwei-

sen: 

 

„Die unterzeichnete Wahl-Commission des Wahl-Distriktes …………….. bestätigt, dass 

……………. zu ……………… wohnend, am …………... zum Wahlmann dieses Distriktes für 

die Wahl eines Abgeordneten zum Reichstag gewählt wurde. 

 

…………….., den …………….. 

Sämtliche Unterschriften der Wahlkommission mit beigedrucktem Siegel der Gemeinde.“ 

 

In Städten oder Orten, welche mehrere Wahlbezirke umfassten, wurde eine besondere Be-

schleunigung der Kundmachung der gewählten Wahlmänner eingefordert (§ 42 prov. WO 

1848). Die Wahlprotokolle sollten in der Gemeinde oder obrigkeitlichen Registratur ver-

wahrt werden (§ 43 prov. WO 1848). 292 
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(3) Die Wahl der Abgeordneten 

 

Das Wahlverfahren für die Abgeordnetenwahl enthielten die §§ 44 bis 63 prov. WO 1848. 

Zunächst bestimmte § 44 prov. WO 1848, dass für jeden Wahlbezirk ein landesfürstlicher 

Kommissär zu ernennen sei, welcher die Einhaltung der Wahlordnung zu überwachen ha-

be. 

 

Nach § 45 prov. WO 1848 konnte pro Wahlbezirk ein Abgeordneter gewählt werden, un-

abhängig davon, wie viele Wahlmänner ein Wahlbezirk aufwies. Das passive Wahlrecht 

wiederum war an zwei Voraussetzungen geknüpft, nämlich einerseits an die Vollendung 

des 30. Lebensjahres, andererseits musste man entweder aktiv wahlberechtigt zum Senat 

oder der Kammer der Abgeordneten in den Teilen der Habsburgermonarchie sein, in denen 

die Verfassung 1848 galt, damit in Cisleithanien (§ 46 prov. WO 1848). 

 

Der Wahlkommissär hatte alle Wahlmänner jedes einzelnen Wahlbezirks zumindest sechs 

Tage vor dem in Aussicht genommenen Wahltag von der Durchführung der Wahl zu ver-

ständigen. Die Wahlmänner hatten den Erhalt dieser Mitteilung durch Rücksendung eines 

beiliegenden Empfangsscheines zu beantworten (§ 47 prov. WO 1848). 

 

§ 48 f prov. WO 1848 sah ein gültiges Präsenzquorum von Dreiviertel der Wahlmänner 

eines Wahlbezirks für eine gültige Wahl vor. Nichtanwesende Wahlmänner waren nicht 

stimmberechtigt. Vor Beginn des Wahlverfahrens musste eine Wahlkommission gebildet 

werden, die sich aus sieben der anwesenden Personen zusammensetzte und wiederum ei-

nen Obmann sowie einen Schriftführer wählte (§ 50 f prov. WO 1848). § 52 prov. WO 

1848 sollte eine unbeeinflusste Wahl sicherstellen. Die Wahlkommission und der Wahl-

kommissär hatten sich jeder Bemerkung über die zu wählenden Kandidaten oder gar einer 

Wahlempfehlung zu enthalten. Im Übrigen wurde klargestellt, dass der Wahlkommissär in 

seinem Wahlbezirk nicht gewählt werden konnte. 

 

Wie schon bei der Wahl der Wahlmänner war auch für die Wahl der Abgeordneten die 

absolute Stimmenmehrheit in geheimer Abstimmung erforderlich. Die geheime Wahl be-

stand darin, dass jedem Wahlmann ein mit Stempelzeichen versehener Wahlzettel sowie 

ein Umschlag ausgehändigt wurden. Der Wahlmann konnte seine Stimme daher nur im 
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Schriftwege abgeben, indem er den Namen der von ihm präferierten Person auf den Wahl-

zettel notieren und der Wahlkommission auszuhändigen musste (§§ 53 ff prov. WO 1848). 

 

Nach der vollständigen Stimmgabe wurden die Wahlzettel aus den Umschlägen herausge-

nommen, durften aber noch nicht eingesehen werden. Zuvor hatte eine Mischung in einer 

Urne stattzufinden. Der Obmann der Wahlkommission sollte die abgegebenen Stimmen 

verlesen, der Schriftführer diese in das Wahlprotokoll eintragen. Die Gegenlisten waren 

von anderen Mitgliedern der Wahlkommission zu führen (§ 56 f prov. WO 1848). 

 

Für den Fall, dass keine absolute Stimmenmehrheit vorliegen sollte, sah § 58 prov. WO 

1848 einen zweiten Wahlgang vor. Eine allfällige dritte Wahl hätte gemäß § 59 prov. WO 

1848 im Sinne des § 15 prov. WO 1848 stattzufinden gehabt. Nach Wahlschluss hatten die 

gesamte Wahlkommission und zumindest zehn Wahlmänner das Wahlprotokoll sowie die 

Gegenlisten zu unterzeichnen. Anschließend mussten diese Schriftstücke samt den Wahl-

zetteln an das Innenministerium gesendet werden (§ 60 f prov. WO 1848). 

 

§ 62 prov. WO 1848 stellte sowohl für die Wahl des Senats als auch der Abgeordneten 

nochmals klar, dass sich die Versammlung von Wählern bzw. Wahlmännern nur mit der 

Durchführung der jeweiligen Wahl beschäftigen durfte. § 63 prov. WO 1848 verwies hin-

sichtlich der Entschädigung der Abgeordneten auf die noch zu erlassende endgültige 

Wahlordnung. Als Übergang war für jene Abgeordnete, die ihren Wohnsitz außerhalb 

Wiens hatten, neben einer kleinen Entschädigung für An- und Rückreise ein monatlicher 

Betrag von 200 Gulden vorgesehen.293 

 

Der Erlass des Landes-Gouverneurs vom 2. Juni 1848 enthielt auch die Modifikation der 

provisorischen Wahlordnung dahingehend, dass bei der Abgeordnetenwahl für das passive 

Wahlrecht die Vollendung des 24. Lebensjahrs ausreichend sei.294 Ferner wurden die 

Kreisämter dazu aufgefordert, dafür zu sorgen, dass die Vollziehung der §§ 24 bis 30 prov. 

WO 1848, die Wahlkreiseinteilung, unverzüglich und ordnungsgemäß vorgenommen wer-

de. 
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Zur Durchführung von § 32 prov. WO 1848 bestimmte erwähnter Erlass, dass ehestmög-

lich Wählerverzeichnisse der in den einzelnen Wahlbezirken wahlberechtigten Personen zu 

Jedermanns Einsicht aufzulegen seien und zwar in den Amtsorten der Wahlbezirke. Zudem 

sollten vorgedruckte Legitimationskarten den Wählern in Laibach und Klagenfurt sowie in, 

von den Kreisämtern bestimmten, größeren Orten zugestellt werden. 

 

Zu § 33 prov. WO 1848 wurden die Kreisämter daran erinnert, dass die Urwahlen am 15. 

Juni 1848 begannen und spätestens zum 16. Juni 1848 im gesamten Gouvernementgebiet 

abgeschlossen sein müssten. Für die Wahl der Abgeordneten hätten die Kreisämter dafür 

Sorge zu tragen, dass diese Wahlen am 20. Juni 1848 in allen Wahlbezirken sowie den 

Städten Laibach und Klagenfurt abgehalten wurden und die Wahlkommissäre über die für 

eine dreimalige Wahl notwendige Anzahl an Wahlzetteln, versehen mit Stempelzeichen, 

verfügten. Die Einsendung sämtlicher Wahlschriftstücke an das Innenministerium habe bis 

spätestens 21. Juni 1848 zu geschehen. 

 

Die Kreisämter mussten nach der Wahl die gewählten Abgeordneten sogleich verständigen 

und ihnen mitteilen, dass sie sich bis längstens 25. Juni 1848 in Wien einzufinden und bei 

der zum Empfang der Abgeordneten bestimmten Kommission zu melden hätten. Im Falle 

einer Wahlablehnung sei dieser Umstand dem Landes-Gouverneur ohne Verzug zur 

Kenntnis zu bringen und alsbald eine neue Abgeordnetenwahl mit denselben Wahlmännern 

durchzuführen.295 

 

 

(4) Gemeinsame Bestimmungen beider Kammern des Reichs-

tages 

 

Die Verfassung 1848 enthielt in §§ 37 bis 44 gleichermaßen verbindliche Bestimmungen 

für beide Kammern des Reichstages. 

 

Die genannte Wahlordnung für die Wahl der beiden Kammern des Reichstages sollte ein 

Provisorium darstellen (§ 37 Verf. 1848). Die endgültige Wahlordnung zum Reichstag 

hätte erst der zusammengetretene erste Reichstag beschließen müssen (§ 38 Verf. 1848). 
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§ 39 Verf. 1848 bestimmte, dass beide Kammern ihre Präsidenten und weiteren Funktionä-

re selbst wählten und der jeweiligen Kammer allein die Wahlprüfung zustand. Gemäß § 40 

Verf. 1848 waren die Mandatare jeder Kammer in der Ausübung ihrer Funktion ungebun-

den und konnten ihr Stimmrecht nur persönlich ausüben. 

 

Nach § 41 Verf. 1848 waren die Sitzungen der Kammern öffentlich. Ein Ausschluss der 

Öffentlichkeit konnte nur durch Kammerbeschluss auf Verlangen des Präsidenten oder 

zehn Mandatare (in geheimer Sitzung) erfolgen. § 42 Verf. 1848 garantierte den Mitglie-

dern der Kammern Immunität vor gerichtlicher Verfolgung oder Verhaftung, ausgenom-

men die Fälle der Zustimmung der Kammer sowie die Ergreifung auf frischer Tat. 

 

§ 43 Verf. 1848 normierte eine Unvereinbarkeit der Mitgliedschaft in einer Kammer bei 

gleichzeitiger Annahme einer besoldeten staatlichen Dienststelle. In einem solchen Fall 

wurde eine neuerliche Wahl angeordnet. § 44 Verf. 1848 stellte klar, dass sich die Kam-

mern lediglich über Einberufung durch den Kaiser zu versammelten und nach Auflösung 

oder Vertagung keine Geschäfte zu verhandeln hatten.296 

 

 

c) Die Durchführung der Wahlen 

(1)    Die Urwahlen 

 

Es war der ungenauen Stimmrechtsbestimmung geschuldet, dass die Wählerlisten äußerst 

willkürlich angefertigt wurden. Vorwiegend wurden jene Personen aufgenommen, welche 

entweder über Grundbesitz oder eine Gewerbeberechtigung verfügten, sieht man von be-

stimmten elitären Berufsgruppen (Lehrer, Staatsbedienstete, Ärzte und Geistliche), ab. 

Allerdings unterschieden sich die einzelnen Wählerlisten in der Interpretation des Wahl-

rechts sehr stark voneinander, insbesondere nach dem städtischen und ländlichen Bereich. 

Aufgrund der in kurzen Abständen angesetzten Wahlen waren Beschwerden gegen die 

Nichtberücksichtigung bei Erstellung der Wählerlisten schon defacto unmöglich.297 Durch 

den Ausschluss (vom Wahlrecht) von Lohnarbeitern oder Dienstboten, streicht WADL das 

Motiv der persönlichen Unabhängigkeit bei der Listenerstellung hervor.298 
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Das Wahlverhalten spiegelte aber in weiten Teilen Kärntens die soziale Struktur der Wäh-

lerschaft wider. Dominierten etwa in den Städten wie Klagenfurt elitäre Schichten wie Be-

amte und Freiberufler, waren es in den ländlichen Gebieten Bauern, die zu Wahlmännern 

gewählt wurden.299 Obwohl Parteien im heutigen Sinn nicht vorhanden waren300, ent-

stammten doch die meisten der gewählten Wahlwerber bereits im Vormärz existierenden 

Strukturen (Industrie, Landwirtschaftsgesellschaft etc.).301 Ungeachtet der willkürlichen 

Wählerlistenerstellung kann man bereits von einer Art Wahlkampf im Vorfeld der Urwah-

len sprechen, natürlich nicht vergleichbar mit heutigen Maßstäben. Wahlwerbung be-

schränkte sich auf Empfehlungen für bzw. von Wahlwerbern in den Zeitungen.302 

 

Die Vielzahl der unterschiedenen Wahlen im Jahr 1848 wurde durch die mehrfache Wahl 

von Personen in mehreren Wahlkreisen sowie die häufigen Mandatsverzichte noch er-

höht.303 Darin dürfte einer der wesentlichen Gründe für die geringe Beteiligung der wahl-

berechtigten Bevölkerungsteile an den Urwahlen liegen.304 Vor allem in Unterkärnten zeig-

ten sich starke regionale Unterschiede in der Wahlbeteiligung im Verhältnis zur Anzahl der 

Wahlberechtigten: 

 

TABELLE 3: WAHLBETEILUNG IM VERHÄLTNIS ZUR ANZAHL DER WAHLBERECHTIGTEN 

Wahlbezirk Wahlberechtigte Wahlbeteiligung 

Klagenfurt   8,8% 52,5% 

St. Veit 11,3% 50,0% 

Völkermarkt 10,2% 30,2% 

St. Andrä im Lavanttal 10,6% 44,1% 

 

Generell ist zu festzuhalten, dass die Wahlbeteiligung in jenen Wahlbezirken hoch ist, die 

viele Städte und Märkte mit jeweils hohem Wähleranteil aufweisen. Abgesehen von Kla-

genfurt galt dieser Umstand für den Wahlbezirk St. Veit. Klagenfurt selbst profitierte als 
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Stadtwahlbezirk nicht zuletzt von den meist unweit gelegenen Wahllokalen.305 Teilweise 

gab es aber auch Fälle von Wahlverweigerung.306 

 

Der Wahlbezirk Völkermarkt wies zudem einen hohen Anteil an slowenischsprachigen, 

meist bäuerlichen Bevölkerungsschichten auf. Obwohl die Wahlordnung zusätzlich in slo-

wenischer Sprache gedruckt und auch verlesen wurde, wurde diese Fassung offensichtlich 

weniger gut als die deutsche verstanden. 

 

In Oberkärnten dürfte die Wahlbeteiligung höher ausgefallen sein als in Unterkärnten. Die-

ser Umstand gründet sich wohl auf das fortschrittlichere Verwaltungsgefüge der napoleo-

nischen Zeit.307 Trotz der nicht existierenden Wahltradition kann aber insgesamt von einer 

großteils korrekten Wahldurchführung gesprochen werden.308 

 

 

(2)   Die Abgeordnetenwahlen 

 

Die Abgeordnetenwahlen zum Reichstag fanden in Kärnten am 20. Juni 1848 durch die 

Wahlmänner in den einzelnen Wahlbezirken statt. Wegen der mehrfachen Wahl von Per-

sonen zu Abgeordneten sowie wegen nachträglicher Mandatsverzichte mussten Neuwahlen 

in den Wahlbezirken Villach, St. Andrä, Spittal und Völkermarkt durchgeführt werden.309 

Einzig in den Wahlbezirken der Stadt Klagenfurt (gewählt wurde der Gutsbesitzer 

Thaddäus von Lanner in einer Stichwahl), Hermagor (Abgeordneter wurde der Rechtsan-

walt Dr. Max von Mathis) sowie St. Veit (gewählt wurde der Gutsbesitzer Kajetan Nagele 

im zweiten Wahlgang) war keine Neuwahl erforderlich.310 

 

Im Wahlbezirk Villach musste eine Neuwahl durchgeführt werden, da sich der zunächst 

gewählte Josef Schlegel, Direktor der Eisenwerke zu Prävali, für sein Mandat aus dem 

Wahlbezirk Völkermarkt entschied, im November 1848 aber seinen Verzicht erklärte. Aus 

der neuerlichen Wahl am 8. Juli 1848 ging Josef Scholl, Landrat aus Tarnow, als gewählter 
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Abgeordneter hervor.311 Der Wahlbezirk Völkermarkt hatte aufgrund des Rücktritts Schle-

gels eine weitere Wahl für den 5. Dezember 1848 festzusetzen. Zum Abgeordneten wurde 

Dr. Matthias Rulitz (Hof- und Gerichtsadvokat) gewählt. Diese Wahl war für die damalige 

Zeit insofern bemerkenswert, als es sich beim Gewählten um einen Slowenen aus dem Ro-

sental handelte.312 

 

Da sich Thaddäus von Lanner für den Wahlbezirk Klagenfurt entschieden hatte, war für 

den Wahlbezirk St. Andrä eine Neuwahl für den 26. Juni 1848 angesetzt. Die Durchfüh-

rung derselben verhinderte aber die Nichtanwesenheit der notwendigen Zahl von Wahl-

männern. Als Begründung wurde mutmaßlich der zeitgleich in Wolfsberg abgehaltene 

Jahrmarkt genannt. Schließlich wurde am 10. Juli 1848 der Appelationsrat Josef Rack zum 

Mandatar gewählt.313 

 

Im Wahlbezirk Spittal wurden zunächst Franz Heiß (Postmeister und Realitätenbesitzer) 

zum Abgeordneten und Dr. Jakob von Aichenegg (Rechtsanwalt) als dessen Ersatzmann 

gewählt. Nach dem Rücktritt von Heiß hatte eine weitere Wahl stattzufinden, da die Wahl 

von Ersatzmännern in der Wahlordnung nicht vorgesehen war und vom Wahlprüfungsaus-

schuss des Reichstages derart geahndet wurde. Die Wahlmänner wählten letztendlich den 

Juristen Dr. Joseph Janesch in den Reichstag.314 

 

 

D. Die Wahlen zum Kärntner Landtag 1848 

1. Der „provisorisch verstärkte“ Große Ständische Ausschuss als politi-

scher Vertretungskörper 

 

Die mit der Deutschen Bundesakte 1815 fortgeführte landständische Struktur (Geistlich-

keit, Adels- und Bürgerstand) bestand in den Ländern der Habsburgermonarchie bis 

1848.315 Alfred OGRIS bezeichnet die Zeit von 1748 bis 1848 „als eine Epoche des be-
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schleunigten Niedergangs der ständischen Macht.“316 Diese Entmachtung und schrittweise 

Beseitigung der Landstände stand am Anfang des Kärntner Landtags ab 1848.317 

 

Die Landstände organisierten sich bis 1848 in regelmäßig (meist jährlich) stattfindenden 

Zusammenkünften, den Landtagen, welche keine Gesetzgebungskompetenz hatten. Es 

handelt sich um beratende Versammlungen. Einzig durch die ständischen Ausschüsse kam 

den Landständen Einfluss auf die Landesverwaltung zu.318 

 

Um die Revolutionäre zu beschwichtigen, versuchte der Kaiser, der Forderung nach einer 

Volksvertretung nachzukommen. In den Ländern sollte sich die Zusammensetzung der 

bereits existierenden ständischen Landtage um Vertreter des Bürger- und Bauernstandes 

erweitern.319 Die Klagenfurter Zeitung veröffentlichte in ihrer Ausgabe vom 19. März 

1848 das kaiserliche Patent vom 15. März 1848 als außerordentliche Beilage. Die Einberu-

fung der Abgeordneten aller Provinzialstände sollte zur Schaffung der Verfassung des ös-

terreichischen Kaiserstaates unter Berücksichtigung der bestehenden Provinzialverfassun-

gen erfolgen.320 Auf dieser Grundlage formierte sich im April 1848 in Wien der Ständische 

Zentralausschuss aus Vertretern der Landtage und nahm vor allem über eine Verfassung 

des Gesamtstaates sowie die Abänderung der Provinzialverfassungen Beratungen auf.321 

Dabei handelte es sich weder um ein ständisches Organ, noch um einen Ausschussland-

tag.322 

 

In Klagenfurt tagte nunmehr der Große Ausschuss mit weiteren Repräsentanten des Bür-

ger- und Bauernstandes als „Verstärkter kärntnerischer ständischer provisorischer Aus-

schuss“.323 Für die Berücksichtigung der Bauern machte sich der Große Ausschuss selbst 

stark, da er dem kaiserlichen Erlass vom 16. März 1848 (Verfassungsversprechen) in der 

Meinung entschieden entgegentrat, wonach die Provinzialstände der Länder von Bürger-

vertretern ergänzt werden sollten. Dieser Forderung der Kärntner Stände trug Landes-

hauptmann von Sterneck – eigenmächtig324 – insofern Rechnung, als schon in den unmit-
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telbar folgenden Sitzungen mehrere Personen aus dem Beamten- und Advokatenstand (u.a. 

Adolf Ritter von Tschabuschnigg) und der Bauernschaft beigezogen wurden.325 Dieser 

erweiterte Landtagsausschuss beriet insbesondere über eine Umgestaltung der Landesver-

fassung.326 Noch während des Vormärz war das Interesse der Landstände an einer Reform 

ihrer Versammlungen, gar einer Erweiterung, äußerst gering. Dies lag nicht nur an ihrer 

weitgehend nicht vorhandenen Organisation, sondern auch an der fehlenden Fähigkeit, 

derartige Veränderungen wirklich durchsetzen zu können. Nur in der nicht zensierten Lite-

ratur außerhalb der Habsburgermonarchie fanden sich einzelne Reformideen.327 

 

Die Genehmigung des Kaisers vom 22. April 1848 sah für den Großen Ständischen Aus-

schuss insgesamt 18 Abgeordnete vor. Diese verteilten sich auf die Landgemeinden (zehn, 

davon sechs aus dem Klagenfurter Kreis), auf die Stadt Villach (zwei) sowie auf die Stadt 

Klagenfurt (sechs). Zusätzlich dazu mussten die einzelnen Ersatzmandatare gewählt wer-

den. Vorbild war das Wahlrecht zur Frankfurter Nationalversammlung. Die Deputierten 

der Stadt Klagenfurt sollten aber dennoch auf Basis eines eigenen Wahlrechts bestellt wer-

den. Demnach waren nur jene Personen wahlberechtigt, die bereits die Volljährigkeit er-

reicht hatten, in Klagenfurt wohnten, an einer Fakultät promoviert hatten oder in einem 

Dienstverhältnis zu einer Klagenfurter Bildungsanstalt standen. Die Wahlberechtigung 

kam auch den Pfarrern von einzelnen Klagenfurter Kirchen (St. Egid, St. Peter und Paul, 

St. Lorenzen) sowie den besteuerten Gewerbetreibenden zu. Die Haus- und Grundbesitzer 

der Stadt Klagenfurt mussten für das Wahlrecht hingegen entweder im Vorjahr direkt be-

steuert worden sein oder über ein jährliches Einkommen von 300 Gulden verfügen.328 Im 

Vorfeld der Wahlen verstarb im Klagenfurt Landeshauptmann von Sterneck329 Den vakan-

ten Vorsitz im Landtagsausschuss übernahm Felix Freiherr von Longo.330 

 

Im Gegensatz zur Stadt Klagenfurt bestanden für die Stadt Villach keine Wahlrechtsbe-

sonderheiten. Vielmehr konnte die Wahl in den Landgemeinden des Villacher Kreises – 

mit der Ausnahme von Gmünd und Spittal an der Drau – in Anbetracht der zeitlichen Vor-

gabe nicht durchgeführt werden. Die erste Sitzung des provisorisch verstärkten Großen 

Ausschusses war nämlich bereits für den 8. Mai 1848 geplant. Demgegenüber wurde im 
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Klagenfurter Kreis die Wahl von sämtlichen Wahlmännern erst gar nicht durchgeführt, da 

ihnen aus ihrer Sicht die nötige Legitimation fehlte. Daraufhin verordnete das Kreisamt 

den Wahlbezirken, die Abgeordneten durch die Gemeinderichter, Gemeindevertreter sowie 

Ausschüsse wählen zu lassen. Auch diese Maßnahme wurde von den Wahlberechtigten in 

einzelnen Bezirken boykottiert.331 

 

Obwohl die Wahlen am 8. Mai 1848 noch nicht vollständig abgeschlossen waren, formier-

te sich bereits der neue Landtagsausschuss.332 Es bildeten sich Untergruppen, die sich mit 

unterschiedlichen Problemfeldern befassten, so etwa das Komitee zur Abänderung der 

Provinzialverfassung. Der Landtagsausschuss sollte der Wegbereiter der ersten in Kärnten 

abgehaltenen Landtagswahlen auf der Grundlage eines Kurienwahlrechts sein.333 Die aus-

gearbeitete Landtagswahlordnung sollte nur als Provisorium dienen, bis der konstituieren-

de Reichstag in Wien eine Provinzialverfassung erlassen hatte.334 

 

2. Vorbereitungen zur Wahl eines „vorläufigen“ Landtags 

a) Die Landtagswahlordnung vom 6. Juni 1848 

 

Die vom Landtagsausschuss entworfene Landtagswahlordnung erhielt die Genehmigung 

des Innenministeriums.335 Die Abhaltung der Landtagswahlen wurde für 23./24. Juni 1848 

verlautbart.336 Der „provisorisch verstärkte“ Große Ständische Ausschuss debattierte dar-

über in seiner Sitzung vom 31. Mai 1848.337 Die Landtagswahlordnung, welche auch die 

Bestimmungen über die Zusammensetzung des Landtags enthielt, wurde in der Klagenfur-

ter Zeitung vom 14. Juni 1848 veröffentlicht. 

 

§ 1 prov. LT-WO 1848 sah für den vorläufigen Kärntner Landtag eine Abgeordnetenan-

zahl von 72 Personen vor. Der Landtag habe bis zur Erlassung einer endgültigen Land-

tagswahlordnung die allgemeinen Landesangelegenheiten zu verhandeln. Eine rechtswirk-

same Beschlussfassung erforderte die Anwesenheit von mindestens 40 Abgeordneten.338 In 

diesem Zusammenhang sind auch §§ 54 f Verf. 1848 zu beachten. Gemäß § 54 Verf. 1848 
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hatten die Provinzialstände die Provinzialinteressen sowie die dafür notwendigen Maß-

nahmen wahrzunehmen, soweit diese nicht schon in jenen des Gesamtstaates inbegriffen 

waren. Den Landständen wurde durch die Verfassung 1848 eine ausdrückliche Bestands-

garantie gegeben. Nach § 55 Verf. 1848 würde es eine der ersten Aufgaben des Reichsta-

ges sein, die von den Landständen vorzulegenden Provinzialverfassungen zu reformie-

ren.339 

 

§ 2 prov. LT-WO 1848 teilt die Abgeordneten in vier Kurien auf: 24 Mandate entfielen auf 

die erste Kurie. Diese waren zunächst, anhand der Landesmatrikel, Personen aus den geist-

lichen Pfründen und Familien vorbehalten, sonst den nicht in den Landesmatrikeln ange-

führten Großgrundbesitzern; sechs Abgeordnete der höheren Industrie der zweiten Kurie; 

14 Abgeordnete aus den größeren bürgerlichen Gemeinden in der dritten Kurie; 28 Abge-

ordnete der übrigen bürgerlichen Gemeinden sowie Landgemeinden bildeten die vierte 

Kurie. 

 

Das Wahlrecht war in allen Kurien nach § 3 prov. LT-WO 1848 großjährigen Männern 

vorbehalten und musste persönlich ausgeübt werden. Darüber hinaus war das Wahlrecht an 

die österreichische Staatsbürgerschaft sowie an die Selbständigkeit gebunden. § 4 prov. 

LT-WO 1848 bestimmte, dass alle Kridatare sowie jene Personen vom Wahlrecht ausge-

schlossen waren, gegen die wegen eines entehrenden Verbrechens oder einer anderen 

schweren Polizeiübertretung Untersuchungen erhoben wurden. Der Ausschluss vom Wahl-

recht galt nur soweit, als deren Schuldlosigkeit (durch gerichtliches Erkenntnis) festgestellt 

wurde. 

 

Die Mandatsaufteilung der ersten Kurie wurde von §§ 5 f prov. LT-WO 1848 näher gere-

gelt. Demnach waren 14 Abgeordnete der ersten Kurie der Wahl von in der Landesmatrikel 

angeführten geistlichen Pfründen, soweit sie in der Vergangenheit bereits dem Landtag 

angehörten, und jenen Familien, die ein Einkommen von 400 Gulden pro Monat hatten, 

zugewiesen. Die restlichen zehn Mandate entfielen auf die nicht immatrikulierten Groß-

grundbesitzer, und zwar sechs auf Unter- sowie vier auf Oberkärnten. Das passive Wahl-

recht war in Unterkärnten von einer Grundsteuerleistung von 100 Gulden, in Oberkärnten 

von 40 Gulden abhängig.  
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68 
  

 

Die Kurie der „höheren“ Industrie behandelte § 7 prov. LT-WO 1848. Die sechs Abgeord-

neten der Kurie wurden so aufgeteilt, dass fünf von den Besitzern berggerichtlicher Entitä-

ten, die entweder an Bergfrohne mindestens 800 Gulden oder an Erwerbssteuer 40 Gulden 

entrichteten, gewählt wurden. Ein Abgeordneter entfiel auf die Wahl von den privilegierten 

und landesbefugten Fabriken, die mindestens 40 Gulden an Erwerbssteuer bezahlten (Dif-

ferenzierung nach Bergbau und Fabriksbesitz). 

 

14 Mandatare umfasste nach § 8 prov. LT-WO 1848 die Kurie der größeren bürgerlichen 

Gemeinden in Kärnten. Diese waren Klagenfurt (sechs), Villach (zwei) und mit jeweils 

einem Abgeordneten die Gemeinden Friesach, Völkermarkt, St. Veit, Wolfsberg, Spittal 

und Feldkirchen. In Anknüpfung an die §§ 3 f prov. LT-WO 1848 stand das aktive Wahl-

recht jenen Personen zu, welche in den genannten Gemeinden wohnten, dort ein steuerba-

res Gewerbe bzw. sonstige steuerbare Beschäftigung betrieben oder ein jährliches Ein-

kommen von 200 Gulden nachweisen konnten, unabhängig davon, ob sie dem Militärstand 

angehörten oder nicht. Das Wahlrecht hatten auch die in den genannten Gemeinden ansäs-

sigen Geistlichen aller Konfessionen, Doktoren, Professoren, Lehrer und Leute der akade-

mischen Künste (ohne Zensusbeschränkung).340 

 

Der Kurie der restlichen bürgerlichen Gemeinden kamen nach § 9 prov. LT-WO 1848 ins-

gesamt 28 Vertreter zu, wobei Unterkärnten 17 und Oberkärnten nur 11 Abgeordnete ha-

ben sollte. Wahlberechtigt waren alle Personen, die in den dortigen Wahlbezirken ansässig 

waren, eine direkte Steuer zahlten oder ein Einkommen von 200 Gulden nachweisen konn-

ten sowie die Geistlichen aller Konfessionen, Doktoren, Professoren, Lehrer und Wundärz-

te (ohne Zensusbeschränkung). 

 

§ 10 prov. LT-WO 1848 stellte klar, dass das Wahlrecht anhand der vorgenannten Voraus-

setzungen nur in einer Kurie ausgeübt werden durfte. Für den Fall, dass jemand in mehre-

ren Kurien wahlberechtigt gewesen wäre, hätte es ihm freigestanden, in der Kurie zu wäh-

len, die ihm beliebte. § 11 prov. LT-WO 1848 bestimmte, dass die berggerichtlichen Enti-

täten und Fabriken der geistlichen Pfründe, Stiftungen und andere Gesamtheiten bei den 
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Wahlen von ihren jeweiligen Nutznießern, Administratoren oder Repräsentanten vertreten 

wurden. 

 

Das passive Wahlrecht regelte § 12 prov. LT-WO 1848. Dieser schrieb vor, dass alle Per-

sonen, welche in einer Kurie das aktive Wahlrecht hatten, auch in diese Kurie gewählt 

werden konnten. Der Wahlwerber musste nur unbescholten sein sowie in Kärnten, unab-

hängig vom Wahlbezirk, ansässig sein. 

 

Die Wahl von Ersatzmännern für jede Kurie hatte unter einem gemäß § 13 prov. LT-WO 

1848 zu geschehen. Bei Ausscheiden eines der 72 Abgeordneten konnte ein gewählter Er-

satzmann in die jeweilige Kurie aufrücken. Nach § 13 prov. LT-WO 1848 geschah die 

Wahl in allen vier Kurien durch Stimmenmehrheit, die Wahl der Abgeordneten war aber 

nur in den ersten drei Kurien eine unmittelbare. § 13 prov. LT-WO 1848 hielt auch fest, 

dass kein Abgeordneter oder Ersatzmann von den Wählern Instruktionen erhalten durfte. 

 

Die Wahl musste durch das Fehlen eines Landeshauptmannes von dessen Stellvertreter 

eingeleitet werden, indem die Vornahme der Wahl in der Provinzialzeitung durch eine 

dreimalige Einschaltung verlautbart wurde (§ 14 prov. LT-WO 1848).341 Die Klagenfurter 

Zeitung enthielt in ihren Ausgaben vom 14. Juni 1848342, 19. Juni 1848343 und 21. Juni 

1848344 in Beilagen die Landtagswahlordnung. 

 

§ 15 prov. LT-WO 1848 sah vor, dass die Wahlen der ersten beiden Kurien des Klagenfur-

ter Kreises, in Ermangelung eines Landeshauptmannes, von dessen Stellvertreter geleitet 

wurden. Dieser bestimmte Wahlzeit und Wahlort und bildete für jede Kurie ein eigenes 

Wahlkomitee. Dieses Wahlkomitee setzte sich aus sechs Wählern zusammen. Im Villacher 

Kreis sollte der Kreishauptmann in derselben Art und Weise die Wahl vornehmen. In den 

größeren Gemeinden laut § 8 prov. LT-WO 1848 oblag die Wahlleitung den Gemeinde-

vorständen über spezielle Einladung durch den Stellvertreter des Landeshauptmannes (§ 17 

prov. LT-WO 1848). Gemäß § 18 prov. LT-WO 1848 waren die Wahlen in der vierten 

Kurie (kleinere bürgerliche Gemeinden und Landgemeinden) durch die beiden Kärntner 

Kreisämter ohne Verzug durchzuführen. 
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Zunächst wurden in allen Kurien die Abgeordneten und anschließend deren Ersatzmänner 

gewählt. Die Ausübung des Wahlrechts geschah durch unterfertigte Stimmzettel, die per-

sönlich abzugeben waren. Andernfalls musste die Unterschrift des Wählenden legalisiert 

sein. Ungeachtet dessen hatten die Wähler ihre Wahlberechtigung nach den §§ 5 bis 7 

prov. LT-WO 1848 auf eine dem Wahlkomitee genügende Art nachzuweisen (§ 16 prov. 

LT-WO 1848). 

 

§ 19 prov. LT-WO 1848 teilte Unterkärnten in 17, Oberkärnten in 11 Wahlbezirke ein. 

Jeder Wahlbezirk verfügte über einen Hauptwahlort und wählte einen Abgeordneten sowie 

einen Ersatzmann. § 20 prov. LT-WO 1848 nannte für Unter- und Oberkärnten die Haupt-

wahlorte und die diesen zugewiesenen Bezirke (dazu im Anhang). 

 

§ 21 prov. LT-WO führte die indirekte Wahl (zunächst Wahl von Wahlmännern) in den 

Landgemeinden näher aus, wobei man die Wahlbezirke in die bereits bestehenden Steuer-

bezirke unterteilte. Pro Steuerbezirk kam auf 300 Wahlberechtigte ein Wahlmann, ab einer 

Zahl von mindestens 800 Wählern zwei Wahlmänner. Diesen wurden von den Wahlkomi-

tees, die unter dem Vorsitz der Bezirkskommissäre die schriftliche bzw. auch mündliche 

Stimmabgabe (mit relativer Mehrheit) prüften und protokollierten (auf ungestempeltem 

Papier), eine Urkunde übergeben. Diese bescheinigte ihre Wahl und nannte Datum sowie 

Örtlichkeit (Hauptwahlort) der Wahl der Landtagsabgeordneten (§ 22 f prov. LT-WO 

1848). 

 

Die von den Wahlmännern vorgenommenen Wahlen standen nach § 24 prov. LT-WO 

1848 wiederum unter der Aufsicht eigener, in den Hauptwahlorten bestehenden Wahlko-

mitees, die aus den Geistlichen, den Ortsvorstehern und jeweils zwei Gemeindeausschüs-

sen gebildet wurden. § 25 prov. LT-WO 1848 verwies hinsichtlich der Wahldurchführung 

auf § 22 prov. LT-Wahlordnung, allerdings war eine absolute Stimmenmehrheit erforder-

lich. Wurde diese in den ersten beiden Wahlgängen nicht erreicht, war ein dritter Wahl-

gang zwischen den beiden stimmenstärksten Wahlwerbern durchzuführen.345 
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Sofern die gewählten Mandatare (Abgeordnete und Ersatzmänner) bei der Wahl anwesend 

waren, mussten sie sich grundsätzlich sogleich dazu äußern, ob sie ihre Wahl annahmen. 

Im Falle der unmittelbaren Ablehnung war eine Neuwahl erforderlich, bei erst späterem 

Rücktritt folgten als Abgeordneter und Ersatzmann die ursprünglich unterlegenen Wahl-

werber nach der Anzahl ihrer Stimmen nach (§ 26 prov. LT-WO 1848). Gemäß § 27 prov. 

LT-WO erhielt jeder gewählte Abgeordnete vom Wahlkomitee ein Beglaubigungsschrei-

ben, das von der politischen Behörde zu bestätigen war. 

 

Die Wahlprüfung wurde in § 28 prov. LT-WO geregelt. Die Prüfung der aktiven Wahlfä-

higkeit führte das Wahlkomitee durch. Die nachträgliche Kontrolle der Wahlen oblag dem 

provisorischen Landtag. Dieser konnte zu diesem Zweck eine eigene Kommission einset-

zen. Deren Kompetenz umfasste die Gültigkeit der Wahlakte und die persönliche Zulässig-

keit der Gewählten. Die Protokolle der Wahlakte mussten dafür vom Wahlkomitee zuvor 

an die verordnete Stelle gesandt werden. § 29 prov. LT-WO 1848 bestimmte für die Abge-

ordneten und deren Ersatzmänner in der dritten und vierten Kurie, sofern sie nicht in Kla-

genfurt ansässig waren, auf Verlangen einen Reisekostenersatz aus den Fonds der Land-

stände. 

 

Nach § 30 prov. LT-WO 1848 hatten nur die matrikulierten Mitglieder des Landtags das 

Vorschlags- und Besetzungsrecht zu den ständischen Stiftungen sowie die Führung und 

Evidenzhaltung der ständischen Matrikel zu besorgen.346 HUGELMANN deutet diese Be-

stimmung als „Reminiszenz an die alte Ständeorganisation“.347  

 

Die Landtagswahlordnung schuf insgesamt eine Interessenvertretung einer kleinen, geho-

benen Gemeinschaft, nämlich der Landstände, der Industrie und der größeren Städte. Der 

Großteil der Bevölkerung war durch das Zensuswahlrecht und durch ein indirektes Wahl-

verfahren weitgehend ausgeschlossen.348 WADL sieht in diesem Umstand eine „Bevorzu-

gung der alten Landstände“.349 

 

  

                                                           
346 KLAGENFURTER ZEITUNG, 14.6.1848, Nr. 58, 24. 
347 HUGELMANN, Kärnten, 21. 
348 LUSSNIG, Wahlen, 46. 
349 WADL, Kärnten 1848, 554. 



 

72 
  

 

b) Anhang: Wahlbezirkseinteilung 

 

Unterkärnten bestand aus den Wahlbezirken: Althofen für die Bezirke Althofen, Guttaring, 

Hüttenberg, Silberberg und Silberegg; Bleiburg für den Bezirk Bleiburg; Eberstein für die 

Bezirke Eberstein, St. Georgen am Längsee, Hardegg, Mannsberg, Osterwitz, Rastenfeld, 

Rosenbichl, Treibach und Wieting; Friesach für die Bezirke Dürnstein, Friesach (mit Aus-

nahme der Stadt) und Grades; Griffen für die Bezirke Haimburg und Weißenegg; Gurk für 

die Bezirke Albeck, Gurk und Straßburg; Kappel für die Bezirke Kappel und Sonnegg; 

Kirschentheuer für den Bezirk Hollenburg; Lavamünd für die Bezirke Gamsenegg, Gutten-

stein, Neuhaus, St. Paul und Unterdrauburg; St. Leonhard für die Bezirke St. Leonhard, 

Thürn und Twimberg sowie Waldenstein; Maria Saal für die Bezirke Freudenberg, Grafen-

stein, Maria Saal, Möchling, Portendorf, Sager und Welzenegg; Moosburg für die Bezirke 

Bach, Glanegg, Gradenegg, Gradisch, Krumpendorf, Leonstein zu Pörtschach und Moos-

burg; St. Veit für die Bezirke Karlsberg, Kraig und Russberg, Möderndorf und St. Veit 

(mit Ausnahme der Stadt); Viktring für die Bezirke Annabichl, Ebenthal, Hallegg, Keut-

schach, Liemberg, Mageregg, Seltenheim, Tanzenberg, Tentschach, Umgebung Klagenfurt 

und Viktring; Völkermarkt für die Bezirke Eberndorf, Neudenstein, Töllerberg, Völker-

markt (mit Ausnahme der Stadt) und Waisenberg; Wolfsberg für den Bezirk Hartneidstein; 

Wolfsberg für die Bezirke St. Andrä und Wolfsberg (mit Ausnahme der Stadt); 

 

Oberkärnten bestand aus den Wahlbezirken: Arnoldstein für den Bezirk Arnoldstein samt 

Tarvis; Feldkirchen für den Bezirk Ossiach (ohne den Markt Feldkirchen); Gmünd für den 

Bezirk Gmünd; Greifenburg für den Bezirk Greifenburg; Hermagor für den Bezirk Grün-

burg; Kötschach für den Bezirk Kötschach; Obervellach für die Bezirke Obervellach und 

Stall; Paternion für die Bezirke Millstatt und Paternion; Rosegg für den Bezirk Rosegg; 

Spittal für den Bezirk Spittal (ohne den Markt Spittal); Villach für die vereinten Bezirke 

Landskron und Villach (ohne die Stadt).350 
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3. Die Durchführung der Landtagswahlen – Ergebnisse 

a) Ablauf 

 

Im Juni 1848 erfolgte schließlich die Wahl des vorläufigen Kärntner Landtags.351 Die Ur-

wahlen (Wahl der Wahlmänner) fanden in den Wahlbezirken der Landgemeinden am 27. 

Juni 1848, die Abgeordnetenwahlen vier Tage später statt. 

 

Einen ungewöhnlichen Verlauf nahmen die Wahlen in Klagenfurt. Anstatt der Durchfüh-

rung der Wahl mit Stimmzetteln wurden die Wähler durch Einladung, unter Bezugnahme 

auf den Erlass des Ständischen Ausschusses vom 13. Juni 1848, aufgefordert, die bereits 

bei der Wahl zum provisorischen Ständischen Ausschuss Anfang Mai 1848 gewählten Per-

sonen mittels bestätigender Erklärungen auch zu Landtagsabgeordneten zu wählen.352 

 

Aber auch in anderen Teilen Kärntens konnten die Wahlen nicht völlig problemlos durch-

geführt werden. Liberal eingestellte landständische Familien lehnten ihre Bevorzugung ab 

und nahmen das Wahlrecht in der Kurie der Städte bzw. der Industrie wahr. Aristokraten 

nahmen ihr Mandat teils gar nicht an, da sie nicht aufgrund ihrer adeligen Geburt gewählt 

werden wollten. Ebenso verhielt es sich mit der Kurie der „höheren“ Industrie, die aus die-

sem Grund, trotz mehrmaligen Versuchs, nicht stattfinden konnte. In Paternion wählten die 

Wahlberechtigten aus Protest gegen die die Landgemeinden benachteiligende Landtags-

wahlordnung statt einem gleich zwei Abgeordnete.353 Gar einen Aufruf an die 14 landstän-

dischen Abgeordneten, aus eigenen Stücken ihr Mandant nicht anzunehmen, enthält die 

Klagenfurter Zeitung vom 3. Juli 1848.354 

 

Aufgrund der skizzierten Probleme erfolgte der Abschluss der Wahlen erst am 5. Juli 1848. 

Die gewählten Abgeordneten sowie deren Ersatzmänner wurden mit Dekret aufgefordert, 

an der ersten Landtagssitzung am 17. Juli 1848 teilzunehmen. Die Empfangsbestätigungen 

holten die Obrigkeiten der Wahlbezirke ein und legten diese dem Ständischen Ausschuss 

vor.355 
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b) Ergebnisse der Landtagswahlen 

 

Das Ergebnis der Landtagswahlen 1848 enthält die Beilage zur Klagenfurter Zeitung vom 

14. Juli 1848. In die erste Kurie wurden von den in der Landesmatrikel enthaltenen geistli-

chen Pfründen und Familien gewählt als 

 

TABELLE 4:  

LANDTAGSWAHLEN 1848 – ERGEBNISSE IN DER ERSTEN KURIE – LANDESMATRIKEL 

Abgeordnete: Ersatzmänner: 
Karl Graf Lodron Anton Ritter v. Moro 
Adolf Ritter v. Tschabuschnigg Alfred Graf Christallnigg 
Ferdinand Graf Egger Friedrich Graf Rosenberg 
Ferdinand Fürst Rosenberg Eduard Freiherr v. Herbert 
Domprobst Anton Stelzich Joh. Mich. Achatz, Domdechant von Gurk 
Alfred Freiherr v. Hingenau Johann Freiherr v. Kaiserstein 
Paul Freiherr v. Herbert Josef Ritter v. Lizlhofen 
Thomas Ritter v. Moro Julius Ritter v. Rainer 
Felix Freiherr v. Longo Franz Kramer zu Kreug 
Peter Graf Goës Max Ritter v. Moro 
Ferdinand Ritter v. Findenigg Gustav Graf v. Egger 
Konstantin Graf Lodron Hugo Graf Henkel 
Adolf Freiherr v. Aichlburg Theodor Ritter v. Moro 
Anton Graf v. Goës Josef Freiherr v. Aichlburg 
 

Da Hugo Graf Henkel, Max Ritter v. Moro, Julius Ritter v. Rainer die Annahme ihrer 

Wahl als Ersatzmänner ablehnten und Herr Johann Frechen v. Kaiserstein zwischenzeitlich 

verstarb, wären zunächst als Ersatzmänner die Personen, welche nachfolgend die meisten 

Stimmen erhalten hatten, eintrittsberechtigt gewesen. Anton Ritter v. Gallenstein, Eduard 

Freiherr v. Jabornegg und Eugen Freiherr v. Dickmann lehnten die Annahme der Wahlen 

aber auch ab, sodass anhand der Wählerstimmen Arnold Freiherr v. Aichlburg, Andreas 

Ritter v. Moro, Franz Ritter v. Lizlhofen und Karl Ritter v. Metnitz als Ersatzmänner auf-

rückten. 
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Von den größeren Grundbesitzern Unterkärntens wurden gewählt als 

 

TABELLE 5: 

LANDTAGSWAHLEN 1848 – ERGEBNISSE IN DER ERSTEN KURIE – GRÖßERE GRUNDBESITZER 

IN UNTERKÄRNTEN 

Abgeordnete: Ersatzmänner: 

Herr Ferdinand v. Knappitsch Dr. Burger 

Thaddäus v. Lanner Albert v. Hummelauer 

Josef Taller Franz Rauscher 

Balthasar Umfahrer  Peter Kernmayer 

Karl Schriefl Ignaz Leitgeb 

Matthäus Gantschnigg Johann Novak 

 

 

Von der „höheren“ Industrie wurden gewählt als 

 

TABELLE 6: LANDTAGSWAHLEN 1848 – ERGEBNISSE IN DER ZWEITEN KURIE 

Abgeordnete:   Stellvertreter: 

Ludwig Weber  Johann Kretz 

Josef Lax  Johann v. Kronthal 

Anton Bolleritsch Albert Spieß 

Gustav Kazerl  Anton Müller 

Franz Ritter v. Jakomini Franz Holenia356 

 

 

Von den größern Grundbesitzern Oberkärntens wurden gewählt als 

 

TABELLE 7:  

LANDTAGSWAHLEN 1848 – ERGEBNISSE IN DER ERSTEN KURIE – GRÖßERE GRUNDBESITZER 

IN OBERKÄRNTEN 

Abgeordnete:  Stellvertreter: 

Herr Blasius Lapusch  Herr Jakob Sereinigg. 
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Johann Lautmann   Johann Kowinter. 

Michael Oprießnigg  Franz Valentinitsch 

Jakob Pachernigg  Urban Tschemerniat 

 

 

Die Wahl der privilegierten und landesbefugten Fabriken konnte trotz dreimaliger Aus-

schreibung nicht durchgeführt werden. 

 

 

Von den größeren bürgerlichen Gemeinden wurden gewählt: 

 

TABELLEN 8 BIS 15: LANDTAGSWAHLEN 1848 – ERGEBNISSE IN DER DRITTEN KURIE 

Von der Stadt Klagenfurt als 

Abgeordnete:   Ersatzmänner: 

Dr. Mathias Rulitz  Anton Ohrfandl 

Dr. Josef Janesch Franz Polster 

I. M. Rothauer  Christoph Neuner 

Dr. Andreas Koller  Josef Scheriau 

Ferdinand Hauser Josef Guggitz 

Vinzenz Ritter v. Pittreich Friedrich Felfernigg 

 

Von der Stadt Villach als 

Abgeordnete:   Ersatzmänner: 

Herr Josef Kassin  Herr Mathias Fürst 

Paul Häuser  Anton Komploier 

 

Von der Stadt Friesach als 

Abgeordneter:   Ersatzmann: 

Anton Fiala  Josef Georg Jeretin 

 

Von der Stadt St. Veit als 

Abgeordneter:   Stellvertreter: 

Wenzel Büttner  Herr Josef Weißenhof 
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Von der Stadt Völkermarkt als 

Abgeordneter:   Stellvertreter: 

Peter Rudolfi, senior.  Johann Frandl 

 

Von der Stadt Wolfsberg als 

Abgeordneter:  Ersatzmann: 

Alois Offner Josef Offner 

 

Von der Marktgemeinde Feldkirchen als 

Abgeordneter:   Ersatzmann: 

Herr Thomas Novak  Johann Jessernigg 

 

Von der Marktgemeinde Spittal als 

Abgeordneter:   Ersatzmann: 

Andreas Rieder  Johann Grutschnigg 

 

 

Von den kleineren bürgerlichen und Landgemeinden in Unterkärnten wurden gewählt: 

 

TABELLE 16: 

 LANDTAGSWAHLEN 1848 – ERGEBNISSE IN DER VIERTEN KURIE – UNTERKÄRNTEN 

Im Hauptwahlort Althofen als 

Abgeordneter:   Ersatzmann: 

Herr Josef Holler   Joseph Bein 

Im Hauptwahlort Bleiburg als 

Abgeordneter:   Ersatzmann: 

Johann Writz  Lukas Miklautz357 

Im Hauptwahlort Eberstein als 

Abgeordneter:   Ersatzmann: 

Josef Wernhammer  Franz Spieß 
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Im Hauptwahlort Friesach als 

Abgeordneter:  Ersatzmann: 

Johann Rauchenwald  Karl Maggauer 

Im Hauptwahlort Griffen als 

Abgeordneter:   Ersatzmann: 

Klement Oscharnig  Thomas Hermanitz 

Im Hauptwahlort Gurk als 

Abgeordneter:  Ersatzmann: 

Franz Stromberger Georg Köstenberger 

Im Hauptwahlort Kappel als 

Abgeordneter:    Ersatzmann: 

Vinzenz Komposch  Andreas Ortner 

Im Hauptwahlort Kirschentheuer als 

Abgeordneter:   Ersatzmann: 

Johann Karner   Thomas Obersteiner 

Im Hauptwahlort Lavamünd als 

Abgeordneter:   Ersatzmann: 

Anton Domeingo  Karl Tscheboll 

Im Hauptwahlort St. Leonhard als 

Abgeordneter:   Ersatzmann: 

Josef Baumgartner  Rupert Nießl 

Im Hauptwahlort Maria Saal als 

Abgeordneter:    

Johann Mentitsch Der Ersatzmann muss erst neuerlich ge-

wählt werden. 

Im Hauptwahlort Moosburg als 

Abgeordneter:   Ersatzmann: 

Vinzenz Weber  Johann Grimschitz 

Im Hauptwahlort St. Veit als 

Abgeordneter:   Ersatzmann: 

Peter Kanitsch   Johann Tobeitz 

Im Hauptwahlort Viktring als 

Abgeordneter:   Ersatzmann: 
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Johann Karner   Josef Löschnigg 

Im Hauptwahlort Völkermarkt als 

Abgeordneter:   Ersatzmann: 

Georg Rack   Johann Schlutt 

Im Hauptwahlort Wolfsberg für den Bezirk Hartneidstein als 

Abgeordneter:  Ersatzmann: 

Josef Jäger   Georg Kehraus 

Im Hauptwahlort Wolfsberg für die Bezirke St. Andrä und Wolfsberg als 

Abgeordneter: Ersatzmann: 

Ignaz Peinlich; Diesbezüglich wurde ange-

merkt, dass nach einer Anzeige des Stadt-

magistrats Wolfsberg Ignaz Peinlich die 

Annahme seiner Wahl abgelehnt hat. 

Johann Stöflitsch, vulgo Lubi358 

 

 

Von den kleineren bürgerlichen und Landgemeinden in Oberkärnten wurden gewählt: 

 

TABELLE 17: 

 LANDTAGSWAHLEN 1848 – ERGEBNISSE IN DER VIERTEN KURIE – OBERKÄRNTEN 

Im Hauptwahlort Arnoldstein als 

Abgeordneter:  Ersatzmann: 

Johann Millonigg Dr. Franz Wegscheider 

Im Hauptwahlort Feldkirchen als 

Abgeordneter    Ersatzmann: 

Peter Madruter, vlg. Hansel zu Krahberg. Wolfgang Petritsch 

Im Hauptwahlorte Gmünd als 

Abgeordneter:   Ersatzmann: 

Johann Tondl   Mathias Koch 

Im Hauptwahlort Greifenburg als 

Abgeordneter:   Ersatzmann: 

Johann Taurer   Dr. Josef Taurer 

Im Hauptwahlort Hermagor als 

                                                           
358 KLAGENFURTER ZEITUNG, 14.7.1848, Nr. 6, 15. 



 

80 
  

Abgeordneter:   Ersatzmann: 

Johann Leitgeb Christian Tschmelitsch 

Im Hauptwahlort Kötschach als 

Abgeordneter:   Ersatzmann: 

Johann Klaus   Johann Drummel 

Im Hauptwahlort Obervellach als 

Abgeordneter:   Ersatzmann: 

Peter Egger  Johann Wallner 

Im Hauptwahlort Paternion als 

Abgeordneter:   Ersatzmann: 

Franz Lar   Christof Winkler 

Im Hauptwahlort Rosegg als 

Abgeordneter:   Ersatzmann: 

Matthäus Kirchmever   Filipp Wrann 

Im Hauptwahlort Spittal als 

Abgeordneter:   Ersatzmann: 

Johann Grutschnigg  Andreas Rieder 

Im Hauptwahlorte Villach als 

Abgeordneter:   Ersatzmann: 

Ludwig Brandstetter  Johann Wallner359 
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E. Der provisorische Landtag von 1848 

1. Allgemeines 

 

Der ständische verstärkte Ausschuss beschloss am 5. Juli 1848 die Einberufung des provi-

sorischen Kärntner Provinzial-Landtags für den 17. Juli 1848 und zwar um neun Uhr im 

ständischen Landhaus. Verbunden damit wurden die anstehenden Beratungsgegenstände, 

von denen die gewählten Abgeordneten sowie deren Ersatzmänner in Kenntnis zu setzen 

waren: ein Vorschlag einer Geschäftsordnung für den provisorischen Provinzial-Landtag; 

Entwurf einer Gemeindeordnung für Kärnten; ein Vorschlag wegen Aufhebung der Patri-

monial-Gerichtsbarkeit und Errichtung landesfürstlicher Gerichte in Kärnten; ein Entwurf 

einer Norm zur Umwandlung sämtlicher Natural-Präsentationen der Untertanen oder sonst 

Pflichtigen in fixe jährliche Geldgaben und Ablösung derselben in Kapital für die Provinz 

Kärnten; ein Gubernial-Erlass, womit das Gutachten der Stände über den Bau eines Krimi-

nal-Inquisitionshauses in Klagenfurt abgefordert wird; ein Antrag zur Reform des Provin-

zial-Stände-Institutes.360 Gesetze konnte der Landtag nicht verabschieden, weil dafür die 

Kompetenzgrundlage fehlte.361 

 

Die Wahlprüfungen des Landtags am 17. Juli 1848 leitete anstatt eines an Lebensjahren 

ältesten Präsidenten noch der Vorsitzende des verstärkten ständischen Ausschusses, Frei-

herr von Longo,362 bevor das endgültige Präsidium, bestehend aus dem Präsidenten Frei-

herr von Longo und dem Vizepräsidenten, dem Klagenfurter Abgeordneten Dr. Koller, 

gewählt wurde. In der Sitzung vom 18. Juli 1848 nahm der Landtag zunächst die Ge-

schäftsordnung an und debattierte anschließend die Reihenfolge der zu behandelnden Bera-

tungsgegenstände.363 

 

Am 20. Juli 1848 erfolgte die Verlesung des Gemeindeordnungsentwurfs, welcher der Ple-

narberatung desselben folgte. Damit sollte der Landtag bis Ende August 1848 zu tun ha-

ben.364 Zu betonen ist, dass im Zuge der laufenden Landtagssession Ergänzungswahlen der 
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Abgeordneten, etwa wegen Mandatsniederlegungen, erfolgten.365 Bis zum Abschluss der 

Landtagsperiode debattierten die Abgeordneten über eine Provinzialverfassung.366 

 

 

2. Entwurf einer Landesverfassung367 

 

Die Kärntner Provinzialverfassung 1848 nach Entwurf des Kärntner Landtags gliederte 

sich in sechs Abschnitte: Allgemeine Bestimmungen und Organe der Provinzialvertretung 

(dazu sogleich a); Wirkungskreis der Provinzialvertretung im Allgemeinen (dazu unter b); 

Vom Landtag (dazu unter c); Vom Landesausschuss (dazu unter d); Vom Landesrate (dazu 

unter e); Geschäftsordnung (dazu unter f). 

 

 

a) Allgemeine Bestimmungen und Organe der Provinzialvertretung 

 

Kärnten war definiert als ein unteilbares Herzogtum, welches unter einer abgesonderten 

politischen Verwaltung eine Provinz der österreichischen Monarchie darstellt.368 Kärnten 

genoss sämtliche aus der österreichischen Verfassung entspringenden Rechte und hatte 

daneben seine eigene selbständige Provinzialvertretung, nämlich die Provinzialstände.369 

 

Die Vertretung der Provinz Kärnten wurde durch drei Organe ausgeübt, und zwar vom 

Landtag, dem Landesausschuss und dem Landesrat.370 

 

 

b) Wirkungskreis der Provinzialvertretung im Allgemeinen 

 

Die ktn. ProvinzialVf 1848 bestimmte die Provinzialstände zu Repräsentanten der Provin-

zialgemeinde. Den Wirkungskreis der Provinzialstände stellte die Provinzialvertretung dar, 

welcher nur durch jene des österreichischen Reichstages sowie der Kärntner Gaue und 
                                                           
365 LUSSNIG, Wahlen, 63f. 
366 HUGELMANN, Kärnten, 25. 
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Gemeinden begrenzt war.371 Die Provinzialstände hatten für die Integrität, die Rechte und 

das Wohl der Provinz Sorge zu tragen sowie deren besondere Interessen in und außer der-

selben in allen Richtungen zu vertreten und gleichmäßig zu fördern.372 

 

Das Gesetzgebungsrecht der Provinzialstände war wie folgt geregelt: Demnach hatten sie 

die Kärnten betreffenden besonderen Gesetze zu erlassen. Allerdings war jedes beschlos-

sene Gesetz dem Reichstag mitzuteilen, welcher binnen der nachfolgenden vier Wochen 

sein Vetorecht geltend machen konnte, wenn es den Interessen des Gesamtstaates zuwider 

lief. Andernfalls trat das betreffende Gesetz mit Ablauf von vier Wochen in Kraft.373 Die-

ses Vetorecht kam dem Ministerium zu, solange der österreichische Reichstag nicht ver-

sammelt war. Das Vetorecht des Ministeriums galt nur bis zum nächsten Zusammentritt 

des Reichstages, dem es den Gesetzesentwurf unverzüglich vorzulegen hatte. In dringen-

den Fällen konnten Gesetze direkt in Kraft treten. Dieser Umstand musste aber dem 

Reichstag bzw. dem Ministerium bei Vorlage angezeigt werden.374 

 

Den Provinzialständen wurde das Recht eingeräumt, Kärnten aus Gründen von Provinzial-

zwecken zu besteuern. Der beschlossene Steuerbetrag war als Provinzialzuschlag der di-

rekten Staatssteuern vorgesehen sowie gleichmäßig zu berechnen und einzuheben. Dersel-

be durfte pro Jahr einen Groschen vom Steuergulden nicht übersteigen, andernfalls ihn die 

Provinzialstände nicht aus eigener Machtvollkommenheit, sondern nur mit der Zustim-

mung des Reichstages umlegen konnte.375 

 

In Gegenständen der allgemeinen Gesetzgebung sowie der Besteuerung die Kärntner Lan-

desvertretung war in wichtigen Fällen vor Einbringung der Gesetzesvorschläge an den 

Reichstag vom Ministerium einzuvernehmen. Diesbezüglich gebührte der Provinzialvertre-

tung auch das Petitionsrecht beim Reichstag oder beim Ministerium. Derartige Gesuche 

durfte das Ministerium nicht ohne die Zustimmung des Reichstages von sich aus zurück-

weisen.376 
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In Gemeindeangelegenheiten waren die Provinzialstände als Oberbehörde für jene Fälle 

zuständig, die man in der Kärntner Gemeindeordnung vorgesehen hatte.377 In Kriegszeiten 

oder in jenen Fällen, in denen die verfassungsmäßige Staatsgewalt in Kärnten unterbrochen 

war, hatte die Kärntner Provinzialvertretung die notwendigen Maßnahmen durchzufüh-

ren.378 

 

Die ktn. ProvinzialVf 1848 führte weitere Kompetenzen der Provinzialvertretung an. Diese 

hatte die verfassungsmäßig genehmigten direkten Steuern zu repartieren, auszuschreiben 

und an den Staatsschatz abzuführen. Zudem oblag ihr die gesamte öffentliche Infrastruktur 

(Anstalten, Straßen, Schulen, Bauten, Einrichtungen etc.) zu errichten und zu erhalten. 

Zusätzlich war ihr die freie Verwaltung ihres Vermögens, die Ernennung ihres eigenen 

Vorsitzenden sowie jener des Landesausschusses sowie des Landesrates und die Zustän-

digkeit für die Beamten eingeräumt.379 

 

Alle Gemeinden sowie die gesamte Kärntner Bevölkerung hatten sich den Anordnungen 

der Provinzialvertretung zu fügen, soweit es sich um ganz Kärnten betreffende Angelegen-

heiten handelte. Widrigenfalls konnten diese Anordnungen unter Zuhilfenahme der Staats-

gewalt zwangsweise durchgesetzt werden. Die Behörden des Staates waren bei Anrufung 

zur Hilfeleistung verpflichtet.380 In diesem Zusammenhang wurde klargestellt, dass man 

gegen Beschlüsse der Provinzialvertretung kein Rekursrecht vorgesehen hatte. Einzig der 

ordentliche Rechtsweg konnte beschritten oder eine außerordentliche Beschwerde beim 

Reichstag oder im Ministerium eingebracht werden.381 

 

 

c) Der Landtag 

(1) Organisation 

 

Für den Kärntner Landtag war eine Abgeordnetenzahl von 70 Personen vorgesehen, die 

der Volkszahl entsprechend gewählt wurden.382 Dafür wurde Kärnten in 70 möglichst an-
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nährend gleiche Wahlbezirke eingeteilt, aus denen jeweils ein Abgeordneter nach einem 

bestimmten Wahlverfahren zu wählen war.383 

 

 

(2) Aktives und passives Wahlrecht 

 

Die Voraussetzungen der Wahlberechtigung waren: Großjährigkeit; österreichische Staats-

angehörigkeit; Wohnsitz im Wahlbezirk; Selbständigkeit; Unbescholtenheit. 

 

Selbständig waren alle Personen, die nicht durch eine taxative Aufzählung vom Wahlrecht 

dezidiert ausgeschlossen waren: Ordensgeistliche; Personen aus der Armenversorgung; 

Dienstboten und Gesellen; Schichtarbeiter wie Berg,- Hammer-, Hütten- oder Fabriksar-

beiter; Tagelöhner; Unmündige und Kuranden.384 

 

Das aktive Wahlrecht durfte nur in jenem Wahlbezirk ausgeübt werden, in dem die Wähler 

ihren Wohnsitz hatten.385 Das passive Wahlrecht kam in ganz Kärnten jedem aktiv Wahl-

berechtigten zu.386 

 

 

(3) Das Wahlverfahren 

 

Der Landesausschuss hatte die Landtagswahlen mittels dreimaliger Kundmachung in der 

Provinzialzeitung einen Monat vorher kundzumachen und zusätzlich den einzelnen Gau-

vorstehungen bekanntzugeben, die die Landtagswahlen in den Wahlbezirken einleiten 

mussten.387 

 

Das Wahlverfahren war derart ausgestaltet: Zunächst wurde in jedem Wahlbezirk ein 

Wahlkomitee gebildet, welchem jeder Wahlberechtigte seinen favorisierten Abgeordneten 

entweder mündlich oder durch Stimmzettel persönlich namhaft machen musste. Über die 

Wahl war ein Protokoll zu führen, in das jeder Gewählte sowie jeder Wähler eingetragen 
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wurde. Beim ersten Wahlgang entschied die absolute Mehrheit der abgegebenen Stimmen, 

beim zweiten die relative Mehrheit, bei Stimmengleichheit das Los.388 

 

Das Wahlergebnis hatte sofort an Ort und Stelle verlautbart zu werden. War der Gewählte 

anwesend, musste er mitteilen, ob er seine Wahl annahm. Für jeden Ablehnungs- oder 

Austrittsfall war eine Neuwahl vorgesehen.389 Jeder Abgeordnete, der die Wahl annahm, 

erhielt vom Wahlkomitee ein Beglaubigungsschreiben und wurde dem Landesausschuss 

angezeigt.390 Das aktive Wahlrecht überprüfte direkt das Wahlkomitee. Die Prüfung der 

Wahlakte und der persönlichen Zulässigkeit des Gewählten war dem Landtag vorbehalten. 

Die Prüfung erfolgte anhand der an den Landesausschuss übermittelten Protokolle.391 

 

(4) Funktionsperiode, Rechte und Pflichten der Abgeordneten, 

Auflösungsrecht des Landesfürsten 

 

Jeder Abgeordnete wurde auf die Zeit von drei Jahren gewählt und war in seiner Funktion 

weisungsfrei.392 Zu den Pflichten der Abgeordneten gehörte es, an sämtlichen Landtagssit-

zungen, abgesehen von einer begründeten Verhinderung, teilzunehmen. Urlaub erhielten 

die Abgeordneten vom Landtag.393 Den Abgeordneten standen Taggelder aus der Landes-

kasse zu.394 

 

Dem Landesfürst wurde das Recht zugesichert, den Kärntner Landtag auflösen zu können. 

Dieses Auflösungsrecht war aber an die Voraussetzung gebunden, dass binnen eines Mo-

nats noch die Landtagswahlen vom bisherigen Landesausschuss eingeleitet wurden. Dem-

entsprechend blieben Landesausschuss und Landesrat bis zur ersten Zusammenkunft des 

neu gewählten Landtags im Amt.395 
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(5) Kompetenzen 

 

Im Kärntner Landtag bündelten sich sämtliche Rechte der Provinzialvertretung. Der Lan-

desausschuss und der Landesrat vertraten den Landtag nur in den ihnen ausdrücklich ein-

geräumten Geschäften.396 Folgende Aufgaben waren ausschließlich dem Landtag vorbehal-

ten: Provinzialgesetzgebung; Landesbesteuerung; Änderung der Provinzialverfassung; 

Wahl des Landtagsvorsitzenden, des Landesausschusses, der Landesräte und Sekretäre; 

Beschlüsse, welche, abgesehen von Ausnahmefällen, außerordentliche Ausgaben von mehr 

als 500 fl. C. M.; Prüfung und Erledigung der ständischen Verwaltungsrechnungen; Sämt-

liche Geschäfte der Landesvertretung von besonderer Wichtigkeit.397 

 

Der Landtag hatte sich mindestens einmal pro Jahr und zwar regulär Anfang Mai durch 

Einberufung des Landesausschusses zu versammeln. Eine außerordentliche Versammlung 

konnte stattfinden, wenn diese der Landesausschuss als notwendig erachtete oder zumin-

dest 40 Abgeordnete sie verlangten.398 Die reguläre Landtagsperiode wurde auf sechs Wo-

chen festgesetzt. Eine Verlängerung mussten mindestens 30 Abgeordnete beantragen.399 

 

 

d) Der Landesausschuss 

 

Der Landesausschuss bestand aus 15 vom Landtag gewählten Ausschüssen. Diese Wahl 

erfolgte durch geschlossene Stimmzettel bei absoluter Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 

Eine relative Mehrheit genügte erst im dritten Wahlgang. Der Landesausschuss arbeitete 

unentgeltlich und auch nur solange, bis sich ein neu gewählter Landtag versammelte.400 

 

Der Landesausschuss hatte einen Vorsitzenden zu wählen, welcher im Verhinderungsfall 

durch das an Jahren älteste Mitglied vertreten werden konnte.401 

 

Monatlich musste der Landesausschuss zumindest eine Sitzung abhalten, zu der sämtliche 

Ausschüsse sowie die Landesräte einzuladen waren. Ein gültiger Beschluss erforderte ein 
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bestimmtes Präsenzquorum, nämlich neben dem Vorsitzenden die Anwesenheit von sechs 

Ausschüssen.402 Diesen stand es frei, Anträge im Schriftwege einzubringen. Darüber hin-

aus wurden von dieser Bestimmung auch die Landesräte in die Pflicht genommen, da man 

ihnen die Bearbeitung der Ausschussgegenstände zuwies.403 

 

Der Landesausschuss wurde als ständiger Vertreter des nicht zusammengetretenen Land-

tags eingerichtet, der für das Wohl Kärntens zu sorgen hatte.404 Dem Landesausschuss ob-

lagen aber in ordentlichen sowie außerordentlichen Fällen die Ausschreibung des Landtags 

und die Einberufung der Abgeordneten.405 Überdies hatte er die dem Landtag vorzulegen-

den Gegenstände vorzubereiten und die ihm ausdrücklich übertragenen Befugnisse auszu-

üben.406 

 

Der Landesausschuss führte die laufenden ständischen Geschäfte, soweit diese nicht dem 

Landtag vorbehalten oder dem Landesrat zugewiesen waren. Regulär durften die Ausgaben 

500 fl. C. M. nicht übersteigen.407 Dabei unterstand dem Landesausschuss der Landesrat. 

Zusätzlich übte er die Personalhoheit über das landständische Amts- und Dienstpersonal 

aus.408 Allerdings konnte der Landesausschuss seinen Aufgaben nicht nachkommen, wäh-

rend der Landtag zusammengetreten war.409 

 

 

e) Der Landesrat 

 

Der Landesrat hatte selbständig die minderen ständischen Geschäfte zu führen und die Re-

ferate für die Ausschusssitzungen zu bearbeiten. Dabei handelte es sich um das verwalten-

de und vollziehende Organ der Kärntner Landesvertretung.410 

 

Aus eigener Machtvollkommenheit konnte der Landesrat über Ausgaben bis zu 100 fl. C. 

M. verfügen, die er in der nächsten Ausschusssitzung rechtfertigen musste. Dem Landesrat 
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oblag auch die unmittelbare Aufsicht über das landständische Amts- und Dienstpersonal.411 

Die Landesverfassung übertrug dem Landesrat die Aufgabe, den jährlich zu verfassenden 

Voranschlag über die ständischen Einnahmen und Ausgaben durch den Landesausschuss 

dem Landtag zur Prüfung vorzulegen und die vollständige Rechnung über das Landesver-

mögen, dessen Einnahmen und Ausgaben, zu übergeben.412 

 

Der Landesrat setzte sich aus 3 Räten und einem Sekretär zusammen. Der Vorsitz wechsel-

te alle vier Monate unter den Räten. Das Wahlverfahren durch den Landtag regelte § 38 

ktn. ProvinzialVf 1848. Die Wahl der Räte erfolgte auf eine Funktionsperiode von drei 

Jahren, jene des Sekretärs auf Lebenszeit.413 

 

§ 53 ktn. ProvinzialVf 1848 legte die Besoldung des Landesrats fest.414 Die §§ 54 ff ktn. 

ProvinzialVf 1848 nannten die Anforderungen der Mitglieder des Landesrats fest: Zumin-

dest einer der Landesräte musste die Staatsprüfungen absolviert haben. Sollten diese nicht 

dem Landtag angehören, kam ihnen im Landtag nur eine beratende Stimme zu. Jedenfalls 

musste der Sekretär seinen Dienst auch im Landtag und im Ausschuss versehen. Die übri-

gen ständischen Beamten sowie der Sekretär wurden den Staatsbeamten gleichgestellt.415 

 

 

f) Die Geschäftsordnung des Landtags 

(1) Festlegung der deutschen Sprache zur Amtssprache 

 

Die Geschäftsordnung des Landtags legte ausschließlich die deutsche Sprache für land-

ständischen Versammlungen und Schriften fest.416 

 

 

(2) Die Wahlprüfung 

 

Die Landesversammlung hatte sich unter dem Vorsitz eines an Lebensjahren ältesten Prä-

sidenten zunächst in mehrere Komitees einzuteilen, die die Wahlprüfung durchführen 
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mussten.417 Über beanstandete Wahlen waren die erforderlichen Erhebungen zu veranlas-

sen, über deren Ergebnis der Landtag in Summe entscheiden musste.418 

 

Nach dem Abschluss der Wahlprüfung und nachdem zumindest 48 Abgeordnete ord-

nungsgemäß gewählt worden waren, war der Landtag bereits konstituiert. Danach erfolgte 

die Wahl des Vorsitzenden sowie seines Stellvertreters für die ganze Funktionsperiode 

nach absoluter Stimmenmehrheit. Eine relative Mehrheit reichte erst im dritten Wahlgang 

aus.419 

 

Zur Prüfung der Expeditionen und Protokolle wurden vom Landtag zwölf Revidenten bei 

relativer Stimmenmehrheit gewählt. Die Protokolle und die Expeditionen waren täglich 

abwechselnd von zwei der bestimmten Personen durchzusehen und durch deren Unter-

schrift zu beglaubigen. Vor Veröffentlichung der Mitteilungen über die Landtagsverhand-

lungen, welche gedruckt werden sollten, mussten diese von sechs Revidenten durchgese-

hen und von mindestens vier davon genehmigt werden.420 

 

 

(3) Die Debattenordnung 

 

Es war ein möglichst effizienter Sitzungsablauf vorgesehen. Die Sitzungen wurden vom 

Vorsitzenden in ihrer Reihenfolge bestimmt und waren möglichst ununterbrochen bis zur 

Erledigung der vorliegenden Gegenstände abzuhalten.421 Die Landesverfassung enthielt die 

Bestimmung, dass die Landtagssitzungen grundsätzlich, abhängig von den räumlichen 

Möglichkeiten, öffentlich abzuhalten waren. Der Ausschluss der Öffentlichkeit konnte nur 

über mehrheitlichen Antrag der Abgeordneten erfolgen.422 

 

Beratungsgegenstände waren mindestens drei Tage vor deren Behandlung im Sitzungssaal 

aufzulegen oder den Abgeordneten durch Entwurfsexemplare zugänglich zu machen. Die 

erste Verlesung oder Stellung eines Antrages konnte durch keinen Gegenantrag verhindert 
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werden.423 Das Stimmrecht der Landtagsabgeordneten wurde durch die Landesverfassung 

als gleich festgelegt. Dem Vorsitzenden kam nur ein Dirimierungsrecht zu, sodass er bei 

Stimmengleichheit den Ausschlag geben konnte. Abgeordnete, die für oder gegen einen 

Antrag länger sprechen wollten, hatten sich vor oder während der Sitzung beim Vorsitzen-

den zu melden. Diesen wurde nacheinander das Wort erteilt, wobei diese Reihenfolge vom 

Sekretär vorzumerken war.424 Den Abgeordneten war es untersagt, über denselben Bera-

tungsgegenstand mehr als einmal einen längeren Vortrag zu halten.425 In diesem Zusam-

menhang ist auch beachtlich, wonach der Vorsitzende auch die Abgeordneten zu etwaigen 

Bemerkungen aufzufordern hatte, sofern hinsichtlich eines Antrages eine Frage aufgewor-

fen, eine Bestimmung angetragen und von der erforderlichen Abgeordnetenanzahl unter-

stützt wurde. Meldete sich niemand durch Aufstehen, galt der Antrag als angenommen.426 

 

Die Landesverfassung stellte hinsichtlich der Debattenordnung klar, dass für einzelne Be-

merkungen nicht die Notwendigkeit der förmlichen Meldung galt. Vielmehr reichte die 

Bitte um das Wort. Im Übrigen stand es nur dem Berichterstatter und dem Antragsteller zu, 

schriftliche Vorträge vorzulesen. Zu Widerlegung von Einwendungen hatte der Antragstel-

ler das Recht, selbst vor dem nächstgemeldeten Redner das Wort zu ergreifen.427 

 

Dem Vorsitzenden war es möglich, die Redner zur Ordnung zu rufen, wenn diese vom 

Beratungsgegenstand abwichen. Jedes Mitglied des Landtags hatte das Recht, den Vorsit-

zenden, insbesondere über jede Abweichung von der Geschäftsordnung, aufmerksam zu 

machen. Die Zuhörer durften sich hingegen nicht in die Debatte einmengen, weder durch 

Beifall noch Missbilligung. Andernfalls war der Vorsitzende verpflichtet, den Sitzungssaal 

räumen zu lassen.428 

 

Das Abstimmungsverhalten der Abgeordneten wurde wie folgt geregelt: Enthielt eine Rede 

oder eine Bemerkung einen Gegenantrag bzw. einen Abänderungsvorschlag, hatte der Vor-

sitzende zu fragen, ob derselbe unterstützt wurde. Erhoben sich mindestens drei Abgeord-

nete, war die Abstimmung vorzumerken, die Verhandlung aber fortzusetzen. Fehlte die 

nötige Unterstützung, galt der Gegenantrag bzw. Abänderungsvorschlag als obsolet. Eben-

                                                           
423 § 64. 
424 § 65. 
425 § 66. 
426 § 67. 
427 § 68. 
428 § 69. 
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so konnte ein Abgeordneter den von ihm gestellten Gegenantrag bzw. Abänderungsvor-

schlag zurückziehen, sodass die Abstimmung darüber entfiel. Ein anderer Abgeordneter 

konnte aber den Gegenantrag bzw. Abänderungsantrag aufrechterhalten, wodurch das be-

reits beschriebene Prozedere vorzunehmen war. Meldete sich kein Redner mehr zu Wort, 

oder erklärte die Mehrheit der Abgeordneten den Beratungsgegenstand als erschöpft, kam 

es zur Abstimmung. Wurde die Debatte über einen Gegenstand ohne Gegenantrag bzw. 

Abänderungsvorschlag geschlossen, fragte der Vorsitzende die Abgeordneten, ob der An-

trag als angenommen zu gelten habe. Für die Annahme eines Antrages war die Stimmen-

mehrheit erforderlich. Ausdrücklich bestimmte die Landesverfassung, dass bei ausgedehn-

teren Vortragsstücken paragraphenweise zu verhandeln und abzustimmen war.429 

 

Wurden mehrere Gegenanträge bzw. Abänderungsanträge gestellt und nach § 70 ktn. Pro-

vinzialVf 1848 vorgemerkt, hatte man darüber vor dem eigentlichen Antrag abzustimmen, 

wobei mit jenen begonnen werden musste, welche den Wegfall des ganzen Antrages zur 

Folge gehabt hätten, und dann über jene, welche vom Antrag am meisten abwichen.430 

 

§ 73 ktn. ProvinzialVf 1848 hielt fest, dass die Fragen des Vorsitzenden so gestellt werden 

mussten, dass diese mit Ja oder Nein beantwortet werden konnten. Die eigentliche Ab-

stimmung hatte durch Aufstehen und Sitzenbleiben zu geschehen. Der Vorsitzende be-

stimmte dabei, ob die für oder wider eine Frage Gesinnten aufzustehen hatten. War die 

Abstimmung unzweifelhaft, konnte dieser Umstand als Beschluss verkündet werden. An-

dernfalls wurden die Aufstehenden und Sitzenbleibenden sowohl durch ein Mitglied der 

Versammlung als auch vom Sekretär gezählt. Drei Abgeordnete waren in der Lage bei 

Zweifeln an der Zählung eine Abstimmung durch Namensaufruf zu verlangen. Diese Art 

der Abstimmung benötigte einen Antrag, welcher von mindestens sechs Abgeordneten 

unterstützt werden musste.431 

 

Die erforderliche Stimmenmehrheit wurde wie folgt festgelegt: Demnach erforderte ein 

gültiger Landtagsbeschluss in der Regel die absolute Stimmenmehrheit der Anwesenden. 

Als Präsenzquorum waren mindestens 40 anwesende Abgeordnete normiert. Anders ver-

hielt es sich mit Anträgen auf Änderung der Landesverfassung. Derartige Anträge konnten 
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erst in der nächsten Landtagssitzung abgestimmt werden und erforderten die Zustimmung 

von zwei Dritteln aller Landtagsabgeordneten. Dasselbe Konsensquorum, jedoch ein ge-

ringeres Präsenzquorum (nur der anwesenden Abgeordneten) erforderte die gültige Verfü-

gung über das Landes-Stammvermögen sowie jeder Beschluss über die Besteuerung Kärn-

tens.432 

 

40 Abgeordnete konnten einen bereits gefassten Beschluss wieder aufnehmen. Anschlie-

ßend war die Debatte neu zu eröffnen und die Abstimmung entsprechend den Vorschriften 

vorzunehmen. Der Sekretär hatte die Beschlüsse nur in dringenden Fällen am Schluss der 

Sitzung zu verlesen, sonst jedoch nur mit dem Protokoll in der nächsten Landtagssitzung, 

wobei nur noch Bemerkungen gegen die Fassung zulässig waren. Als Minderheitenrecht 

sah § 77 ktn. ProvinzialVf 1848 aber vor, dass ihre Meinung mit Nennung samt Namen im 

Protokoll aufgenommen werden konnte und auf Verlangen dem Reichstag oder dem Mi-

nisterium mit Begründung vorzulegen war. Aber auch nach geschlossener Beratung räumte 

§ 78 ktn. ProvinzialVf 1848 mindestens zehn Abgeordneten das Recht ein, bei einem Ge-

genstand einmal die Vertagung der Abstimmung zu fordern, um die Sache nochmals zu 

überdenken. Der Tag der Abstimmung war vom Vorsitzenden zu bestimmen.433 

 

Neben den Beschlüssen konnten auch die Protokolle veröffentlicht werden. Jeder Abge-

ordnete hatte das Recht, auf seine Kosten eine vidimierte Abschrift oder einen Auszug des 

Protokolls zu verlangen.434 

 

Die Landesverfassung ordnete an, dass sich der Landtag zu Beginn für die Bearbeitung und 

Beurteilung wichtiger Gegenstände in so viele Sektionen aufzuteilen hatte wie sich die 

Verhandlungsgegenstände in Fächer einteilen ließen. Jeder Abgeordnete hatte sich für eine 

Sektion einzuschreiben. Ein Größenmissverhältnis der Sektionen musste mittels Ausschei-

dung per Los gelöst werden.435 

 

                                                           
432 §§ 74 f. 
433 §§ 76 ff. 
434 § 79. 
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Nach Beendigung der vorliegenden Geschäfte, war der Landtag zu schließen.436 Abschlie-

ßend wurde festgehalten, dass die Beratung und Beschlussfassung im Landesausschuss und 

Landesrat wie bei anderen Kollegialbehörden stattzufinden habe.437 

 

Zu betonen ist, dass der Landtag in dieser ersten Periode zudem zwei wesentliche Be-

schlüsse fasste. Einerseits sprach er sich, replizierend auf Initiativen des Reichstags zur 

Auflösung des Landes nach nationalen Gesichtspunkten, gegen eine Teilung Kärntens aus 

(siehe dazu auch § 1 ktn. ProvinzialVf 1848). Andererseits sollte Kärnten vom Gubernium 

Laibach getrennt werden. Eine eigene Kärntner Landesbehörde wurde erst durch die 

Reichsverfassung 1849 eingesetzt.438 

 

 

3. Die weitere Tätigkeit des Landtags vor seiner Beendigung 

 

Im Gegensatz zu anderen Landtagen der damaligen Zeit hatte sich der Landtag in Kärnten 

anstatt mit der Frage der Grundentlastung weitgehend mit dem Entwurf einer Provinzial-

verfassung auseinandergesetzt. Die Grundentlastung sollte erst im Landtag debattiert wer-

den, sobald der Reichstag dies verlangte. Für die nächste Zusammenkunft nahm sich der 

Landtag unterschiedliche Beratungsgegenstände vor, etwa Verzehrungssteuer, Salzpreise 

und Waldfragen. Einen radikalen Schritt setzte der Landtag insofern noch, als er zur Füh-

rung der Landesgeschäfte einen ständigen Landtagsausschuss einsetzte. Dieses Gremium 

bestand, ähnlich dem in der Provinzialverfassung vorgesehenen Landesausschuss, aus 15 

Personen. Den Vorsitz führte Freiherr von Longo, die 14 weiteren Mitglieder wurden hin-

zugewählt.439 Seine Zuständigkeit betraf etwa die Unterrichts- und Bildungsanstalten, 

Straßen und Eisenbahnen sowie das Bauwesen. Die erste Session des Landtags endete am 

6. September 1848.440 Diese Vorgangsweise des Landtags führte in weiterer Folge zu 

Spannungen mit dem nach wie vor bestehenden Verordnetenkollegium. Diese Spannungen 

sollten sich noch verstärken, als der Landtagsausschuss den Landtag für den 16. Oktober 

                                                           
436 § 81. 
437 § 82. 
438 LUSSNIG, Wahlen, 64f. 
439 HUGELMANN, Kärnten, 25f. 
440 PINZER, Geschichte Kärntens, 27. 
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1848 einberief.441 Tatsächlich versammelte sich der beschlussfähige Landtag einen Tag 

später als geplant.442 

 

Als Beratungspunkte wurden vom Landtagsausschuss als Begründung für die Einberufung 

des Landtags angeführt: die Dankadresse des Landesausschusses an den Reichstag; Auf-

rechterhaltung der Ruhe und Sicherheit in Kärnten; der ständige Landtagsausschuss selbst. 

Der Landtag befasste sich mit den Beratungsthemen in der Reihenfolge ihrer Bekanntgabe. 

Die Dankadresse des Landtagsausschusses an den Reichstag fand einhellige Zustimmung. 

Der Landtagsausschuss wurde zudem bevollmächtigt, stellvertretend für den Landtag eine 

Vertrauensadresse an den Reichstag zu richten. In der Sicherheitsfrage kam der Landtag 

überein, dass sich damit der Landtagsausschuss befassen könne, allerdings in Form eines 

verstärkten Ausschusses von 25 Personen (ein Vorsitzender und weitere 24 gewählte Mit-

glieder). Dem Landtagsausschuss wurde zusätzlich einstimmig eine allgemeine Vollmacht 

zur Fassung von Beschlüssen und deren Ausführung erteilt, sodass der Landtag bis auf 

weiteres nicht mehr zusammenzutreten brauchte.443 Der Landtag sollte in weiterer Folge 

wegen fehlender Beschlussfähigkeit vertagt und bis zum Jahr 1861 nicht mehr einberufen 

werden.444 Der Landtagsausschuss existierte aber noch bis 1861.445 

 

 

F. Zusammenfassung 

 

In Kärnten fanden 1848 Wahlen zu drei Vertretungskörpern statt, zur Deutschen National-

versammlung in Frankfurt, zum Österreichischen Reichstag in Wien (Senat und Abgeord-

netenhaus) und zum Kärntner Landtag in Klagenfurt. Die Wahlrechtsbestimmungen der 

Wahlen unterschieden sich zwar im Detail voneinander, festzuhalten ist aber, dass grund-

sätzlich ein indirektes Wahlverfahren mittels gewählter Wahlmännern, sohin getrennt in 

Urwahlen und Abgeordnetenwahlen, vorgesehen war. Die Abgeordnetenwahlen wurden 

von den gewählten Wahlmännern vorgenommen. War das (aktive) (Männer-)Wahlrecht für 

                                                           
441 HUGELMANN, Kärnten, 26. 
442 LATKOCZY, Verfassung des Jahres 1861, 23. 
443 HUGELMANN, Kärnten, 27f. 
444 LUSSNIG, Wahlen 66. 
445 PINZER, Geschichte Kärntens, 27. 
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die Wahlen zur Deutschen Nationalversammlung und zum Abgeordnetenhaus des Reichs-

tages (im Wesentlichen) nur an die Kriterien der Staatsangehörigkeit sowie der Volljährig-

keit gekoppelt, erforderte die Wahlberechtigung für den Senat des Reichstags und den 

Kärntner Landtag weitere Voraussetzungen der persönlichen Vermögensverhältnisse. Die 

Anknüpfung der (aktiven) Wahlberechtigung an der Zensusleistung kam besonders bei der 

für die Landtagswahlen geltenden Wahlordnung (Kurienwahlrecht) zum Ausdruck. 
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VI. Die (provisorischen) Landesvertretungen 1849–1860 
 

A. Das Projekt der Landesvertretung nach der Reichsverfassung 1849 

1. Im Allgemeinen 

 

Nach der Reichsverfassung 1849 kam die Landesvertretung entweder direkt dem Landtag 

zu oder dem von diesem gewählten Landesausschuss. Jeder Landtag hatte das Recht, in 

Landesangelegenheiten an der Gesetzgebung teilzunehmen, Gesetzesvorschläge zu erstat-

ten und die Ausführung der Landesgesetze zu überwachen. Allerdings erforderte jedes 

Landesgesetz auch die Zustimmung des Kaisers. Die näheren Bestimmungen über die Bil-

dung und den Wirkungskreis der Landtage sowie der Landesausschüsse waren den Lan-

desverfassungen und Wahlgesetzen der Kronländer vorbehalten. Eigene Landesverfassun-

gen der cisleithanischen Kronländer sollten im Laufe des Jahres 1849 in Kraft treten. 

 

 

2. In Kärnten446 

a) Das Land Kärnten
447

 

 

Kärnten mit der Landeshauptstadt Klagenfurt wurde als ein untrennbarer Bestandteil der 

österreichischen Erbmonarchie und als Kronland derselben definiert. Innerhalb der Gren-

zen der Reichsverfassung wurde Kärnten seine Selbständigkeit gewährt. Den Kärntner 

Volksstämmen waren Gleichberechtigung und das unverletzliche Recht auf Wahrung und 

Pflege ihrer Nationalität und Sprache zugesichert. 

 

 

b) Die Kärntner Landesvertretung
448

 

 

Kärnten wurde in Landesangelegenheiten vom Landtag, gegebenenfalls vom Landesaus-

schuss vertreten. Die Landesangelegenheiten waren taxativ fixiert: Alle Anordnungen be-

treffend Landeskultur; Öffentliche Bauten, die aus Landesmitteln finanziert werden; Wohl-

tätigkeitsanstalten im Land; Voranschlag und Rechnungslegung des Landes, sowohl hin-

                                                           
446 Das Folgende nach KAISERLICHES PATENT VOM 30. DEZEMBER 1849, WODURCH DIE LANDESVERFASSUNG 

FÜR DAS HERZOGTUM KÄRNTEN SAMT DER DAZU GEHÖRIGEN LANDTAGS-WAHLORDNUNG ERLASSEN UND 

VERKÜNDET WIRD, RGBl. Nr. 8/1850. 
447 Kärntner Landesverfassung 1849: §§ 1-6. 
448 Kärntner Landesverfassung 1849: §§ 7-10. 
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sichtlich der Landeseinnahmen aus der Verwaltung des dem Land gehörenden Vermögens, 

der Besteuerung für Landeszwecke und der Benützung des Landeskredits, als rücksichtlich 

ordentlichen und der außerordentlichen Landesausgaben; Die näheren Anordnungen inner-

halb der Grenzen und der Reichsgesetze betreffend Gemeindeangelegenheiten; Kirchen- 

und Schulangelegenheiten; Vorspannleistung, der Verpflegung und Einquartierung des 

Heeres; Anordnungen über jene Gegenstände, welche durch Reichsgesetz dem Wirkungs-

kreis der Landesgewalt zugewiesen werden. 

 

 

(1) Der Landtag
449

 

 

Der Landtag setzte sich aus 30 Abgeordneten zusammen, welche sich wiederum wie folgt 

aufteilten: zehn der Höchstbesteuerten des Landes; zehn der in der Wahlordnung genann-

ten Städte, Märkte und Industrieorte; zehn der übrigen Gemeinden. Die Landtagswahlen 

waren nach einem direkten Wahlverfahren durchzuführen. 

 

Das allgemeine aktive Wahlrecht hatte jeder österreichische Staatsbürger, der die Volljäh-

rigkeit erreicht hatte und sich im Genuss der bürgerlichen und politischen Rechte befand. 

Zusätzliche Voraussetzung war die Zahlung des durch die Wahlordnung festgesetzten Jah-

resbetrags an direkter Steuer, sofern nicht die nach der Wahlordnung bestimmten Voraus-

setzungen vorlagen. Das passive Wahlrecht orientierte sich am aktiven Wahlrecht. Um in 

den Landtag gewählt werden zu können, bedurfte es der Wahlberechtigung in einer Wäh-

lerklasse des Landes, der österreichischen Staatsbürgerschaft seit mindestens fünf Jahren 

(Wahltag galt als Stichtag), des Vollgenusses der bürgerlichen und politischen Rechte so-

wie des Mindestalters von dreißig Jahren. Der Landtag sollte auf die Dauer von vier Jahren 

gewählt werden. Neuwahlen hatten bei Ablauf der Funktionsperiode, Austritt, Tod oder 

Verlust der Wählbarkeit einzelner Abgeordneter zu erfolgen. Die Wiederwahl von Abge-

ordneten war zulässig. Die Abgeordneten waren in Ausübung ihrer Funktion unabhängig. 

Die jährliche Einberufung des Landtags durch den Kaiser sollte in der Regel nach im No-

vember auf eine Dauer von sechs Wochen erfolgen. 

 

Als Versammlungsort des Landtags wurde Klagenfurt bestimmt. Gesetzgebende Gewalt in 

Landessachen war der Kaiser gemeinsam mit dem Landtag. In Landesangelegenheiten 
                                                           
449 Kärntner Landesverfassung 1849: §§ 11-49. 
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konnten sowohl der Kaiser als auch der Landtag Gesetze vorschlagen. Die gültige Be-

schlussfassung im Landtag erforderte einerseits als Präsenzquorum die Anwesenheit der 

Mehrzahl der verfassungsmäßigen Landtagsmitglieder sowie andererseits die absolute 

Stimmenmehrheit der Anwesenden als Konsensquorum. Dem Statthalter Kärntens war das 

Rederecht im Landtag eingeräumt. 

 

 

(2) Der Landesausschuss
450

 

 

Der Landesausschuss setzte sich aus fünf Mitgliedern zusammen, bestehend aus jeweils 

einem Mitglied der drei Wählerklassen. Die verbleibenden zwei Mitglieder waren vom 

Landtag einzeln aus seiner Mitte zu wählen. Die Wahl aller fünf Mitglieder des Landesaus-

schusses hatte mit der absoluten Stimmenmehrheit zu geschehen. War eine solche auch im 

zweiten Wahldurchgang nicht zu erzielen, kam es zu einer Stichwahl zwischen den Abge-

ordneten, auf die bei der zweiten Wahlhandlung die meisten Stimmen entfielen. Bei Stim-

mengleichheit sollte das Los entscheiden. 

 

Vorgesehen war die Wahl von einem Ersatzmann pro Ausschussmitglied nach genanntem 

Wahlmodus. War der Landtag gerade nicht versammelt, und ein Ausschussmitglied ver-

storben oder an der Führung der Ausschussgeschäfte längerfristig verhindert, kam der ge-

wählte Ersatzmann zum Zug. In Versammlungszeiten des Landtags hatte dieser in den ge-

nannten Fällen eine neue Wahl durchzuführen. 

 

Der Landesausschuss wählte für die Dauer seiner Bestellung aus seinen Reihen einen Vor-

sitzenden, der durch das an Jahren älteste Mitglied bei Verhinderung vertreten werden 

konnte. Der Ausschuss fasste Beschlüsse mit absoluter Mehrheit. Als Präsenzquorum war 

die Anwesenheit von wenigstens drei Mitgliedern notwendig. Der Ausschussvorsitzende 

durfte mitstimmen, wobei seine Stimme bei Stimmengleichheit den Ausschlag gab. 

 

In die Zuständigkeit des Ausschusses fielen folgende Angelegenheiten: Vorbereitung der 

Landtagssitzungen sowie Besorgung der Ausmittlung, Instandhaltung und Einrichtung der 

für die Landesvertretung und die ihr unmittelbar unterstehenden Ämter und Organe be-

stimmten Räumlichkeiten; Sammlung und Vorlage der in Bezug auf Landesangelegenhei-
                                                           
450 Kärntner Landesverfassung 1849: §§ 50-61. 
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ten geforderten Nachweise und Auskünfte sowie über Auftrag des Landtags der Entwurf 

und die Beratung legislativer Vorlagen in Landesangelegenheiten; Berichterstattung und 

Antragsrecht in Landesangelegenheiten an den Statthalter oder durch diesen an das Minis-

terium, wenn der Landtag nicht versammelt ist; Gutachtenserstattung bei Aufforderung 

durch den Statthalter in wichtigen Landesverwaltungssachen oder bei Erlassung provisori-

scher Landesgesetze; Verwahrung, Verwaltung und Verrechnung des Landesvermögens 

und der Landeseinkünfte; Aufsicht über das Schulden- und Kreditwesen des Landes. 

 

Als Generalklausel sah § 55 ktn. Landesverfassung 1849 vor, dass der Landesausschuss in 

den genannten Angelegenheiten sämtliche Geschäfte zu besorgen hatte, welche dem bishe-

rigen ständischen Verordneten- und provisorischen Landtagsausschlusskollegium oblagen, 

soweit diese nicht an andere Landesorgane übertrugen wurden oder gar gänzlich obsolet 

geworden waren. 

 

Bei einer Neuwahl des Landtags blieb der bisherige Landesausschuss noch solange in sei-

ner Zusammensetzung bestehen, bis der neu gewählte Landtag einen neuen Landesaus-

schuss bestimmt hatte. Sofern die bisherigen Mitglieder und Ersatzmänner des Landesaus-

schusses neuerlich in den Landtag gewählt wurden, war eine Wiederwahl in den Landeaus-

schuss möglich. 

 

 

(3) Der verstärkte Landesausschuss
451

 

 

Der verstärkte Landesausschuss setzte sich neben den Mitgliedern und Ersatzmännern des 

Landesausschusses, aus drei vom Gemeinderat der Stadt Klagenfurt, einem vom Gemein-

deausschuss der Stadt Villach sowie aus je einem von den Bezirksausschüssen der politi-

schen Bezirke Kärntens mit absoluter Stimmenmehrheit gewählten Abgeordneten zusam-

men. Zuständig war der verstärkte Landesausschuss für alle durch das Gesetz über die 

Kreisvertretung ausgewiesenen Angelegenheiten in Gemeindesachen, mit Ausnahme jener 

im Landesinteresse, die dem Landtag zukam. Der Vorsitzende des Landesausschusses war 

zugleich der Obmann des verstärkten Landesausschusses. 

                                                           
451 Kärntner Landesverfassung 1849: §§ 62-64. 
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B. Das Verordnetenkollegium der ehemaligen Stände 

 

Das Herzogtum Kärnten wurde nach Beendigung einer Landtagssession vom Landtagsaus-

schuss vertreten, jedoch bestand weiterhin das Verordnetenkollegium.452 Die Abgeordne-

ten des Landtags diskutierten im Oktober 1848 noch lebhaft über das Verhältnis zwischen 

Landtagsausschuss und Verordnetenkollegium. Um die Position des Landtagsausschusses 

zu stärken, beschloss der Landtag mehrheitlich, dass die Sitzungen des Landtagsausschus-

ses öffentlich abzuhalten waren. Darüber hinaus stimmte der Landtag einstimmig dafür, 

dass der Landtagsausschuss die Möglichkeit erhalten solle, auch Ersatzmänner einzuberu-

fen.453 Der Landtag sollte in weiterer Folge wegen fehlender Beschlussfähigkeit vertagt 

und bis 1861 nicht mehr einberufen werden.454 Daher scheiterte das Vorhaben des Land-

tags auf Nichtigerklärung aller Beschlüsse des Verordnetenkollegiums, die in Landesange-

legenheiten ohne Mitwirkung des Landtagsausschusses gefasst würden.455  

 

Das Verordnetenkollegium bestand wie der Landtagsausschuss noch bis 1861, obwohl 

aufgrund § 77 der Reichsverfassung 1849 ständische Einrichtungen als aufgehoben galten. 

Dem Verordnetenkollegium oblag nach dem Ministerialerlass vom 6. April 1849 u.a. die 

ständische Vermögensverwaltung. Neben der staatlichen Landesbehörde existierten in der 

Landesverwaltung deshalb zwei weitere Gremien.456 Mit Ministerialerlass vom 11. August 

1850 folgte die Auflösung des Großen Ausschusses. Nach dem Erlass des Kärntner Statt-

haltereipräsidiums vom 26. April 1851 wurde anstatt des Verordnetenkollegiums eine 

Kommission eingerichtet, die sich aus Mitgliedern des Landtagsausschusses, der immatri-

kulierten Stände sowie eines Mitglieds des Verordnetenkollegiums zusammensetzte. So-

wohl der Landtagsausschuss als auch das reorganisierte Veordnetenkollegium hatten die 

Geschäfte des Landes einvernehmlich zu führen.457 

 

Die Landesvertretungsorgane, wie in der Landesverfassung von 1849 vorgesehen, wurden 

bis zum Ende des Jahres 1851 nicht eingerichtet. Anstatt dessen hoben die Silvesterpatente 
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die Reichsverfassung 1849 gänzlich auf. In den folgenden 1850er Jahren nahmen sowohl 

Mitgliederzahl als auch Sitzungshäufigkeit beider Körperschaften vermehrt ab.458 Aufge-

hoben wurden auch die Landesverfassungen.459 Im Februar 1852 erfolgte in Kärnten die 

Übernahme von Vorsitz und Leitung im Landtagsausschuss sowie in der ständischen Ver-

ordnetenstelle durch den Statthalter.460 

 

 

C. Das Projekt der Landesvertretung in Verbindung mit dem Oktoberdip-

lom 1860 

1. Das kaiserliche Kabinettschreiben vom 31. Dezember 1851 

 

Neben den Silvesterpatenten verfasste der Kaiser ein Schreiben an seinen Ministerpräsi-

denten, worin er ihm unter Nennung der Eckpunkte (Verfassungsgrundsätze 1852) auftrug, 

einem neuen Regierungssystem den Weg zu bereiten.461 Dieses kaiserliche Kabinettschrei-

ben vom 31. Dezember 1851 ordnete in Punkt 35 an, dass „den Kreisbehörden und Statt-

haltereien beratende Ausschüsse aus dem besitzenden Erbadel, dem großen und kleinen 

Grundbesitz und der Industrie mit gehöriger Bezeichnung der Objekte und des Umfanges 

ihrer Wirksamkeit an die Seite gestellt werden.“462 Diesen Ausschüssen fehlte es, vergli-

chen mit der Länderautonomie in den früheren Landesverfassungen sowie der Revolutions-

idee nach einer Volksvertretung, an jedweder Möglichkeit der Mitbestimmung.463 

 

Demzufolge hatte nach BRAUNEDER „ein Wiederaufbau der alten landständischen Verfas-

sungen der einstigen Kronländer“ stattzufinden, wonach den Landtagen bloß die Rolle von 

beratenden Versammlungen zukam. Das Vorbild dafür wurde die ständische Verfassung 

Tirols von 1816, welche vier Stände (Klerus, Adel und Großgrundbesitz, Städte, Landbe-

völkerung) kannte. Die Stärke dieser Stände wollte man von deren politischer und sozialer 

Bedeutung im jeweiligen Kronland abhängig machen. Am Ende dieser Entwicklung sollte 

die Einsetzung eines Ausschusslandtags der Länder stehen.464 Den Ländern wurde damit 
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die Teilhabe an der Gesetzgebung verwehrt, mit der Regierung der einzelnen Kronländer 

waren die kaiserlichen Statthalter betraut.465 

 

 

2. Beratung zu den Landesvertretungen in Kärnten 

 

Anfang Juli 1854 erging vom Kaiser die Weisung an Innenminister Bach, anhand von 

übermittelten Leitlinien Entwürfe zur Umsetzung von Punkt 35 der Verfassungsgrundsätze 

1852 zu erarbeiten.466 Demnach sollte die Landesvertretung einer Landesversammlung und 

Landesausschüssen zukommen.467 

 

In der Folge wurden dazu Beratungskommissionen in den Ländern eingesetzt.468 Die Mit-

glieder der Beratungskommissionen ernannte der Kaiser. Die Kommissionen sollten derart 

zusammengesetzt sein, dass sich darin ständische Elemente widerspiegelten.469 In Kärnten 

bestand die Beratungskommission des Landes aus dem Statthalter sowie den Mitgliedern 

des Verordnetenkollegiums der ehemaligen Stände.470 Die Beratungskommission in Kärn-

ten bildeten Ritter von Kreizberg (Statthaltereirat), Michael Achatz (Probst), Graf von 

Lodron, Josef Guggitz (Handelsmann) und Edler von Rosthorn (Vizepräsident der Han-

dels- und Gewerbekammer).471 

 

Nach den Beratungen in Kärnten sollte die Wahl der zu ernennenden Ausschussmitglieder 

in den drei Kategorien erfolgen. Die Mitglieder der Landesversammlungen wählten unter-

einander getrennt nach Stellung. Die Großgrund-, Bergbau- und Fabriksbesitzer führten 

eine Wahl in ganz Kärnten als Wahlbezirk, die Delegierten der Landgemeinden in zehn 

Wahlbezirken durch. Der Kaiser konnte sodann pro Wahlbezirk aus den Gewählten einen 

Vertreter ernennen. Die Wahlfähigkeit war aber an den Zensus gekoppelt. Die notwendige 

(Grund-)Steuerleistung betrug für die Großgrundbesitzer jährlich 250 Gulden, 100 Gulden 

an direkter Steuer oder 1.000 Gulden an Bergfrohnen und Maßgebühr für die Bergbaube-

sitzer. 40 Gulden an Erwerbsteuer waren als Fabriksbesitzer aufzubringen. Als Wahlbedin-
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gung der Landgemeinden waren fünf Gulden an direkter Steuer von unbeweglichem Ei-

gentum in Kärnten festgesetzt.472 

 

 

3. Die Verfassungsentwürfe des Jahres 1856 

 

Die Beratungsergebnisse der Länder wurden vom Ministerium des Inneren überarbeitet.473 

Dieses legte mehrere Arbeiten vor: Neben dem Einführungspatent ein „Organisches Patent 

über die Landesvertretungen“, für jedes Land ein Statut über die Landesvertretung (ausge-

nommen Tirol und Vorarlberg, die zusammen ein Land darstellten, sowie Görz und Istrien, 

welche eine gemeinsame Landesvertretung mit dem Küstenland haben sollten) und ein 

„Statut über die Landeswürden“. Der Ministerialentwurf sah im „Organischen Statut über 

die Landesvertretungen“ allgemein für jedes Land eine Aufteilung der Landesvertretung in 

eine „beratende Körperschaft“ (als „Landesvertretung“ oder „Landtag“ bezeichnet) und 

einen „ständigen Ausschuss“ (als „Landesausschuss“ oder „Verordnetenkollegium“ titu-

liert) vor. Der Vorsitz jeder Landesvertretung kam dem vom Kaiser bestellten Statthalter 

zu. Die „beratende Körperschaft“ hatte den Statthalter zu beraten und das Landesvermögen 

zu verwalten. Der „ständige Ausschuss“ führte die laufenden Geschäfte der Kompetenzen 

der „beratenden Körperschaft“ und bereitete die Gegenstände derselben vor. Das Novum 

hierbei war, neben der Kurie der Landgemeinden, ein Kurienwahlrecht statt einer persönli-

chen Landstandschaft. Die Ernennung der Mitglieder blieb trotz Wahlrecht aber beim Kai-

ser. Das Wahlrecht ging somit nicht über ein bloßes Antragsrecht hinaus.474 

 

Die Landesstatute beinhalteten für jedes einzelne Land Detailbestimmungen der Landes-

vertretung.475 In Kärnten sollte der Landtag 18 Mitglieder haben, die sich auf vier Kurien, 

nämlich Geistliche (vier), Adel und Großgrundbesitz (sechs), landesfürstliche Städte und 

Märkte (vier) sowie Landgemeinden (vier) aufteilten.476 Der Statthalter durfte als Vorsit-

zender der Landesvertretung die Bezeichnung „Landeshauptmann“ annehmen.477 Nicht-

adelige Grundbesitzer bedurften in Kärnten zur Erlangung der Landstandschaft einen Zen-

sus von 150 Gulden an Realsteuer. In Kärnten gab es außerdem die Besonderheit, dass 
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Grundbesitzer die Bergwerksabgaben eines Montanbesitzes in die Realsteuer einrechnen 

konnten, wobei 10 Gulden Bergfrohne einem Gulden Realsteuer entsprachen.478 In der 

Kurie der Geistlichen hatten in Kärnten aufgrund von Amt und Würde die Fürstbischöfe 

von Gurk und Lavant Sitz und Stimme im Landtag. Die übrigen zwei Abgeordneten dieser 

Kurie sollten von den Standesangehörigen namhaft gemacht werden.479 Die Vertretung in 

der Kurie der landesfürstlichen Städte und Märkte erforderte Grundbesitz und Wohnsitz in 

der betreffenden Ortschaft sowie die Steuerleistung in einer bestimmten Höhe. In der Stadt 

Klagenfurt betrug die jährliche Steuerleistung 40 Gulden, in allen anderen Kärntner Städ-

ten 20 Gulden.480 Vertreter der Kurie der Landgemeinden im Landtag mussten über 

Grundbesitz in der vertretenen Gemeinde verfügen oder eine bestimmte jährliche Steuer-

leistung aufbringen, welche in Kärnten 20 Gulden an Realsteuer betrug.481 

 

Die Ministerialentwürfe einer neoabsolutistisch-neuständischen Staatsstruktur wurden aber 

nicht weiterverfolgt.482 Das Oktoberdiplom 1860 leitete die Abkehr vom Neoabsolutismus 

ein und schwenkte zurück zum Konstitutionalismus. Damit verbunden waren neue Statute 

über die Landesvertretung für die Kronländer Steiermark, Kärnten, Salzburg sowie Ti-

rol.483 

 

 

4. Die Beratung über das Landesstatut für Kärnten 

 

Das Landesstatut für Kärnten war Beratungsgegenstand der Ministerkonferenz am 16. Juni 

1860. Diese setzte sich zusammen aus Graf Rechberg, Kulturminister Thun, Justizminister 

Nadasdy, Innenminister Goluchowski, Finanzminister Plener sowie dem Chef der Zentral-

kanzlei, Anton Schmerling. Vorgetragen wurde zunächst der Landtagsentwurf des damit 

betrauten Direktors der Kärntner Industriekammer, Freiherrn von Herberth. Dieser Entwurf 

basierte auf dem Entwurf eines Tiroler Landesstatuts, weshalb der Landtag in Kärnten aus 

56 Mitgliedern bestehen sollte: der Fürstbischof von Gurk, ein Vertreter der Handels- und 

Gewerbekammer, zehn Abgeordnete des Großgrundbesitzes (bei einer Steuerleistung von 

200 Gulden an wirklicher Realsteuer), sechs Abgeordnete der großen Industrie (mit einem 
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Zensus von 100 Gulden), vier Abgeordnete der Landeshauptstadt Klagenfurt (bei einer 

Steuerleistung von 40 Gulden an Realsteuer), sechs Abgeordnete für Villach, Wolfsberg, 

St. Veit, Völkermarkt, Friesach und Bleiburg (mit einem Zensus von 20 Gulden) sowie 28 

Abgeordnete des kleinen Grundbesitzes (bei einer Steuerleistung von 20 Gulden). Vorge-

sehen war ein direktes Wahlrecht in den einzelnen Wählerklassen. Zu den Kompetenzen 

des Landtags wurde aber nichts vereinbart. Der ständige Landesausschuss bestand nach 

dem Entwurf aus 12 Landtagsmitgliedern. Demgegenüber sah der Entwurf von Goluch-

owski, basierend auf 36 Abgeordneten, eine andere Stimmverteilung im Landtag vor: sechs 

Abgeordnete der Geistlichkeit, vier der Städte, zwei der Handelskammer, vier des (allge-

meinen) Großgrundbesitzes, vier des landtäflichen Großgrundbesitzes, zwei der Großin-

dustrie sowie zwölf der Landgemeinden. An notwendiger jährlicher Steuerleistung war 

vorgesehen: 150 Gulden für den landtäflichen Adel, 40 Gulden für das Bürgertum sowie 

20 Gulden für die Landgemeinden. Der Entwurf Goluchowskis wurde im Ministerrat ein-

stimmig angenommen.484 Das Landesstatut sollte von vier Ständen (Prälaten-, Adels-, Bür-

ger- und Bauernstand) sprechen, wodurch seine ständische Prägung signifikant war.485 

 

 

D. Exkurs: Die staatliche Verwaltung im Land 

1. Die politische Verwaltung 1849 – 1853 

 

1849 erhielt Kärnten in administrativer Sicht seine Selbständigkeit zurück.486 Kärnten be-

kam als Kronland nunmehr eine eigene Landesstelle, eine sog. Statthalterei. Diese war 

monokratisch organisiert. An der Spitze der Behörde stand der Statthalter von Kärnten, 

welcher mit den Landesschulagenden und der Leitung der Steuerdirektionen betraut war. 

Kärnten zerfiel nicht mehr in eine Unterteilung von zwei Kreisen, sondern bildete in der 

politischen und polizeilichen Verwaltung nunmehr einen Kreis. Der Statthalter fungierte 

zugleich als Kreispräsident, der dem Ministerium des Inneren unterstand.487 1852 über-

nahm der Statthalter auch Vorsitz und Leitung im Landtagsausschuss und im Verordneten-

kollegium.488 
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Kärnten wurde organisatorisch in sieben Bezirke unterteilt, an deren Spitze ein Bezirks-

hauptmann stand. Die Bezirkshauptmannschaften umfassten jeweils mehrere Gerichtsbe-

zirke: Klagenfurt, mit den Gerichtsbezirken Klagenfurt Stadt und Land, Ferlach und Feld-

kirchen; Völkermarkt, mit den Gerichtsbezirken Völkermarkt, Bleiburg, Eberndorf und 

Kappel; Wolfsberg, mit den Gerichtsbezirken Wolfsberg, St. Leonhard und St. Paul; St. 

Veit, mit den Gerichtsbezirken St. Veit, Friesach, Gurk, Eberstein und Althofen (samt ei-

ner Expositur in Friesach); Spittal an der Drau, mit den Gerichtsbezirken Spittal, Gmünd, 

Millstatt, Greifenburg, Obervellach und Winklern (mit Exposituren in Obervellach und 

Greifenburg); Villach, mit den Gerichtsbezirken Villach, Rosegg und Paternion; Herma-

gor, mit den Gerichtsbezirken Hermagor, Arnoldstein, Tarvis und Kötschach (mit einer 

Expositur in Tarvis).489 

 

 

2. Die politische Verwaltung 1853 – 1860 

 

Das System der politischen Verwaltung in Kärnten änderte sich in Folge der Silvesterpa-

tente 1851.490 Die Länder wurden in den Staatskörper eingegliedert.491 Anfang 1853 erging 

eine gemeinsame Verordnung des Innen-, Justiz- und Finanzministers zur Neuorganisation 

der Verwaltung in einer Dreiteilung.492 Die Bezirkshauptmannschaften und Bezirksgerich-

te wurden durch sog. Bezirksämter ersetzt, die den landesfürstlichen Kreisbehörden unter-

standen. Justiz und Verwaltung waren nunmehr in der untersten Instanz vereint. An der 

Spitze des Landes stand der Statthalter.493 

 

Allgemein handelte es sich beim Leiter der obersten Landesstelle um den sog. Landeschef. 

In Kärnten wurde der Statthalter als Landespräsident (= Leiter der Landesregierung) be-

zeichnet494, da keine weitere Untergliederung des Landes in (Verwaltungs-)Kreise be-

stand.495 Dieser vertrat den Kaiser (als Landesfürsten) in der „landesfürstlichen“ Verwal-
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tung im Land (es bestand auch eine autonome Landesverwaltung).496 Die Verwaltungsstel-

len unterstanden der Regierung in Wien. Die Finanzverwaltung führte in jedem Kronland 

eine dem Finanzministerium nachgeordnete Finanzlandesdirektion.497 

 

 

a) Der Statthalter 

 

Der Statthalter war die oberste Aufsichtsbehörde des Landes. Er verfügte über mehrere 

Aufgaben in der politischen Verwaltung (Herausgabe des Landesgesetzblattes, Aufsicht 

über die Gemeinden), in den Kultus- und Unterrichtsagenden (Ehedispens bzw. Leitung 

des öffentlichen Unterrichts), in Handels- und Gewerbeangelegenheiten, in der Landeskul-

tur sowie in den Agenden öffentlicher Bauten.498 

 

 

b) Die Kreisbehörden 

 

Die Kreisbehörden fungierten als Mittelbehörden zwischen Statthalter und den Bezirksäm-

tern. In Kärnten wurden aber keine eigenen Kreisbehörden (mehr) eingerichtet.499 Da das 

Kronland Kärnten einen einzigen Kreis bildete, übte die kreisbehördlichen Aufgaben, näm-

lich jene der inneren Verwaltung, der Statthalter aus.500 

 

 

c) Die Bezirksämter 

 

Die Bezirksämter, die Justizagenden und Verwaltung in sich vereinigten, ersetzten Be-

zirksgerichte und Bezirkshauptmannschaften. Sie stellten die untersten landesfürstlichen 

Behörden dar, an deren Spitze der Bezirksvorsteher stand. Je nach konkreter Zuständigkeit 

war das Bezirksamt der übergeordneten Gerichts-, Steuer- oder politischen Behörde wei-
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sungsgebunden.501 Ein Bezirksamt bestand ab Oktober 1854 in den Ortschaften Arnold-

stein, Hermagor, Kötschach und Tarvis (ehemals Bezirkshauptmannschaft Hermagor); 

Ferlach, Klagenfurt Umgebung sowie ein Teil von Feldkirchen (ehemals Bezirkshaupt-

mannschaft Klagenfurt); Gmünd, Greifenburg, Millstatt, Spittal an der Drau, Obervellach 

und Winklern (ehemals Bezirkshauptmannschaft Spittal an der Drau); Althofen, Eberstein, 

Friesach, Gurk, St. Veit sowie ein Teil von Feldkirchen (ehemals Bezirkshauptmannschaft 

St. Veit); Paternion, Rosegg und Villach (ehemals Bezirkshauptmannschaft Villach); 

Bleiburg, Eberndorf, Kappel sowie fast ganz Völkermarkt (ehemals Bezirkshauptmann-

schaft Völkermarkt); St. Leonhard, St. Paul und das restliche Völkermarkt (ehemals Be-

zirkshauptmannschaft Wolfsberg). Zu den 28 Bezirksämtern kam die Stadt Klagenfurt als 

Stadtbezirk hinzu, das Bezirksamt Klagenfurt Umgebung hatte als Besonderheit aus-

schließlich Aufgaben politischer Art wahrzunehmen.502 
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VII. Ausblick auf die weitere Entwicklung bis 1873 
 

A. Im Gesamtstaat 

1. Oktoberdiplom 1860 

 

Im Zuge der militärischen Niederlagen Österreichs 1859 im Krieg gegen das Königreich 

Piemont-Sardinien (König Vittorio Emanuele II.) und gegen das Kaisertum Frankreich 

(Kaiser Napoleon III.) sowie der daraus folgenden Finanznot, musste Kaiser Franz Joseph 

seinen neoabsolutistischen Regierungsstil beenden. Der Reichsrat bildete den Ausgangs-

punkt der anschließenden Reformvorhaben.503 

 

Im März 1860 wurde der schon existierende Reichsrat zu einem „verstärkten“ Reichsrat, 

der sich aus Volksvertretern zusammensetzte, ausgebaut.504 Dabei handelte es sich um ein-

zelne höhere Geistliche und Erzherzöge sowie insgesamt 38 Delegierte der Länder;505 die-

se waren wegen des Fehlens von Landtagen vom Kaiser zu ernennen.506 Der „verstärkte 

Reichsrat“ sollte den Kaiser in Fragen der Gesetzgebung beraten und Gutachten in finan-

ziellen Angelegenheiten erstatten. Bezeichnet wurde dieses Organ als „Ausschusslandtag 

der Stände“, einzig in der Steuergesetzgebung erhielt er ein parlamentarisches Zustim-

mungsrecht.507 „Er war dazu berufen, der Regierung beratend zur Seite zu stehen und ver-

fügte damit zwar über ein moralisches Gewicht, nicht aber über eine Entscheidungskompe-

tenz“, so GOTTSMANN.508 

 

Angedacht war, dass dieses neue Gremium jene Funktion übernehmen sollte, die bereits 

die Reichsverfassung 1849 für den Reichstag vorsah.509 Aufgrund seiner Gutachten sollte 

eine Verfassungsreform erfolgen:510 Das „Oktoberdiplom“, ein Werk des Staatsministers 

Agenor Graf Goluchowski, war das Herzstück der angestrebten Verfassungsreform. Es 

stellte aber noch keine konstitutionelle Verfassung dar.511 Dies zeigte sich bereits in der 

Namensgebung, wo eben nur vom „Diplom über die staatsrechtlichen Verhältnisse“ statt 
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einer „Verfassung“ die Rede war.512 GOTTSMANN beschreibt das „Oktoberdiplom“ wie 

folgt: „Das am 20. Oktober 1860 erlassene, mit antikonstitutionellen Äußerlichkeiten ver-

sehene und aus der Machtvollkommenheit des absoluten Monarchen gegebene Oktoberdip-

lom stand auf dem Boden des Historischen Staatsrechts der Kronländer.“513 

 

So erschöpfte es sich im Bestreben, die vorgesehene neuständische Struktur anstelle des 

Konstitutionalismus zu errichten.514 Außerdem sollte der Reichsrat, ohne ungarische Ab-

geordnete, als „engerer“ Reichsrat für bestimmte cisleithanische Angelegenheiten zu-

sammentreten515, ein „weiterer“ Reichsrat unter Zuziehung von Delegierten der ungari-

schen Länder nur für bestimmte Interessen des Gesamtstaats, wie beispielsweise Verteidi-

gungsfragen oder Finanzen, zuständig sein. Dem ungarischen Landtag sollte eine verstärk-

te Autonomie zukommen.516 

 
BRAUNEDER stellt zum „Oktoberdiplom“ fest: „Der Reformversuch des ‚Oktoberdiploms’ 

dient in erster Linie einem ganz speziellen Zweck: dem allseits befriedigenden Einbau Un-

garns in den monarchischen Gesamtstaat. […] In seiner Grundkonzeption ist das Reform-

werk nicht der Zukunft zugewandt, sondern der Vergangenheit verbunden. Es stieß daher 

fast überall auf Widerstand, blieb unrealisiert, diente aber der weiteren Entwicklung als 

Grundlage.“517 Das Oktoberdiplom widersprach sowohl den konstitutionellen Vorstellun-

gen der cisleithanischen Reichshälfte, als auch der ungarischen Forderung nach einer kom-

pletten verfassungsrechtlichen Sonderstellung. In der Folge sollte der Widerstand dagegen 

die neoabsolutistische Epoche beenden.518 

 

In den Kronländern änderte sich verfassungsrechtlich vorerst noch nichts tiefgreifend. So-

genannte „Landes-Statute“ sprachen zwar von Landtagen als Landesvertretungen, jedoch 

wurde im Wesentlichen das Konzept der landständischen Struktur weitergeführt.519 Die 

weitere Verfassungsentwicklung sollte dahin gehen, den Aufbau des „Oktoberdiploms“ 

durch eine nähere Ausgestaltung im Sinne des Konstitutionalismus weiterzuentwickeln.520 
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2. 2. Die „Reichsverfassung“ von 1861: Aufgabe und Bedeutung 

a) Allgemeines 

 

Nachfolger von Goluchowski als Regierungschef war Anton von Schmerling. Dieser ver-

suchte eine Verfassung zu entwerfen, die als „Ausführung“ des „Oktoberdiploms“ gelten 

sollte.521 SCHMERLING schreibt über seine Audienz bei Kaiser Franz Joseph aus Anlass der 

Vorlage „seiner“ Verfassung: „Der Kaiser hatte geglaubt, ich würde ihm dazu raten, tabu-

la rasa zu machen und das eben erst gegebene Oktoberdiplom zurückzunehmen. […] Aus 

diesen ganz dürftigen Umrissen einer Verfassung sollte etwas geschaffen werden, das in 

der Tat den Namen ‚Verfassung’ verdiente […].“522 Schmerlings Vorlagen bestanden aus 

einem Reichsratsstatut („Grundgesetz über die Reichsvertretung“) sowie aus Landtagssta-

tuten einschließlich der jeweiligen Wahlordnungen523, welche mit dem sog. „Februarpa-

tent“ vom 26. Februar 1861 von Franz Joseph in Durchführung des Oktoberdiploms für 

Cisleithanien als Verfassung des Gesamtstaats erlassen wurden.524 

 

Das Herzstück der „Reichsverfassung“ von 1861 stellte das „Grundgesetz über die 

Reichsvertretung“ dar.525 Dieses sah für den Reichsrat ein Zwei-Kammern-System vor, der 

sich in ein „Herrenhaus“ und das „Haus der Abgeordneten“, deren Mitglieder vom 

Staatsvolk nicht bzw. nicht direkt gewählt werden konnten, gliederte.526 OLECHOWSKI stellt 

zur inhaltlichen Ausgestaltung der „Reichsverfassung 1861“ in Anlehnung an BRAUNEDER 

fest: „Um eine Verfassung im konstitutionellen Sinn handelte es sich aber auch hier nicht: 

Es fehlten Bestimmungen über Grundrechte, Gewaltenteilung, Ministerverantwortlichkeit 

etc.“527 
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b) Der Aufbau des Reichsrats nach der „Reichsverfassung“ von 1861 

 

Das grundlegende Kennzeichen eines parlamentarisch ausgerichteten Staates stellt das 

Verhältnis zwischen dem Parlament und der Regierung dar, als die einzelnen Regierungs-

mitglieder den gewählten Abgeordneten politisch und rechtlich verantwortlich sind. Ein 

solches parlamentarisches System war in der Habsburgermonarchie mit Errichtung der 

„Reichsverfassung“ von 1861 nicht verwirklicht. Der Reichsrat, das von der Verfassung 

vorgesehene Gremium, stellte noch kein Parlament nach heutigem Verständnis der 

Rechtswissenschaft dar. Der Reichsrat war an der Gesetzgebung beteiligt, viele Kompeten-

zen, wie Verteidigungsfragen und die Reichsfinanzen, blieben aber alleine dem Kaiser 

vorbehalten. Daher basierte dieses Organ auf einer neoabsolutistischen Rechtsgrundlage, 

die sich noch vom „Oktoberdiplom von 1860“ ableitete.528 Dazu HÖBELT: „Nun ist es aber 

sehr begreiflich, daß nachdem er (Anm.: der Kaiser) schon unbezweifelt sehr beträchtliche 

Opfer gebracht, indem er sich zur Verleihung einer Verfassung herbeigelassen hatte […] 

so durfte er doch, und zwar mit Grund, darauf rechnen, daß dieses Geschenk, das er ge-

macht, mit einem gewissen Dank werde angenommen werden und durch eine freudige Zu-

stimmung zu dem Werke erwidert. Das war leider gar nicht der Fall.“529 

 

 

(1) Das Herrenhaus 

 

Der Reichsrat gliederte sich nach englischem Vorbild gemäß dem Grundgesetz über die 

Reichsvertretung in zwei Kammern, das Herrenhaus (in England: „House of Lords“) als 

Oberhaus und das Abgeordnetenhaus (in England: „House of Commons“) als Unterhaus, 

wobei die Präsidien beider Reichsratskammern jeweils vom Kaiser persönlich bestellt 

wurden. Die Verfassung sah keine bestimmte Sitzanzahl für das Herrenhaus vor. In Anleh-

nung an den „verstärkten Reichsrat“ von 1860, bestand auch diese Kammer des Reichsrats 

vor allem aus Vertretern der Kirche, des Staats sowie großjährigen Prinzen des österreichi-

schen Kaiserhauses und adeligen Personen.530 In dieser ständischen Zusammensetzung 

spiegelte sich der Einfluss des „Neoabsolutismus“ wider.531 Das Herrenhaus setzte sich 

aus gerade einmal etwas mehr als 100 Mitgliedern, die aus den oben erwähnten Kreisen 
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stammten und von der Krone ernannt wurden, zusammen. Die ungarischen Länder, näm-

lich das Königreich Ungarn sowie die Nebenländer Siebenbürgen und Kroatien-Slawonien, 

waren in der ersten Kammer nicht mit Adeligen vertreten. Das Herrenhaus stellte deshalb 

eine cisleithanische Adeligenversammlung mit liberal-zentralistischer Haltung dar. Perso-

nen, die an der Spitze von adeligen Familien standen und über Großgrundbesitz verfügten, 

kam die erbliche Reichsratswürde zu.532 

 

 

(2) Das Abgeordnetenhaus 

(a) Allgemeines 

 

Die zweite Kammer des Reichsrats von 1861, das Abgeordnetenhaus, bestand aus insge-

samt 223 von den einzelnen Landtagen entsandten Vertretern, wobei für jedes Kronland 

ein bestimmtes Kontingent vorgesehen war. Die regionalen Repräsentativkörperschaften 

bestimmten nach Kurien die Delegierten, welche sie im Abgeordnetenhaus des Reichsrats 

in Wien vertreten sollten. Dies waren, neben den Kurien der Städte und Märkte (zuzüglich 

Handels- und Gewerbekammer) sowie der Landgemeinden, jene der Großgrundbesitzer. 

Die vorgeschriebenen Wahlbezirke der Abgeordneten protegierten besonders die deutsch-

sprachigen Teile der Monarchie.533 SCHMERLING schreibt in seinen Memoiren über die 

Zusammensetzung des Reichsrats nach der „Reichsverfassung“ von 1861: „Das Zwei-

kammernsystem wurde unbedingt akzeptiert, wiewohl es eine äußerst wesentliche Abwei-

chung vom Oktoberdiplom darstellte, das nichts anderes als eine gemeinsame Versamm-

lung vorgedacht hatte.“534 

 

Wenn in einem Kronland noch kein eigener Landtag existierte, oder einzelne Kurien keine 

Reichsratsmitglieder wählen wollten, dann hatte der Monarch das Recht, die einzelnen 

Kurien des Kronlands zur Wahl der Abgeordneten zu ermächtigen. Die zweite Kammer 

des Reichsrats war eher als eine Art Länderkammer für die Interessen der Kronländer zu 

verstehen. Dieses Erscheinungsbild täuschte aber über die Tatsache hinweg, dass nach der 

Vorstellung des damaligen Ministerpräsidenten Anton von Schmerling, dem „Vater“ der 
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„Reichsverfassung“ von 1861, so HÖBELT, das Abgeordnetenhaus des Reichsrats gerade 

aus den angeführten Gründen von den einzelnen Landtagen unabhängig sein sollte.535 

 

TABELLE 18: DER REICHSRAT 1861: BEVÖLKERUNGSZAHL UND MANDATE IN DEN EINZEL-

NEN KRONLÄNDERN BZW. PROVINZEN
536 

 
Provinz Bevölkerung Mandate Einw. pro Abg. 
Niederösterreich 
Oberösterreich 
Salzburg 
Steiermark 
Kärnten 
Krain 
Küstenland 
Tirol/Vorarlberg 
Böhmen 
Mähren 
Schlesien 
Galizien 
Bukowina 
Dalmatien 
Lombardo-Venetien 
Ungarn 
Kroatien-Slawonien 
Siebenbürgen 

1,726.991 
711.852 
146.462 

1,073.355 
337.843 
462.508 
546.171 
863.508 

4,944.186 
1,947.711 
470.730 

4,882.331 
485.477 
430.300 

2,528.385 
10,340.331 

923.578 
2,015.560 

18 
10 
3 

13 
5 
6 
6 

12 
54 
22 
6 

38 
5 
5 

20 
85 
9 

26 

95.944 
71.185 
48.821 
82.566 
67.569 
77.085 
91.029 
71.959 
91.559 
88.532 
78.455 

128.482 
97.096 
86.060 

126.419 
121.651 
102.620 
77.522 

 

 

(b) Zusammensetzung nach Nationalitäten 

 

Die Zusammensetzung des Abgeordnetenhauses entsprach – trotz seiner Funktion als Län-

derkammer – jener des Herrenhauses. Durch die Kurie der (adeligen) Großgrundbesitzer 

der Landtage wurden adelige Personen auch in die zweite Kammer des Reichsrats gewählt, 

das Wirtschafsbürgertum mittels der Kurie der Städte und Märkte. Da die vorgegebenen 

Kriterien zur Beschickung des Abgeordnetenhauses politischer Herkunft waren, entsprach 

sein Aufbau nicht den wirklichen Bevölkerungsverhältnissen der Habsburgermonarchie 

mit über 18 Millionen Einwohnern.537 
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Die deutschsprachige Bevölkerung hatte mit sechzig Prozent der Mandate im Abgeordne-

tenhaus die klare Mehrheit.538 Das Abgeordnetenhaus befand sich bis zur Errichtung des 

Parlamentsgebäudes am heutigen Ring im sogenannten „Schmerling-Theater“, einem pro-

visorischen Parlamentsgebäude beim Wiener Schottentor.539 SCHMERLING über die Suche 

nach Versammlungsorten für die beiden Kammern: „Ich glaube schon erwähnt zu haben, 

daß eine große Schwierigkeit darin lag, Lokalitäten für beide Häuser des Reichsrates aus-

findig zu machen, und daß man endlich den Sitzungssaal des Niederösterreichischen Land-

tags auch für das Herrenhaus als Sitzungssaal erwählte, was sehr gut anging, da beide 

Körperschaften nie gleichzeitig tagten. […] Allein für das Abgeordnetenhaus ein geeigne-

tes Lokal zu finden, war absolut unmöglich. […] Es blieb daher nichts anderes übrig, als 

ein provisorisches Gebäude aufzuführen […] bis das neue Parlamentsgebäude aufgeführt 

sein werde […].“540 

 

Zweitstärkste Gruppe nach den Deutschen waren die Abgeordneten der Slawen, bestehend 

aus den Polen, Tschechen, Ruthenen (Polen und Ukrainer), Slowenen, Kroaten und Serben, 

mit zusammen 34 Prozent der Abgeordneten. Das krasse Ungleichgewicht der Zusammen-

setzung des Reichsrats wird deutlich, wenn man sich die Anteile der einzelnen Sprach-

gruppen an der Gesamtbevölkerung vor Augen hält. Obwohl die deutsche Nationalität 

kaum 40 Prozent des Staatsvolks betrug, aber die Mehrheit im Reichsrat hatte, kamen bei-

spielsweise die Tschechen, ein Viertel der Gesamtbevölkerung, nur auf knapp 13 Prozent 

der Mandate. Unter den einzelnen Kronländern waren die alpinen Gebiete der Habsbur-

germonarchie am besten repräsentiert, während denjenigen Reichsteilen, die nicht zum 

Deutschen Bund gehörten und ein Drittel der Einwohner des Staats bevölkerte, lediglich 

ein Viertel der Mandate im Reichsrat zukam. An der Tatsache, dass ein Drittel der Mitglie-

der des Reichsrats ein abgeschlossenes Studium hatte, lässt sich erkennen, dass diesem 

Gremium besonders elitäre Bevölkerungsschichten angehörten. Dies ist vor allem dem 

Umstand geschuldet, dass die Masse der Gesamtbevölkerung nur ein Wahlrecht mit massi-

ven Einschränkungen hatte. Die größte Gruppe stellten die Großgrundbesitzer mit knapp 

30 Prozent der Abgeordneten, gefolgt von Beamten sowie Rechtsanwälten bzw. Notaren. 
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Aufgrund der gegebenen Zusammensetzungskonstellation, kann man die Abgeordneten 

nicht in Parteien bzw. politische Fraktionen im heutigen Sinn einteilen.541 

 

 

(c) Fraktionsbildung 

 

Zu Beginn der Ära von Anton Schmerling als Staatsminister im Jahre 1861 existierte noch 

keine eindeutige Parteilandschaft, da die Bildung der einzelnen Fraktionen gerade noch 

stattfand, obwohl die handelnden Personen großteils die gleichen waren wie bereits im 

Kremsierer Reichstag von 1849.542 Diese waren vielmehr in losen Gruppierungen organi-

siert, deren unterschiedliche Interessen sich zum Teil deckten. Nach ihren ausformulierten 

Zielsetzungen lassen sich insbesondere vier „Fraktionen“ im Reichsrat unterscheiden.543 

Jedoch wurde die tagespolitische Akzeptanz der Regierung zum wesentlichsten Abgren-

zungskriterium hinsichtlich der Parteiwerdung.544 

 

Die erste und zugleich an Mandaten stärkste Gruppe im Parlament waren die so genannten 

„Unionisten“. Diese stützten sich auf das „Oktoberdiplom von 1860“ und auf die 

„Reichsverfassung 1861“ und zeichneten sich durch ihre ablehnende Haltung zur Auto-

nomie der Kronländer aus. Dementsprechend forderten sie die staatsrechtliche Einbezie-

hung der ungarischen Länder in die Monarchie. Die zweite Gruppe bildete die „Großöster-

reichische Partei“, die starke Ähnlichkeiten zu den „Unionisten“ aufwies.545 So ließen 

sich die „Großösterreicher“ und die „Unionisten“ zu Beginn des Reichsrats 1861 nach 

ihrer Haltung zur Regierung immer nur sehr schwer voneinander abgrenzen.546 Die Mit-

glieder der „Großösterreicher“ stützten sich aber alleine auf die „Reichsverfassung 

1861“. Als einzige der vier „Fraktionen“ im Reichsrat propagierte diese Partei die Forde-

rungen des in der damaligen Zeit langsam aufkommenden Liberalismus. Dazu gehörte ins-

besondere die Ministerverantwortlichkeit, die Immunität von Abgeordneten, die Verwirkli-

chung der Pressefreiheit und die gesetzliche Gleichheit der Staatsbürger und verschiedenen 

Nationalitäten des Reichs. Die so genannten „Deutschen Autonomisten“ unterschieden 

sich von den ersten beiden Gruppen wesentlich dadurch, dass eine staatsrechtliche Ver-
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schmelzung beider Hälften der Monarchie erfolgen sollte. Auch eine Positivierung der 

Freiheitsrechte erachteten die „Deutschen Autonomisten“ für entbehrlich.547 

 

Innerhalb einzelnen Gruppen selbst reichte die Überzeugung vom Konservativismus bis 

hin zum Radikalliberalismus. Die „Unionisten“ wurden von den deutschsprachigen Abge-

ordneten aus Böhmen gebildet, die dt. „Autonomisten“ von Steirern, Salzburgern und 

Oberösterreichern. Die „Großösterreicher“ bestanden vor allem aus Wienern und Abge-

ordneten aus Mähren. Obwohl für diese Zeit Klubverzeichnisse oder Mitgliederlisten 

fremd waren, stellten dennoch die „Unionisten“ mit über 30 Deutschböhmen die größte 

Gruppe. Grundsätzlich handelte sich es dabei aber bei allen drei Gruppen tatsächlich um 

Landsmannschaften deutschsprachiger Abgeordneter.548 

 

Zusammengefasst wurden diese drei Verbände im Abgeordnetenhaus als „Verfassungspar-

tei“, wobei auch die Etikette „Linke“ oder „Deutschliberale Partei“ als Synonyme ver-

wendet werden.549 Die linken Deutschliberalen waren mit 118 Repräsentanten von insge-

samt 223 Abgeordneten zu dieser Zeit die an Mandaten stärkste Fraktion im Reichsrat.550 

 

Das Pendant dazu stellte die „Rechte“ dar, bestehend aus slawischen Föderalisten und Kle-

rikalen, dar. Diese profilierte sich besonders mit ihrem Verlangen nach dem Abweichen 

vom neoabsolutistischen Kurs von Kaiser Franz Joseph, die Verwirklichung der „Pragma-

tischen Sanktion von 1713“ und die Umgestaltung des Reichsrats als echte Länderkammer. 

Ungarn sollte zum Bestandschutz der Monarchie in eine föderalistische Struktur Cisleitha-

niens integriert werden. Die Regierung konnte sich aber auf eine deutschliberale Mandats-

mehrheit im „Parlament“ stützen.551 Innerhalb der „Rechten“ wurde die Fundamentalop-

position von 25 Tschechisch-Feudalen und der Polen gebildet. Die Abgeordneten der Ru-

thenen bestanden aus annähernd gleich vielen Polen und Ukrainern, deren Bündnisse im 

Reichsrat jeweils stark wechselten. Während sich die Italiener zunächst alle Bündnismög-

lichkeiten offen ließen, kam es seitens der nationalliberalen Südtirolvertreter und auch der 

Istrier zum Boykott des Reichsrats, indem sie den Sitzungen fernblieben.552 

 

                                                           
547 GOTTSMANN, Parlament, 624ff. 
548 HÖBELT, Parlament, 901. 
549 GOTTSMANN, Parlament, 624ff. 
550 HÖBELT, Parlament, 900. 
551 GOTTSMANN, Parlament, 624ff. 
552 HÖBELT, Parlament, 899f. 



 

119 
  

(d) Funktionen 

 

Die wesentliche Funktion des Reichsrats war die Mitwirkung an der Gesetzgebung für die 

Monarchie. Neben der Sanktion des Kaisers brauchte es der Zustimmung beider Kam-

mern.553 Wie schon das „Oktoberdiplom von 1860“, unterschied auch die „Reichsverfas-

sung 1861“, nämlich im „Grundgesetz über die Reichsvertretung“, zwischen einem „en-

geren Reichsrat“ nur für cisleithanische Angelegenheiten, in dem folglich Ungarn nicht 

vertreten war, und einem „weiteren Reichsrat“ für Interessen des Gesamtstaats. Diese be-

standen lediglich in finanziellen Angelegenheiten und in Sachen Verteidigung des 

Reichs.554  

 

 

(e) Sitzungsboykott und Auflösung 

 

Weil die Landtage von Ungarn und Kroatien-Slawonien ihre Reichsratsabgeordneten nicht 

wählten und im Kronland Siebenbürgen dies erst im Jahre 1863 geschah, konnte sich die-

ser „weitere Reichsrat“ vorerst nicht konstituieren. Da der „weitere Reichsrat“ nicht zu-

sammentreten konnte, war es für das „Parlament“ aber auch nicht möglich, die Verfas-

sungsfragen zu behandeln. Der „engere Reichsrat“ für Cisleithanien hatte dafür keine 

Kompetenzgrundlage. Die Minderheit der tschechischen Föderalisten verlangte daher eine 

Aufwertung der einzelnen Landtage. Schließlich kam es bereits Mitte des Jahres 1861 zur 

Auflösung des ungarischen Landtags in Folge der nicht durchgeführten Wahl seiner Abge-

ordneten für den Reichsrat.555 

 

Die erste Session des Reichsrats dauerte von Frühjahr 1861 nur bis Ende 1862. Mit Beginn 

der zweiten Session Mitte des darauf folgenden Jahres verkündete die tschechische Fun-

damentalopposition ihren Abschied aus dem „Parlament“, der einen tschechischen Boy-

kott für mehr als 15 Jahre einläutete.556 SCHMERLING über die slawischen Abgeordneten: 

„Ich begriff ganz gut, daß die Tschechen, die von einem selbständigen Königreiche Böh-

men träumten, die Polen, die sich vorübergehend als Österreicher betrachteten und den 

Wunsch nach Wiederherstellung von Polen im Herzen trugen, dem österreichischen Par-
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lamente nicht hold waren und daher mich, der ich sozusagen die Verfassung ins Leben rief, 

da auf meinen Antrag der Kaiser sie gegeben hat, lebhaft bekämpften.“557  

 

Für die freien Plätze im Reichsrat wurden infolge des tschechischen Boykotts Nachwahlen 

durchgeführt, von denen acht, anstatt der sich weigernden Tschechen, mit deutschen Kan-

didaten besetzt wurden, die sich auf die Regierungsseite schlugen. Ebenso wurden mit die-

ser Phase die Fronten innerhalb des deutschliberalen Lagers deutlicher. Es formierte sich 

im Juli 1863 aus zwei Dutzend dt. Abgeordneten ein Klub der „Linken“, der für den 

Reichsrat mehr Kompetenzen und Einfluss auf die Verwaltungstätigkeit forderte. Dieser 

konnte auch auf die Unterstützung der Autonomisten zählen und überdies auf die der Polen 

aus den Reihen der slawischen „Rechten“, welche mit den „Linken“ aus tagespolitischen 

Gründen paktierten.558  

 

Erst im Jahre 1863 wurden Siebenbürger Delegierte nach Wien ins „Parlament“ entsandt. 

Dadurch konnte zwar der „weitere Reichsrat“ als solcher einberufen werden, jedoch fehl-

ten immer noch die ungarischen Abgeordneten und auch die Tschechen sowie die Ukrai-

ner. Damit kamen ihre ablehnende Haltung gegenüber der „Reichsverfassung 1861“ und 

die Forderung nach einer böhmischen Autonomie zum Ausdruck. Somit wurde auch der 

„weitere Reichsrat“ von einer Mehrheit der Deutschliberalen beherrscht.  

 

Die „Verfassungspartei“ betrachtete die ungarische Frage als Gefahr für den Bestand Cis-

leithaniens und des Gesamtstaats, weshalb sie für die Wiedereinberufung des ungarischen 

Landtags eintrat. Schmerling verlangte dafür als Voraussetzung die Anerkennung der 

„Reichsverfassung 1861“ seitens der Ungarn, sodass er und sein Kabinett bei der „Lin-

ken“ zunehmend in Ungnade fielen.559  

 

Im Herrenhaus verblieb eine halbwegs stabile Regierungsmehrheit. Mit dem Eintritt der 22 

Siebenbürger 1863 in den „weiteren Reichsrat“ konnte sich die Regierung von Schmerling 

noch auf eine Mehrheit im „Parlament“ stützen. Gegen Ende der Ära Schmerling zählten 

nur mehr die Großgrundbesitzer sowie die Italiener und Ukrainer zum gouvernementalen 
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Zentrum im Reichsrat. Im Sommer 1865 wurde die Regierung von Kaiser Franz Joseph 

ihres Amts enthoben.560 Neuer Staatsminister wurde Richard Graf Belcredi.561 

 

Die Auflösung des Reichsrats erfolgte im Herbst nach dem sog. „Sistierungspatent“562. 

Der Kaiser entledigte sich damit des Grundgesetzes über die Reichsvertretung, um alleine 

die Staatsgewalt auszuüben, anstatt diese mit einer unvollkommenen Reichsvertretung zu 

teilen.563 Es existierte, jedenfalls bis 1863, keine Vertretung der Gesamtmonarchie.564 

 
ABBILDUNG 10: ZUSAMMENSETZUNG UND KOMPETENZEN DES REICHSRATES 

(ABGEORDNETENHAUSES) 1861565 
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3. Das System der Beschickung des Abgeordnetenhauses und die 

„Stände“ der Abgeordneten 

a) Allgemeines 

 

Der Reichsrat von 1861 war anfangs nach der Besetzung zur Vertretung der Stände einge-

richtet. Anstatt als echte Volksvertretung zu dienen, stand er zunächst nur für bestimmte 

Bevölkerungsschichten offen.566 Während im „Oktoberdiplom von 1860“ ausdrücklich das 

Prinzip der Ständevertretung (Prälatenstand, Adelsstand, Bürgerstand und Bauernstand) 

genannt war, wurden in den von Kaiser Franz Joseph im Jahre 1861 erlassenen 15 Landes-

ordnungen Wählerklassen eingerichtet, aus denen die Abgeordneten kommen sollten.  

 

Die Mitglieder des Abgeordnetenhauses stellten Vertreter der „Stände“ nach Kurien dar. 

Um das „Oktoberdiplom von 1860“ aber nicht sofort als gänzlich obsolet aufzuheben, er-

schöpfte sich die Neuordnung der Stände in jenem bescheidenen Rahmen als Änderung der 

Bezeichnung. Daher wurde in Wahrheit die bisherige Einteilung der Stände beibehalten. 

Besonders die adeligen Großgrundbesitzer wurden um 1861 stark protegiert.567 

 

Die österreichische Gesellschaft war infolge des Systems Metternich im Vormärz unter-

entwickelt. Das Wirtschaftswachstum in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts führte zu 

noch stärker ausgeprägter Ungleichheit in der Bevölkerung.568 Die Kurien stellten daher 

nur den Ausschluss des größten Teils der Bevölkerung vom Reichsrat dar.569 NESCHWARA: 

„Der Reichsrat fungiert somit als Länder- und als Ständevertretung, nicht aber als Volks-

vertretung in konstitutionellem Sinn.“570 Die fehlende Volksvertretung bzw. Vertretung der 

einzelnen Nationalitäten bewirkte das Erstarken nationaler Bewegungen.571 Ähnlich MAZ-

OHL: „Das entscheidende Strukturproblem der Epoche lag in der Überlappung von poli-

tisch wirkmächtigen (ständisch-hierarchischen) Landestraditionen einerseits und dem er-

wachenden Nationalbewusstsein andererseits […].“572 

 

Eine echte Volksvertretung wurde von Regierung und Kaiser gar nicht angestrebt. Dies 

zeigte sich bereits an der Zusammensetzung der Landtage ab 1861. In diesen regionalen 
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Vertretungskörperschaften fanden sich vor allem neben hohen Kirchenvertretern als „Viri-

listen“ auch ausgewählte Stadt-, Markt- und Landgemeinden, sowie der Großgrundbesitz 

und die Handels- und Gewerbekammern als Wählerkurien. Durch die Kuriengliederung 

und eine zusätzliche steuerliche Voraussetzung wurde eine Interessenvertretung erreicht. 

Das Wahlrecht hatten nur diejenigen, welche auch eine bestimme Steuerleistung erbrach-

ten. Diese Struktur ließ sich aber auch im Abgeordnetenhaus des Wiener Reichsrats erken-

nen. Nach der Entkopplung des Abgeordnetenhauses von den Landtagen bzw. den Kurien 

als Wahlkörper im Jahre 1873 änderte sich die Kurienversammlung jedoch nicht wesent-

lich. Im Herrenhaus des Reichsrats zeigte sich ein ähnliches Bild. Auch diese Kammer 

wurde vom Prinzip der Interessenvertretung beherrscht, kam aber durch die spezielle Art 

ihrer Zusammensetzung deutlicher zum Ausdruck.573 Die in den Ländern unterschiedlichen 

Zensusbeschränkungen des Wahlrechts für das Abgeordnetenhaus wurden einander nicht 

angeglichen.574 

 

Ergänzt wurden die obigen Zensusbestimmungen durch die Bestimmungen über das Ge-

meindewahlrecht für die Kurie der Städte, Märkte und Landgemeinden. Dieses teilte die 

potentielle Wählerschaft in drei Wahlkörper ein, die wiederum eine bestimmte Steuerleis-

tung zu erbringen hatten. Bis zur Entkopplung des Abgeordnetenhauses von Landtagen im 

Jahre 1873 hatten auch Frauen eine eingeschränkte Wahlmöglichkeit, nämlich durch einen 

Stellvertreter und nur dann, wenn sie die erforderliche Steuerleistung erbringen konnten. 

Ab diesem Zeitpunkt wurde das Wahlrecht weitgehend auf Männer beschränkt, sodass 

Frauen lediglich in der Kurie der Großgrundbesitzer die Möglichkeit hatten, so wie bisher 

zu wählen.575 

 

 

b) Die politische Rolle des Adels 

 

STIMMER zur Umwerbung des Adels: „Die politische Führungsschicht der Monarchie […] 

ist nicht als uniforme, nach einheitlichen Auslesekriterien rekrutiere Elite, sondern viel-

mehr als eine Koalition verschiedener Elitengruppen anzusehen […].576 Die Adelsvertreter 

im Abgeordnetenhaus des Reichsrats sahen sich selbst als Berater des Kaisers. Dement-
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sprechend strukturierte sich diese Kammer nach dem Kurienwahlrecht in eine fast standes-

gleiche Versammlung aus Großgrundbesitzern, dem Bürgertum der Städte und jenen Bau-

ern, die ausreichend Land besaßen. Der gesamte Adel musste aber über genügend Lände-

reien verfügen und den geforderten Zensus erfüllen, um Sitz und Stimme im Abgeordne-

tenhaus des Reichsrats zu haben. Der Stand reichte dafür alleine nicht aus. Während der 

niedere Adel vorwiegend in den östlichen slawischen Gebieten der Monarchie seinen Ur-

sprung hatte, setzte sich der Hochadel aus böhmischen Familien und Dynastien der öster-

reichischen Erbländer zusammen, die häufig im Präsidium des Abgeordnetenhauses und in 

der Führung von parlamentarischen Fraktionen des gesamten Spektrums vertreten waren. 

Dennoch kam den Adelsvertretern keine dominierende Rolle zu, weder in der Kurie der 

Großgrundbesitzer, noch im restlichen Gremium. Gerade die einflussreichen Familien-

oberhäupter hatten ihren vererblichen Sitz im Herrenhaus des Reichsrats und nicht im Ab-

geordnetenhaus. Eine Mitgliedschaft in beiden Kammern war daher nicht zulässig. Solange 

das Abgeordnetenhaus indirekt durch die Landtage der einzelnen Kronländer gewählt wur-

de, gehörte fast die Hälfte der Mitglieder der Großgrundbesitzerkurie dem Hochadel an. In 

der gesamten Kammer belief sich dieses Ausmaß auf 15 Prozent. Dies änderte sich auch 

durch die Einführung der Direktwahl im Jahre 1873 nicht wesentlich. Auffällig war hinge-

gen, dass die wahlberechtigten ländlichen Bevölkerungsschichten bis Anfang der 1890er 

Jahre mehr Adelsangehörige in das Abgeordnetenhaus entsandten, als die Kurie der Städte, 

in der das Wirtschaftsbürgertum vertreten war. Erst mit dem allgemeinen Männerwahlrecht 

und der damit verbundenen Aufhebung der Kurien 1907 versank der Hochadel langsam in 

der politischen Bedeutungslosigkeit.577  

 

 

4. Die stetige Weiterentwicklung des Wahlrechts 

 

Unter Ministerpräsident Eduard Graf Taaffe erfolgte im Jahre 1882 die Ausweitung des 

Wahlrechts auf die „Fünf-Gulden-Männer“. Dabei handelte es sich um jene knappe halbe 

Million Menschen, die ab diesem Zeitpunkt durch die Herabsetzung der auszubringenden 

Steuerleistung bei den Abgeordnetenhauswahlen ihre Stimme abgeben durfte. Das bisheri-

ge Vier-Kurien-System blieb aber weiter erhalten. Ministerpräsident Kasimir Felix Graf 

Badeni setzte die Weiterentwicklung des Wahlrechts 1896 fort.578 Dies zeigte sich auch an 
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der nun ins Leben gerufenen fünften Kurie. Das neue allgemeine Männerwahlrecht für die 

cisleithanische Reichshälfte sollte nämlich nicht für die bestehenden Kurien der Landge-

meinden und Städte gelten. So wurden etwa bei der Einrichtung der Wahlkreise einzelne 

Sprachgruppen wenig beachtet, sodass den Deutschsprachigen in der fünften Kurie die 

Mehrheit an Mandaten zukam. Im Jahre 1907 erfolgte die Ausdehnung des allgemeinen 

Männerwahlrechts für das gesamte Abgeordnetenhaus des Reichsrats.579 

 

Die Einführung eines solchen Mehrheitswahlrechts (pro Wahlbezirk werden aufgrund ab-

soluter Stimmenmehrheit ein oder zwei Abgeordnete gewählt) war ein Verdienst des da-

maligen Ministerpräsidenten Max Wladimir Freiherr von Beck. Dadurch veränderten sich 

die sozialen Strukturen im Abgeordnetenhaus des Wiener Reichsrats.580 SCHAMBECK dazu: 

„Österreichs Weg zur Demokratie zeigt sich deutlich in der Entwicklung des Wahlrechtes, 

das 1873 ein direktes, 1896 ein allgemeines und 1907 ein gleiches Wahlrecht der Männer 

zum Abgeordnetenhaus des Reichsrates wurde.“581 

 

Für die stetige Entwicklung des Wahlrechts von 1861 an können zwei unterschiedliche 

Ursachen angeführt werden. Zum einen wählten bzw. entsandten viele Landtage der nicht 

deutschsprachigen Teile der Habsburgermonarchie häufig keine Vertreter für den Wiener 

Reichsrat, zum anderen wirkte sich der aufkommende bürgerliche Liberalismus in Europa 

auf das österreichische Wahlsystem aus.582 

 

Zusätzlich ist auch auf den maßgeblichen Einfluss der Handels- und Gewerbekammern 

innerhalb der demokratischen Bewegung hinzuweisen. Diese Standeseinrichtungen traten 

erst durch die „Beck’sche Wahlrechtsreform“ im Jahre 1907 in den Hintergrund.583 Die 

schrittweise Herabsetzung des Wahlzensus mündete letztlich in der Einführung eines all-

gemeinen Wahlrechts und zur Ablösung des Kurienparlaments.584 CSENDES vertritt hinge-

gen eine andere Ansicht: „Dies ist jedoch nicht als Demokratisierung zu verstehen, es wa-

ren vielmehr politische Maßnahmen konservativer Regierungen, die in den antiliberalen 
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und antikapitalistischen Schichten des Kleinbürgertums einen Verbündeten gegen die libe-

ralen Gruppen fanden.“585 

 

 

5. Der Ausgleich mit Ungarn und seine Folgen für den Reichsrat 

a) Allgemeines 

 

Durch die militärischen Niederlagen Österreichs gegen Preußen und das Königreich Italien 

im August 1866 wurden die bereits im vorhergehenden Jahr, im Anschluss an die „Sistie-

rung“ begonnenen Ausgleichsverhandlungen mit Ungarn entscheidend beeinflusst. Der 

Monarch musste sich nun gezwungenermaßen – nach dem Ausscheiden aus dem Deut-

schen Bund und dem Verlust des norditalienischen Venetien – politisch mehr seinen süd-

ost- und osteuropäischen Ländern zuwenden. Auch der Vermittlungsversuch des einstigen 

ungarischen Justizministers Ferenc Deák trug seinen Teil zu dieser Entwicklung bei. Die-

ser erklärte sich bereit, die „Pragmatische Sanktion von 1713“ als Basis zwischen Cisleit-

hanien und Ungarn zu akzeptieren.586 Dies ist bemerkenswert, da die dieses Werk Kaiser 

Karls VI. jeweils Bestandteil des „Oktoberdiploms von 1860“ und der „Reichverfassung 

von 1861“ war587, die beide von den Ungarn vehement abgelehnt wurden.588 Die in diesem 

enthaltene Monarchische Legitimität589 ermöglichte es Kaiser Franz Joseph, mit den Un-

garn alleine einen möglichen Ausgleich auszuhandeln.590 Erst 1867 sollte der Kaiser zu 

einer Lösung bereit sein.591 

 

Ministerpräsident Richard Graf Belcredi strebte im Gegensatz zum Monarchen kein dualis-

tisches Staatsmodell an, sondern wollte, wie die slawischen Föderalisten Ausgleichsgeset-

ze mit allen Völkern der Monarchie. Es wurde Friedrich Ferdinand von Beust als Nachfol-

ger im Amt des Ministerpräsidenten bestimmt, der die Politik Franz Josephs mittrug.592 Im 

Juni 1867 fand die Krönung Kaiser Franz Josephs zum ungarischen König statt. Im Gegen-

zug wurde Ungarn gestattet, die 31 Gesetzesartikel von 1848 wieder in Geltung zu setzen, 

die durch die Reichsverfassung 1849 zur Strafe für die separatistischen Bestrebungen der 
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Ungarn aufgehoben worden waren.593 Außerdem wurde die Habsburgermonarchie in eine 

Hälfte diesseits der Leitha („Cisleithanien“) und in eine Hälfte jenseits der Leitha 

(„Transleithanien“) gespalten. Gyula Graf Andrássy, der auf ungarischer Seite den Aus-

gleich mitverhandelt hatte, wurde ungarischer Ministerpräsident.594 

 

Als gemeinsame, so genannte „pragmatische“ Angelegenheiten beider Reichshälften wur-

den die Außenbeziehungen, die Verteidigung sowie die Reichsfinanzen bestimmt. In die-

sen Sachbereichen sollte die Gesetzgebung im Zusammenwirken von Vertretern (Delegati-

onen) des cisleithanischen Reichsrats und des neuen ungarischen Reichstags geschehen, 

die Verwaltung durch einheitliche k. u. k. Minister besorgt werden.595  

 

BRAUNEDER beschreibt den verfassungsrechtlichen Wandel des „Ausgleichs von 1867“ mit 

den Worten: „Mit dem ‚Ausgleich’ vermehrt der Monarch die Kompetenzen der ungari-

schen Lands- zu einer Reichsgewalt und unterstellt ihr u. a. Siebenbürgen sowie Kroatien-

Slawonien. Dieser Komplex der ‚Länder der ungarischen Krone’ steht damit der Summe 

der übrigen, den sogenannten ‚cisleithanischen’ Ländern gegenüber. […] Mit diesem 

‚Ausgleich 1867’ hat sich der eben erst 1860/61 wieder ins Leben gerufene differenzierte 

Föderalismus zum Dualismus gewandelt.“596 Für Cisleithanien wurde im Dezember 1867 

eine neue Verfassung, die eine wesentliche Modifikation der „Reichsverfassung 1861“ 

und des „Grundgesetzes über die Reichsvertretung“ darstellte, erlassen. Die „Dezem-

berverfassung 1867“ setzte sich aber auch aus vier „Staatsgrundgesetzen“ sowie dem 

Ausgleichsgesetz (sog. Delegationsgesetz) zusammen. Hinzu kam noch die Ministerver-

antwortlichkeit.597 

 

 

b) Folgen 

 

Der Reichsrat und seine Zusammensetzung wurden durch die „Dezemberverfassung 1867“ 

grundsätzlich nicht verändert. Faktisch wurden lediglich die Abgeordneten aus Siebenbür-

gen dem neuen ungarischen Reichstag eingegliedert. Dies traf aber nicht auf die Delegati-
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on Ungarns zu, denn diese weigerte sich von 1861 bis zum „Ausgleich von 1867“ kontinu-

ierlich, ihrerseits Vertreter in das Abgeordnetenhaus im Reichsrat zu entsenden. Innerhalb 

der verschiedenen Strömungen der „Linken“ kam es zu einer starken Polarisierung. Dies 

betraf besonders einerseits die „Großösterreicher“ und die „Autonomisten“ andererseits, 

die sich bereits im Vorfeld des ungarischen Ausgleichs über ihre gemeinsame Einstellung 

zu diesem stritten. Diese Kontroverse mündete schließlich in der Schaffung des so genann-

ten „Herbst-Kaiserfeldschen Klubs“ beider „linken“ Strömungen, benannt nach ihren je-

weiligen Führern, dem Deutschböhmen Dr. Eduard Herbst und dem Steirer Dr. Moritz 

Kaiserfeld, dem späteren Präsidenten des Abgeordnetenhauses. Diesem schlossen sich in 

der Folge auch der Großteil der Liberalen und die Italiener an. Bei der „Rechten“ formier-

te sich ein Klub aus Tirolern und Slowenen, die durch eine Mehrheit im Laibacher Landtag 

nunmehr verstärkt im Reichsrat vertreten waren. Dieser „Herbst-Kaiserfeldsche Klub“ fiel 

innerhalb weniger Monate der mangelnden Klubdisziplin der „Linken“ zum Opfer. Um 

ihre gesellschaftspolitischen Zielsetzungen zu erreichen, wurde von einigen Personen des 

„Herbst-Kaiserfelschen Klubs“ eine weitere Fraktion der „Linken“ gegründet, die mehr 

als 40 Mitglieder umfasste und die an die Tradition der „Autonomisten“ anschloss. Außer-

dem wurde noch ein weiterer neuer Klub der regierungstreuen Liberalen innerhalb der 

„Linken“ ins Leben gerufen. Unabhängig von diesen Vorgängen kam es im Hintergrund 

zur Schaffung eines „Linken Zentrums“, das sich aus zentralistischen „Großösterrei-

chern“ zusammensetzte und sich vor allem gegen die finanziellen Nachteile des ungari-

schen Ausgleichs wandte. Trotzdem erfolgte die Bestätigung des verhandelten Ausgleichs, 

insbesondere der „Staatsgrundgesetze“, mit mehr als der dafür nötigen Zweidrittelmehr-

heit im Reichsrat. Obwohl sich die Basis der Regierung im Parlament nach Beschluss der 

„Staatsgrundgesetze“ noch weiter links als zu Schmerlings Zeiten befand, rückte diese in 

den folgenden Monaten allmählich wieder zurück in die Mitte. Dies geschah vor allem 

dadurch, dass sich die „Großösterreicher“ wieder auf ihre Traditionen besonnen. So ver-

einten sich zwar die „linken“ Klubs des Jahres 1867 wieder zu einer einheitlichen Partei, 

jedoch bildeten die früheren „Autonomisten“ die Fraktion der „Äußersten Linken“.598 

 

Hingegen wurde seitens der „Rechten“, der Föderalisten, neuer Druck aufgebaut. Dazu 

kam es besonders durch die immer noch ungelösten Probleme der Schmerling-Ära, näm-

lich hinsichtlich der polnischen und der tschechischen Autonomiefrage. In weiterer Folge 
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spaltete sich sogar dadurch die Regierung. Schließlich boykottierten auch die Polen sowie 

die Slowenen und Italiener den Reichsrat mit ihrem Austritt im Frühjahr 1870. Durch die 

Regierungskrise fanden sich erneut die Deutschliberalen wieder in einem neuen Klub der 

„Linken“ zusammen. Außerdem zeigten sich auch in der anderen Kammer des „Parla-

ments“, im Herrenhaus, erste Ansätze einer Klubbildung im formellen Sinn. Im Ergebnis 

waren die Fronten zwischen den „Linken“ und den föderalen „Rechten“, diese allerdings 

ohne tschechische Repräsentanten, ziemlich ausgeglichen. Eine Verfassungsreform konnte 

so nicht durchgeführt werden. Die am Ende des Jahres 1870 durchgeführten Neuwahlen 

führten, infolge des anhaltenden tschechischen Boykotts, auf Kosten der Föderalisten zu 

einer Stärkung der Deutschliberalen. Diese wurden aber nunmehr nicht mehr von den Itali-

enern unterstützt, die sich auf Regierungsseite schlugen. Jedoch wurden auch durch den 

sich langsam formierenden politischen Katholizismus schon Stimmen nach einer Abschaf-

fung des Kuriensystems und damit für eine Umgestaltung des Wahlrechts laut. Eine Ver-

fassungsreform konnte unter den gegebenen Umständen nur dann erreicht werden, wenn 

die Tschechen sich an den Reichsratswahlen beteiligten und die Deutschliberalen im Falle 

des Verlusts ihrer Mehrheit nicht ihrerseits den Reichsrat durch einen Austritt boykottier-

ten. Die Tschechen, nämlich die böhmisch-staatsrechtliche Partei, wollten ihren Boykott 

nur unter der Voraussetzung beenden, dass der böhmische Landtag die sog. „Fundamen-

talartikel“ („österreichisch-böhmisch-ungarischer Trialismus“) beschließen dürfe. Diese 

fehlende Kooperationsbereitschaft führte nicht nur zu einer vom Kaiser veranlassten Re-

gierungsumbildung und einer Auflösung der föderalistischen Landtage. Der weiterhin an-

haltende tschechische Boykott verhinderte auch das Zustandekommen einer vereinigten 

rechten österreichischen Partei. Die große Wende in Sachen Wahlrechtsreform brachte 

Anfang 1873 – durch die Notwahlen in Böhmen vorbereitet – die Einführung des direkten 

Wahlrechts zum Abgeordnetenhaus des Reichsrats. Diese wurde nämlich als letztes Mosa-

iksteinchen innerhalb der „Dezemberverfassung 1867“ betrachtet. Obwohl sich die Polen 

dagegen aussprachen, kam dafür eine Zweidrittelmehrheit, bestehend aus Italienern des 

Küstenlands, Abgeordneten der Bukowina und den „Deutschliberalen“ zustande. Letztere 

erachteten großteils die Wahlrechtsreform als politische Notwendigkeit. Damit wurde unter 

die wohl komplizierteste Reichsratsepoche ein Schlussstein gesetzt.599 Infolge der Beseiti-

gung der Entsendung von Landtagsabgeordneten in die zweite Kammer des Reichsrates 

wandelte sich das Abgeordnetenhaus von einer Länderkammer zu einer Volkskammer.600 
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6. Exkurs: Die historischen Wiener Parlamentsgebäude 

 

Der „konstituierende Reichstag“, das erste österreichische „Parlament“, wurde von Erz-

herzog Johann noch in der Winterreitschule am Wiener Josefsplatz am 22. Juli 1848 feier-

lich eröffnet. Der Flucht des Reichstags aus Wien nach Kremsier im Herbst 1848 folgten 

zwölf lange Jahre auf den Fall des „Neoabsolutismus“ und die Wiedereinführung eines 

„Parlaments“. Die „Reichsverfassung 1861“ sah als „Volksvertretung“ den Reichsrat, 

bestehend aus Abgeordnetenhaus und Herrenhaus, vor. Letzteres tagte fortwährend im his-

torischen Landhaus in der Wiener Herrengasse (heute Palais Niederösterreich).  

 

Im Frühjahr 1861 erfolgte die Errichtung einer provisorischen Unterkunft des Abgeordne-

tenhauses auf der freien Ebene vor dem Wiener Schottentor. Diese wegen der Holzriegel-

bautechnik sog. „Bretterbude“, auch als „Schmerling-Theater“ (nach dem Urheber der 

„Reichsverfassung 1861“) verunglimpft, stellte über zwanzig Jahre den Sitz des Abgeord-

netenhauses dar. Mit der nunmehrigen „dauerhaften Etablierung des Parlamentarismus“, 

sollte dem Reichsrat eine dementsprechende Einrichtung gegeben werden.601 Entgegen den 

Plänen für die beiden Häuser des Reichsrates jeweils eigene Gebäude zu errichten, sollte 

nach dem „österreichisch-ungarischen Ausgleich im Jahre 1867“ ein gemeinsames Bau-

werk errichtet werden.602  

 

Im Jahre 1869 erging der Auftrag an den Architekten Theophil Hansen zur Schaffung eines 

monumentalen Prachtbaus an der nach Schleifung der Stadtmauern (1854) in Ausbau be-

findlichen Ringstraße für den Reichsrat.603 1871 konnte er seine genauen Pläne schließlich 

präsentieren. Die Bauführung fand auf dem so genannten „Glacis“, dem an die Ringstraße 

angrenzenden, freien Areal, statt.604 Auf diesem Standort wurden im Zuge der Regulierung 

der „Residenz- und Reichshauptstadt“ Wien auch das Rathaus und die Universität errich-

tet.605 SCHEFBECK erklärt diese Entwicklung folgendermaßen: „Durch die Errichtung von 

repräsentativen Monumentalbauten wollte sich das gründerzeitliche Bürgertum also einer-
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seits selbst ein Monument, ein Denkmal setzen, andererseits suchte es in programmiertem 

Rückgriff auf bestimmte architektonische Stile der Vergangenheit Legitimation. […] Die 

Monumentalbauten der Wiener Ringstraße sind somit steinerne Zeugen des Geistes jenes 

altliberalen Bürgertums, in dessen kurzer wirtschaftlicher und politischer Blütezeit sie 

entstanden sind.“606 

 

Der Spatenstich datiert vom Juni 1874, die Grundsteinlegung des 24 Millionen Goldkronen 

teuren Bauwerks erfolgte Anfang September desselben Jahres.607 WAGNER-RIEGER über 

den Erbauer des Parlamentsgebäudes: „Die Neurenaissance setzt sich in Wien um 1860 

durch, wobei zunächst Theophil Hansen als wichtigster Architekt zu nennen ist.“608 Die 

zentralen Elemente sind nach Hansens Entwürfen, die ein viergliedriges Gebäude vorsa-

hen, die Sitzungssäle der beiden Kammern, die ähnlich einem römischen Amphitheater im 

Halbkreis angeordnet waren. Für das Herrenhaus ist die Ausführung als hellenistischer 

Tempel charakteristisch, für das Abgeordnetenhaus hingegen die „römische Renais-

sance“.609 Beide Häuser stellten bis zum Ende der Monarchie 1918 den Reichsrat dar, 

weshalb das Bauwerk zunächst als „Reichsratsgebäude“ bezeichnet wurde.610 Flieger-

bomben zerstörten im Jahre 1945 gegen Ende des Zweiten Weltkriegs jedoch den Sit-

zungssaal des ehemaligen Herrenhauses völlig, wodurch dieser später im Stile der 50er 

Jahre eingerichtet wurde.611 Der heutige Bundesratssitzungssaal diente als Ort der Zusam-

menkunft für die Mitglieder des Herrenhauses.612 

 

Das Parlamentsgebäude stellt das berühmteste Bauwerk von Theophil Hansen dar, in dem 

sich Elemente von Palladianismus und Renaissance widerspiegeln.613 Auch der dänische 

Baumeister selbst sah in der neunjährigen Bautätigkeit des früheren Reichsratsgebäudes 

sein Lebenswerk begründet.614 Hansen ließ sich dabei vor allem vom Griechenland der 

Antike inspirieren, da dieses doch Ursprung der parlamentarischen Idee war.615 Die Leitli-

nie der Gewaltentrennung kommt beispielsweise in Form des Athenebrunnens zum Aus-

                                                           
606 HALATSCH, SCHEFBECK, Theophil Hansen, 29f. 
607 PARLAMENTSDIREKTION, Parlamentsgebäude, 19. 
608 WAGNER-RIEGER, Architektur, 173. 
609 WAGNER-RIEGER, Architektur, 177f. 
610 PARLAMENTSDIREKTION, Parlamentsgebäude, 3. 
611 PARLAMENTSDIREKTION, Leitfaden, 27. 
612 N.N., Das Parlamentsgebäude in Wien. 
613 WAGNER-RIEGER, Architektur, 177. 
614 PARLAMENTSDIREKTION, Parlamentsgebäude, 19ff. 
615 SZEGÖ, Alt-Wien neu entdeckt, 58. 



 

132 
  

druck.616, welcher erst im Jahre 1902 errichtet wurde.617 WAGNER-RIEGER beschreibt den 

Baustil folgendermaßen: „Die Würde des Baues drückt sich also darin aus, daß zweckge-

bundene Anlagen über diesen Zweck hinausgehend dimensioniert und prächtig ausgestal-

tet werden. […] Die Wahl des griechisch-klassischen Stiles begründete Hansen damit, daß 

die Hellenen das erste Volk waren, welches die Freiheit und die Gesetzmäßigkeit über al-

les liebte, weshalb sich ihre Kunst für ein Parlamentsgebäude besonders empfehle.“618 

ERHART zur Ausgestaltung des Bauwerks: „An den Fassaden des Gebäudes sind die ver-

schiedensten Steinarten in einer Mannigfaltigkeit wie bei keinem der anderen Monumen-

talbauten verwendet.“619 

 
Die Säulenhalle, das so genannte „Peristyl“, bestehend aus 24 Marmorsäulen, sollte als 

Versammlungsstätte beider im Reichsratsgebäude untergebrachten Häuser dienen. Der 

Festsaal von Abgeordneten- und Herrenhaus, der heutige „Budgetsaal“, diente nach dem 

„Ausgleich von 1867“ als Sitzungsraum mit den gesandten Delegationen des „trans-

leithanischen Parlaments“ in Budapest. Die Kassettendecke dieses Raumes ist mit den 

Wappen der damals im Reichsrat vertretenen Königreichen und Ländern verziert. Hervor-

zuheben ist außerdem die bereits in den Plänen berücksichtigte Selbstversorgung des Par-

laments, so etwa die Stromversorgung oder die Belüftungs- und Beheizungstechnik.620  

 

Die endgültige Fertigstellung der inneren Ausschmückung des Gebäudes mit Fresken und 

Bildhauereiarbeiten dauerte aber noch Jahre nach dem Einzug des Reichsrats 1883 an.621 

„Eine weitere Symbolik schuf Hansen dadurch, daß für den Bau des Parlamentsgebäudes 

Materialien aus fast allen Kronländern der Monarchie herangezogen wurden. So sollte das 

Bauwerk das Zusammenströmen aller Kräfte ‚der im Reichsrate vertretenen Königreiche 

und Länder’ im Wiener Parlamentsgebäude versinnbildlichen.“622 Anfang Dezember 1883 

fand im Abgeordnetenhaus des neu errichteten Reichsratsgebäudes die erste Sitzung 

statt.623 RANZONI beschreibt die feierliche Eröffnung des Bauwerks mit den Worten: „Eng-

länder, Italiener und deutsche Brüder aus dem Reiche sind nach Wien gekommen, um 

Hansen’s Prachtbau zu sehen, und Künstler und Kunstfreunde, Kenner und Laien waren 

                                                           
616 PARLAMENTSDIREKTION, Leitfaden, 17. 
617 PARLAMENTSDIREKTION, Parlamentsgebäude, 16. 
618 WAGNER-RIEGER, Architektur, 178. 
619 ERHART, Das Parlamentsgebäude, 3. 
620 PARLAMENTSDIREKTION, Leitfaden, 18ff. 
621 HALATSCH, SCHEFBECK, Theophil Hansen, 36ff. 
622 PARLAMENTSDIREKTION, Parlamentsgebäude, 21. 
623 PULTAR, Das Parlamentsgebäude, 1. 
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voll des Lobes, ja, wer unter ihnen für die classische Kunst der Griechen schwärmte, nann-

te dieses Haus das allerschönste unter den Monumentalbauten Wiens.“624  

 

Die Thronrede des Kaisers für die anschließende feierliche Sessionseröffnung wurde den 

Präsidenten der beiden Kammern schriftlich übergeben. Kaiser Franz Joseph kam selbst 

nur einmal Anfang 1884 zu einer Besichtigung kurz vor der offiziellen Eröffnung ins 

Reichsratsgebäude. 625 

                                                           
624 RANZONI, Das Reichsrathsgebäude, 7. 
625 HALATSCH, SCHEFBECK, Theophil Hansen, 35. 
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ABBILDUNG 11: THEOPHIL HANSEN, PARLAMENT, 1871 BIS 1883, GRUNDRISS
626 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

ABBILDUNG 12: PARLAMENTSGEBÄUDE IN WIEN, ÜBERSICHTSPLAN
627 

  

                                                           
626 Abbildung übernommen von WAGNER-RIEGER, Architektur, 179. 
627 Abbildung übernommen von PARLAMENTSDIREKTION, Übersichtsplan. Parlamentsgebäude. 
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B. In Kärnten 

1. Die politischen Vertretungskörper nach der Reichsverfassung 1861 

a) Der Landtag 

 

Die Landtage nahmen nach der „Reichsverfassung 1861“ an der Gesetzgebung und der 

Verwaltung teil.628 Der Kärntner Landtag bestand aus insgesamt 37 Mitgliedern. Eine Vi-

rilstimme hatte der Fürstbischof von Gurk, die übrigen 36 Abgeordneten wurden gewählt, 

wovon zehn auf den Grundbesitz (28 %), zwölf auf die von der Wahlordnung bezeichneten 

Städte und Orte sowie der Handels- und Gewerbekammer (33 %) und vierzehn auf die üb-

rigen (Land-)Gemeinden (39 %) Kärntens entfielen. Die Leitung des Landtags übertrug der 

Kaiser dem Landeshauptmann. Bei dessen Verhinderung kam die Leitung des Landtags 

seinem Stellvertreter zu. Die Funktionsdauer des Landeshauptmanns, dessen Stellvertreters 

sowie der Landtagsabgeordneten war auf sechs Jahre vorgesehen.629 

 

Der Landtag630 hatte sich – allerdings nur über kaiserliche Einberufung – zumindest einmal 

jährlich in der Landeshauptstadt Klagenfurt zu versammeln, es bestand also kein Selbstver-

sammlungsrecht. Die Abgeordneten mussten bei ihrem Eintritt in den Landtag dem Kaiser 

Treue und Gehorsam, Beachtung der Gesetze sowie gewissenhafte Erfüllung ihrer Pflich-

ten schwören, dies stellvertretend an Eidesstatt gegenüber dem Landeshauptmann. Der 

Kaiser konnte auch während aufrechter Landtagsperiode jederzeit den Landtag unter An-

ordnung von Neuwahlen auflösen. 

 

In Landesangelegenheiten konnte der Landtag Gesetze vorschlagen. Landesgesetze bedurf-

ten der Zustimmung des Landtags sowie auch der kaiserlichen Sanktion. Sofern ein Geset-

zesantrag vom Kaiser oder Landtag bereits abgelehnt wurde, konnte dieser in derselben 

Session nicht wieder eingebracht werden, es bestand also keine Möglichkeit zu einem Be-

harrungsbeschluss. Zu Landesangelegenheiten erklärte die Landesordnung 1861 alle An-

ordnungen betreffend Landeskultur, öffentliche, aus Landesmitteln erbaute Bauten, die aus 

Landesmitteln finanzierten Wohltätigkeitsanstalten sowie den Voranschlag und die Rech-

nungslegung, und zwar hinsichtlich der Landeseinnahmen aus der Verwaltung des Kärnten 

gehörenden Vermögens, der Besteuerung für Landeszwecke und der Benützung des Lan-

                                                           
628 Funktionen/Arbeitsweise beispielhaft dargestellt bei SCHMITZ, Landtage, 41ff. 
629 Funktionen/Arbeitsweise beispielhaft dargestellt bei SCHMITZ, Arbeitsweise, 1356ff.  
630 Funktionen/Arbeitsweise fragmentarisch dargestellt bei LUSSNIG, Wahlen; DURCHSCHLAG, Wahlen; BIN-

DER, Der Kärntner Landtag; Kärntner Landesordnung 1861: §§ 1-10, 16-25, 33ff. 
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deskredits, als auch der ordentlichen und außerordentlichen Landesausgaben. Ferner wur-

den zu Landesangelegenheiten die nähere Regelung der Gemeindeangelegenheiten, der 

Kirchen- und Schulangelegenheiten und die Vorspannsleistung sowie die Verpflegung und 

Einquartierung des Heeres bestimmt. 

 

Die Landesordnung 1861 definierte, wie Beratungsgegenstände vor den Landtag gelangten 

konnten. Entweder wurden diese als Regierungsvorlagen durch den Landeshauptmann, als 

Vorlagen des Landesausschusses oder eines speziell durch Wahl vom Landtag gewählten 

Ausschuss eingebracht oder von einzelnen Abgeordneten beantragt. Letztere mussten 

rechtzeitig vorher dem Landeshauptmann schriftlich angezeigt und der vorläufigen Aus-

schussberatung unterzogen werden. Betrafen Anträge hingegen Gegenstände, die außer-

halb des Wirkungsbereiches des Landtags lagen, waren dieselben vom Landeshauptmann 

von der Beratung auszuschließen. Der Landeshauptmann gab zudem die Reihenfolge der 

zu verhandelnden Gegenstände vor, wobei zunächst die Regierungsvorlagen behandelt 

werden mussten. Dem Statthalter des Landes und seinen Kommissären wurde das Recht 

eingeräumt, im Landtag zu scheinen und jederzeit das Wort zu ergreifen. An den Abstim-

mungen durften diese aber nicht teilnehmen. Im Bedarfsfall, wenn für Verhandlungen des 

Landtags Auskünfte von Mitgliedern der Regierungsbehörden notwendig oder wün-

schenswert waren, hatte der Landeshauptmann die Vorstände der entsprechenden Behör-

den zu kontaktieren. 

 

Für eine gültige Beschlussfassung war die Anwesenheit von mehr als der Hälfte aller Mit-

glieder (Präsenzquorum) sowie die absolute Stimmenmehrheit der Anwesenden (Konsens-

quorum) nötig. Stimmengleichheit führte zur Antragsverwerfung. Beschlüsse auf Abände-

rung der Landesordnung bedurften der Anwesenheit von zumindest dreiviertel aller Mit-

glieder und der Zustimmung von mindestens zwei Dritteln der Anwesenden. Die Stimm-

abgabe erfolgte grundsätzlich mündlich. Eine Abstimmung durch Aufstehen und Sitzen-

bleiben anzuordnen lag im Ermessen des Vorsitzenden. 

 

Darüber hinaus wurde der Landesordnung für das Herzogtum Kärnten ein Anhang beige-

geben, welcher die Verteilung der vom Landtag in das Haus der Abgeordneten des Reichs-

rates zu entsendenden Mitglieder auf die einzelnen Gebiete, Städte und Körperschaften 

festlegte, auf Kärnten entfielen fünf Delegierte zum Reichsrat. Dementsprechend wählte 

der Landtag ein Mitglied aus dem nach der Landesordnung zur Virilstimme berechtigten 
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Mitglied und den zehn Abgeordneten des Großgrundbesitzes für das Haus der Abgeordne-

ten des Reichsrates. Zwei Mitglieder waren aus den zwei Abgeordneten der Landeshaupt-

stadt Klagenfurt, den drei Abgeordneten der Handels- und Gewerbekammer und den sie-

ben Abgeordneten der Wahlbezirke der Städte, ausgenommen die Stadt Klagenfurt, zu 

wählen. Weitere zwei Mitglieder erwählte der Landtag aus den vierzehn Abgeordneten der 

Wahlbezirke der Landgemeinden. Anträge auf Abänderung dieser Verteilung gehörten zur 

Kompetenz des Reichsrates und waren nach den Regeln des Grundgesetzes über die 

Reichsvertretung zu behandeln. 

 

 

b) Der Landesausschuss
631

 

 

Der Landesausschuss stellte das verwaltende und ausführende Organ der Landesvertretung 

dar. Er setzte sich aus dem vorsitzführenden Landeshauptmann sowie weiteren vier vom 

Landtag aus seiner Mitte gewählten Abgeordneten zusammen. Bei Verhinderung hatte der 

Landeshauptmann einen Stellvertreter mit der Leitung des Landesausschusses aus dessen 

Mitte zu ernennen. 

 

Jeweils ein Landesausschussmitglied sollte von jeder Wählerklasse, das vierte Landesaus-

schussmitglied vom ganzen Landtag bei absoluter Stimmenmehrheit gewählt werden. Kam 

eine absolute Stimmenmehrheit im ersten und zweiten Wahlgang nicht zustande, war eine 

weitere Wahlhandlung zwischen den Personen vorzunehmen, die bei der zweiten Wahl-

handlung die meisten Stimmen erhalten hatten. Bei Stimmengleichheit musste das Los 

entscheiden. In gleicher Art und Weise waren die Wahlen von Ersatzmännern der Landes-

ausschussmitglieder vorgesehen. Die Funktionsdauer des Landesausschusses war an jene 

sechsjährige Periode des Landtags gekoppelt. Der Landesausschuss hatte aber seine Ge-

schäfte bei Ablauf der Funktionsperiode sowie bei vorzeitiger Auflösung solange fortzu-

führen, als vom nächsten Landtag ein anderer Landesausschuss eingesetzt worden war. Ein 

Austritt aus dem Landtag hatte auch das Ausscheiden aus dem Landesausschuss zur Folge. 

 

Der Landesausschuss führte die gewöhnlichen Verwaltungsgeschäfte des Landesvermö-

gens, der Landesfonds und Anstalten sowie überwachte die Dienstleistung der ihm unter-

stellten Diener und Beamten. Darüber musste der Landesausschuss ebenso wie über die 
                                                           
631 Kärntner Landesordnung 1861: §§ 11-15, 26ff. 
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Ausführung der vollziehbaren Landtagsbeschlüsse gegenüber dem Landtag Rechenschaft 

ablegen und Anträge in Angelegenheiten des Landes, entweder über Auftrag desselben 

oder selbständig, vorberaten.  

 

Nach der Landesordnung 1861 repräsentierte der Landesausschuss die Landesvertretung in 

allen rechtlichen Angelegenheiten. Die dabei auszustellenden Urkunden mussten vom 

Landeshauptmann sowie zwei Landesausschussmitgliedern unterschrieben und mit dem 

Landessiegel versehen werden. Die Landesordnung 1861 enthielt eine Generalklausel, wo-

nach der Landesausschuss auch alle übrigen Geschäfte der bisherigen ständischen Verord-

netenstelle zu führen hatte, soweit die Besorgung dieser Angelegenheiten nicht anderen 

Organen übertragen oder dieselben nicht bereits obsolet geworden waren. Weiters traf der 

Landesausschuss die notwendigen Vorbereitungen für die Abhaltung der Landtagssitzun-

gen und besorgte die Ausmittlung, Instandhaltung sowie Einrichtung der für die Landes-

vertretung und die ihr unmittelbar unterstehenden Ämter und Organe bestimmten Räum-

lichkeiten. Nach den Wahlen prüfte der Landesausschuss die Wahlausweise der neuge-

wählten Landtagsabgeordneten und berichtete darüber dem Landtag, welcher über die Zu-

lassung derselben entschied. 

 

 

2. Das Wahlrecht632 

a) Die Wahlkreiseinteilung 

 

Ganz Kärnten bildete für die Abgeordnetenwahl der Kurie des großen Grundbesitzes einen 

Wahlbezirk, wobei die Wähler in diesem Wahlkörper zehn Abgeordnete zu wählen hatten. 

Als Wahlort wurde Klagenfurt festgelegt. 

 

Für die Abgeordnetenwahl der Städte, Märkte und Industrieorte waren allerdings mehrere 

Wahlorte vorgesehen. Demnach bildeten Klagenfurt und Villach jeweils einen eigenen 

Wahlbezirk. Andere Ortschaften wurden für die Wahlbezirksbildung zusammengenom-

men: St. Veit und Feldkirchen; Friesach, Straßburg, Althofen und Hüttenberg; Völker-

markt, Bleiburg und Kappel; Wolfsberg, St. Leonhard, St. Andrä, St. Paul und Unter-

drauburg; Spittal, Gmünd, Greifenburg, Obervellach und Oberdrauburg; Hermagor, Tarvis, 

Malborghet, Bleiberg und Kreuth. Klagenfurt und Villach waren zugleich als Wahlorte 

                                                           
632 Kärntner Landtagswahlordnung 1861: §§ 1-8. 
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bestimmt worden. In allen anderen Fällen, in denen zwei oder mehr Orte einen Wahlbezirk 

darstellten, fungierte der jeweils erstgenannte Ort als Wahlort. Klagenfurt als Landeshaupt-

stadt wählte zwei, alle übrigen Wahlbezirke wählten je einen Abgeordneten. Alle Wahlbe-

rechtigten eines Wahlbezirkes bildeten einen Wahlkörper. Die Handels- und Gewerbe-

kammer in Klagenfurt wählte drei Landtagsabgeordnete, wobei der Wahlkörper für diese 

Wahl aus den Mitgliedern und Ersatzmännern der Kammer bestand. 

 

Hinsichtlich der Wahl der Abgeordneten der Landgemeinden waren mehrere politische 

Bezirke zu Wahlbezirken bestimmt: Klagenfurt (Umgebung), Ferlach und Feldkirchen; 

Völkermarkt, Kappel, Bleiburg und Eberndorf; Wolfsberg, St. Leonhard und St. Paul; St. 

Veit, Friesach, Gurk, Eberstein und Althofen; Villach, Rosegg und Paternion; Spittal, 

Gmünd, Millstatt, Greifenburg, Obervellach und Winklern; Hermagor, Tarvis, Arnoldstein 

und Kötschach. Wahlort der einzelnen Landgemeinden war der Sitz des Bezirksamtes des 

bei Festlegung jedes Wahlbezirkes zuerst genannten politischen Bezirkes. Jeder dieser 

Wahlbezirke wählte zwei Abgeordnete in den Landtag, wobei nach indirekter Wahl die 

Wahlmänner aller in einem Wahlbezirk situierten Gemeinden einen Wahlkörper bildeten, 

mit Ausnahme jener der Wählerklasse der Städte und Orte, weil hier direkt gewählt wurde. 

 

 

a) Das aktive Wahlrecht633 

 

Die Landtagswahlordnung 1861 ordnete für die Wählerklasse des großen Grundbesitzes 

eine direkte Wahl der großjährigen, dem österreichischen Staatsverband angehörigen Be-

sitzer der landtäflichen Güter an, deren Jahresschuldigkeit an landesfürstlichen Realsteu-

ern, ausgenommen den Kriegszuschlag, zumindest einhundert Gulden betrug, an. Stand ein 

landtäfliches Gut in Mitbesitz, konnte nur ein dazu ermächtigter Mitbesitzer das Wahlrecht 

ausüben. Wahlberechtigt waren die Personen, welche über zwei oder mehrere landtäfliche 

Güter verfügten, deren Jahresschuldigkeit an landesfürstlichen Realsteuern, ausgenommen 

den Kriegszuschlag, zusammen zumindest einhundert Gulden ausmachte. Die Landtags-

wahlordnung 1861 ermöglichte auch das Wahlrecht für Korporationen oder Gesellschaften 

landtäflicher Güter. Das Wahlrecht übte jene Person aus, welche gesetzlich oder aufgrund 

des Gesellschaftsvertrages nach außen vertretungsbefugt war. 

 
                                                           
633 Kärntner Landtagswahlordnung: §§ 9-15. 
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Es war auch eine direkte Wahl der Abgeordneten der Wählerklasse der Städte und Märkte 

vorgesehen. Die Wahlberechtigung bei der Wahl der Landtagsabgeordneten knüpfte hier-

bei an die Berechtigung zur Wahl der Gemeinderepräsentanz nach dem prov. Gemeindege-

setz von 1849 (RGBl. 1849/170) oder den besonderen Gemeindestatuten (Statutarstädte, 

wie z.B. Klagenfurt) an. Wahlberechtigt waren demnach: In Gemeinden mit drei Wähler-

klassen634 die Personen, die zu den ersten beiden Wahlkörpern gehörten, sowie diejenigen, 

welche im dritten Wahlkörper wenigstens zehn Gulden an direkten Steuern bezahlten; in 

Gemeinden mit weniger als drei Wahlkörpern (Wählerklassen) die ersten zwei Drittel aller 

Gemeindewähler, deren Jahresschuldigkeit an direkten Steuern entrichteten. Dazu kamen 

noch die Personen, die aufgrund ihrer persönlichen Eigenschaft das aktive Wahlrecht in 

der Gemeinde hatten. 

 

Die Wahl der Abgeordneten der Landgemeinden erfolgte in einem indirekten Wahlverfah-

ren durch Wahlmänner. Auf 500 Gemeindeeinwohner eines Wahlbezirkes entfiel ein 

Wahlmann. Wies eine Gemeinde mehr als 500 Einwohner auf, wurde danach differenziert, 

ob nach Abzug der ersten 500 Einwohner mehr oder weniger als 250 Personen übrigblie-

ben. Bei zumindest 250 Personen oder darüber galten diese Personen nach dem Wahlrecht 

als 500. Andernfalls blieb die weitere Einwohnerzahl der Gemeinde unberücksichtigt. So-

fern Gemeinden aber überhaupt weniger als 500 Einwohner aufwiesen, wählten diese nur 

einen Wahlmann. 

 

Die Landtagswahlordnung 1861 knüpfte hinsichtlich der Wahlberechtigung bei der Wahl 

der Wahlmänner an die Berechtigung zur Wahl der Gemeinderepräsentanz nach dem Ge-

meindegesetz vom 1849 an. Wahlberechtigt waren demnach: In Gemeinden mit drei 

Wahlkörpern die Personen, die zu den ersten beiden Wahlkörpern gehörten; In Gemeinden 

mit weniger als drei Wahlkörpern die ersten zwei Drittel aller Gemeindewähler, deren Jah-

resschuldigkeit an direkten Steuern entrichteten. Dazu kamen noch die Personen, die auf-

grund ihrer persönlichen Eigenschaft das aktive Wahlrecht in der Gemeinde hatten. 

 

Das Wahlrecht konnte nur in einem Wahlbezirk und grundsätzlich auch nur persönlich 

ausgeübt werden. Stellvertretung war nur für die Wahlberechtigten der Wählerklasse des 

                                                           
634 Dreiklassenwahlrecht: Jene Personen, die aufgrund ihrer Steuerleistung wahlberechtigt waren, wurden 
nach der Höhe dieser Leistung gereiht und dann in drei Klassen geteilt, sodass jede Klasse genau ein Drittel 
der Steuerleistung erbrachte und eine bestimmte Anzahl an Gemeinderäten wählte, wodurch Personen mit 
hohem Steueraufkommen extrem begünstigt wurden. 
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Großgrundbesitzes möglich. Der Stellvertreter musste allerdings auch in derselben Wäh-

lerklasse wahlberechtigt sein und konnte nicht mehr als einen anderen Wahlberechtigten 

vertreten. Die Wahlberechtigten des Großgrundbesitzes durften auch in keiner anderen 

Wählerklasse wählen. Ebenso war den Wahlberechtigten der Wählerklasse der Städte und 

Orte die Ausübung des Wahlrechts in einer Landgemeinde untersagt. Für den Fall, dass ein 

Wahlberechtigter der Wählerklassen der Städte und Orte sowie der Landgemeinden ange-

hörte, hatte er sein Wahlrecht nur in der Gemeinde seines ordentlichen Wohnsitzes auszu-

üben. 

 

 

b) Das passive Wahlrecht635 

 

Zum Landtagsabgeordneten konnte nur gewählt werden, wer österreichischer Staatsbürger, 

dreißig Jahre alt und im Vollbesitz der bürgerlichen Rechte war. Neben diesen allgemeinen 

Voraussetzungen musste als besonderes Erfordernis die Wahlberechtigung in einer Wäh-

lerklasse des Landes (Großgrundbesitz, Städte und Orte oder Landgemeinden) vorhanden 

sein. Dieselben Voraussetzungen galten auch für die Abgeordneten der Handels- und Ge-

werbekammer. 

 

 

c) Das Wahlverfahren636 

 

Die Vornahme der Wahl hatte grundsätzlich der Landeschef durch Erlässe anzuordnen, 

welche den Wahltag beinhalten musste. Bei der Festsetzung desselben war auf die ord-

nungsgemäße Vorbereitung der Wahl Rücksicht zu nehmen. Die Ausschreibung geschah 

derart, dass zunächst die Abgeordneten der Landgemeinden, dann jene der Städte und Orte 

sowie der Handels- und Gewerbekammer, letztlich jene des Großgrundbesitzes gewählt 

wurden. Die Wahlen der ersten beiden Wählerklassen waren im ganzen Land am selben 

Tag durchzuführen. 

 

Die Ausschreibung der allgemeinen Wahlen erfolgte durch Kundmachung in der Landes-

zeitung („Klagenfurter Zeitung“) und Anschlag von Plakaten in allen Gemeinden Kärn-

                                                           
635 Kärntner Landtagswahlordnung: §§ 16 f. 
636 Kärntner Landtagswahlordnung: §§ 18ff. 
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tens. Die Ausschreibung einzelner Wahlen (Ersatzwahlen) war wiederum betreffend die 

Wählerklasse des Großgrundbesitzes in der Landeszeitung, betreffend die Wählerklassen 

der Städte und Orte sowie der Landgemeinden mittels Plakaten nur in den Gemeinden der 

betreffenden Wahlbezirke kundzumachen. 

 

Die Wahlberechtigten, welche nach dieser Wahlordnung jeweils einen Wahlkörper bilde-

ten, waren in einer besonderen Liste zu vermerken. Die Wählerliste eines jeden Wahlkör-

pers hatte das zu deren Anfertigung ermächtigte Organ in Evidenz zu halten und zum Zwe-

cke der Wahlvornahme in zwei Ausfertigungen (sog. Parien) auszufertigen. Die Wählerlis-

te für den Wahlkörper des Großgrundbesitzes erstellte der Landeschef und veröffentlichte 

die Liste in der Landeszeitung bei einer vom Kundmachungstag berechneten vierzehntägi-

gen Reklamationsfrist. Reklamationen nach Ablauf der Frist waren als verspätet zurück-

zuweisen. Der Landeschef entschied deshalb über Reklamationen, die die Aufnahme von 

Nichtwahlberechtigten oder die Nichtberücksichtigung von Wahlberechtigten bei Erstel-

lung der Liste betrafen. Ebenso konnte er die Wählerliste des Großgrundbesitzes von Amts 

wegen bis zum Wahltag korrigieren. 

 

Die Landtagswahlordnung 1861 ordnete die Ausfertigung von Legitimationskarten für die 

einzelnen Wähler nach Entscheidung über die rechtzeitig eingebrachten Reklamationen an. 

Diese Legitimationskarten wiesen die fortlaufende Nummer der Wählerliste, den Namen 

und Wohnort des Wahlberechtigten sowie Ort, Tag und Stunde der Wahlhandlung aus. 

Den Wahlberechtigten, welche in Kärnten wohnten, waren ihre Legitimationskarten zuzu-

schicken. Die außerhalb Kärntens wohnenden Wahlberechtigten wurden zur Entgegen-

nahme ihrer Legitimationskarten durch die Landeszeitung aufgefordert. Die Wählerliste 

der Wahlberechtigten der Kurie der Städte und Orte erstellte der jeweilige Gemeindevor-

stand. Die Prüfung derselben nahm der Vorstand der politischen Behörde, welcher die be-

treffende Ortschaft unterstand, durch Vergleich mit den Wählerlisten für die Gemeindere-

präsentanz, vor. Anschließend erfolgte gegebenenfalls die Bestätigung der Richtigkeit un-

ter Mitfertigung der Wählerliste. Bei Erstellung der Wählerliste waren die bei der letzten 

Neuwahl der Gemeinderepräsentanz richtig gestellten Listen der Gemeindewähler als Ba-

sis heranzuziehen. 

 

Jene politische Behörde, welche die Richtigkeit der Landtags-Wählerlisten der Städte und 

Orte bestätigte und die Legitimationskarten ausfertigte, stellte diese auch zu. Die Legitima-
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tionskarten enthielten Name, Wohnort als auch Ort, Tag und Stunde der Wahlhandlung. 

Die Wählerlisten der Städte und Orte, welche nicht der Wahlort des Wahlbezirks waren, 

mussten dem Vorstand des politischen Amtes am Sitz des für den Wahlbezirk festgelegten 

Wahlortes übermittelt werden. Von diesem kamen dann entsprechende Weisungen zur 

Ausfüllung der Wahlkarten in punkto Ort, Tag und Stunde der Wahlhandlung. Für den 

Fall, dass mehrere Städte und Orte einen Wahlbezirk bildeten, hatte der Vorstand des poli-

tischen Amtes am Sitz des für den Wahlbezirk angeführten Wahlortes die Wählerlisten der 

einzelnen Städte und Orte in einer Hauptliste des Wahlbezirkes zusammenzustellen und in 

doppelter Ausfertigung für die Wahlhandlung vorzubereiten. 

 

 

3. Die konkrete Durchführung der Landtagswahlen 

a) 1861 

(1) Wahlkampf 

 

Der erste gewählte Kärntner Landtag sollte am 6. April zusammentreten. Zur Vorbereitung 

der Wahl für die Wählerklasse der Stadt Klagenfurt luden etwa mehrere Wahlwerber, ein 

sogenanntes Komitee, die wahlberechtigte Stadtbevölkerung zu einer Wahlbesprechung für 

den 13. März 1861 in das k.k. Landesgerichtsgebäude in der Landeshauptstadt.637 Dieser 

Einladung folgte aber nur ein Siebentel aller Wahlberechtigten. Gegenstand dieser Wahl-

besprechung war auch die „Erprobung“ (= vertraut machen mit) der Wahlhandlung.638 

 

Neben eigennützigen Wahlempfehlungen einzelner Wahlwerber publizierte die Klagenfur-

ter Zeitung auch mehrere Aufrufe an die Bevölkerung, an der Kärntner Landtagswahl teil-

zunehmen, etwa an die Industriellen und Gewerbetreibenden.639 

 

Das Amtsblatt zur Klagenfurter Zeitung vom 12. März 1861 enthielt in Entsprechung der 

Landtagswahlordnung 1861 die Ausschreibung der Landtagswahl. Darin wurde zunächst, 

unter Hinweis auf die Möglichkeit der Reklamation, die Liste der Wahlberechtigten in der 

Wählerklasse des Großgrundbesitzes veröffentlicht. Die Wahl der Abgeordneten des 

Großgrundbesitzes war für den 26. März 1861 im ständischen Landhaus bekanntgegeben. 

Die Wahlbezirke der Landgemeinden sollten schon am 21. März 1861, jene der Städte und 
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Märkte am 23. März 1861 wählen. Die Wahl der Abgeordneten der Handels- und Gewer-

bekammer wurde ebenfalls für 23. März 1861 im Amtslokal derselben in Klagenfurt fest-

gelegt.640 

 

 

(2) Wahlergebnisse 

 

Die Abgeordnetenwahl durch die Wahlmänner in der Landgemeinde Klagenfurt (Kla-

genfurt-Umgebung) fand am 21. März 1861 statt.641 Zu diesem Zweck fanden sich die 

Wahlmänner dieser Landgemeinde zu einem Komitee zusammen, um mit Wählern die 

Wahl zweier Abgeordneten am 19. März 1861 zu besprechen.642 Zu Abgeordneten der 

Landgemeinde Klagenfurt (Umgebung) bestimmte man letztendlich die Guts- und Fab-

riksbesitzer Josef Mayer und Thaddäus von Lanner.643 Gewählt wurden ferner im Landge-

meinde-Wahlbezirk Villach der Gutsverwalter Josef Götz und der ständische Beamte Fer-

dinand Ritter von Findenigg, im Wahlbezirk St. Veit der Fabriksbesitzer Johann Spitzer 

sowie der Gutsbesitzer Ferdinand von Knappitsch, im Wahlbezirk Hermagor der Realitä-

tenbesitzer Sebastian Isepp und Oswald Nischelwitzer (Bürgermeister), im Wahlbezirk 

Spittal der Bezirksamtsadjunkt Karl Siegl und Josef Lax (Bürgermeister und Realitätenbe-

sitzer), im Wahlbezirk Wolfsberg der Realitätenbesitzer Paul Waschner und der Grundbe-

sitzer Josef Ottitsch sowie im Wahlbezirk Völkermarkt der Bezirksvorsteher Josef Kronig 

und der Notar Hermann Mertlitsch.644 

 

In Vollziehung Landtagwahlordnung 1861 enthielt das Amtsblatt zur Klagenfurter Zeitung 

vom 22. März 1861 die Aufforderung an die außerhalb Kärntens wohnhaften Wahlberech-

tigten der Wählerklasse des Großgrundbesitzes, ihre Legitimationskarten für die Wahl der 

Abgeordneten bei der k.k. Landeshauptmannschaft in Klagenfurt zu beheben. Ebendort 

verlautbarte man eine besondere Vorgangsweise für die Wahl der Abgeordneten der Stadt 

Klagenfurt. Um einen zu großen und gleichzeitigen Andrang der Wählerschaft hintanzu-

halten, sollten die Wähler mit den Legitimationskartennummern eins bis zweihundert von 

neun bis zehn Uhr, jene mit den Nummern zweihundert bis vierhundert von zehn bis elf 
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145 
  

Uhr sowie jene mit den Nummern vierhundert bis sechshundertachtundneunzig von elf bis 

zwölf Uhr in namentlicher Reihenfolge der Wählerliste zur Vornahme der Wahlhandlung 

aufgerufen und zugelassen werden. Eine etwaige engere Wahl war am selben Tag in der 

Zeit von vier Uhr nachmittags bis sechs Uhr abends geplant.645 

 

Die Kärntner Handels- und Gewerbekammer wählte Leopold Nagel (Handelsmann und 

Bürgermeister), Leodegar Canaval (Handelskammersekretär) sowie Gustav von Rosthorn 

(Fabriksbesitzer) als Abgeordnete in den Landtag. 

 

Die Landtagswahl der übrigen neun Abgeordneten in der Wählerklasse der Städte und 

Märkte ergab das nachstehende Ergebnis. Im Wahlbezirk der Stadt Villach wurde der 

Rechtsanwalt Dr. Max von Mathis, im Wahlbezirk der Stadt St. Veit der Guts- und Fab-

riksbesitzer Johann Jessernigg, vom Wahlbezirk der Stadt Friesach der Fabriksdirektor 

Ferdinand Seeland, im Wahlbezirk der Stadt Völkermarkt der Bürgermeister und Han-

delsmann Josef Nowak, im Wahlbezirk Wolfsberg der Fabriksbesitzer und Landrat Paul 

Baron von Herbert, im Wahlbezirk Spittal der Notar und Rechtsanwalt Dr. Franz Feldner 

und im Wahlbezirk Hermagor der Fabriksverwalter Karl von Socher. Bezüglich der Wah-

len im Wahlbezirk der Stadt St. Veit berichtete die Klagenfurter Zeitung von der notwen-

digen Vornahme eines zweiten Wahlganges (sog. „Scrutinium“), da im ersten Wahlgang 

keine absolute Mehrheit zustande gekommen war.646 Der Wahlbezirk der Stadt Klagenfurt 

wählte den Klagenfurter Bürgermeister Gabriel Jessernigg und den Rechtsanwalt Dr. Jo-

hann Stieger in den Landtag. An dieser Wahl haben von 696 Wahlberechtigten lediglich 

439 Personen teilgenommen.647 

 

Das Ergebnis der Abgeordnetenwahl der zehn Abgeordneten des Großgrundbesitzes laute-

te wie folgt: Gewählt wurden Georg Graf von Thurn-Valsassina (Gutsbesitzer), Josef von 

Hueber (Landesgerichtsrat), Anton Graf Goës (Gutsbesitzer), Dr. August Freiherr von Ai-

chelburg (Statthaltereisekretär), Dr. Josef Erwein (Rechtsanwalt), Dr. Johann Burger 

(Gymnasialdirektor), Dr. Josef Janesch (Magistratsbeamter), Max Ritter von Moro (Fab-

riksbesitzer), Adolf Ritter von Tschabuschnigg (Hofrat des Obersten Gerichtshofes) und 
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Otto Freiherr von Sterneck (Kreisgerichtsrat).648 Eine Liste der 36 gewählten Abgeordne-

ten des Kärntner Landtags enthielt die Ausgabe der Klagenfurter Zeitung vom 30. März 

1861. Außerdem gehörte der Fürstbischof von Gurk, Dr. Valentin Wiery, als Virilist dem 

Landtag an.649 

 

 

(3) Wahlprüfung und Abgeordnetenentsendung nach Wien 

 

Die erste Sitzung des gewählten Landtags fand am 6. April 1861 unter dem Vorsitz von 

Landeshauptmann Georg Graf Thurn-Valsassina statt. Der provisorische Landtagsaus-

schuss hatte die Aufgabe, das Wahlergebnis auf seine Gesetzmäßigkeit zu prüfen. Tatsäch-

lich bekamen die in den Landtag gewählten Wahlwerber in sämtlichen Wahlbezirken die 

überaus meisten Stimmen, dementsprechend bestand kein gewichtiger Grund seitens des 

Landtags, das Wahlergebnis nicht anzuerkennen.650 

 

Gegenstand der Sitzung des Landtags am 11. April 1861 waren u.a. die Entsendung der 

Mandatare in das Abgeordnetenhaus des Reichsrates in Wien sowie die Wahl der Mitglie-

der des Landesausschusses. Die Reichsratswahlen brachten das nachfolge Ergebnis. In den 

Reichsrat gewählt wurden als Delegierte des Kärntner Landtags Adolf Ritter von Tscha-

buschnigg (Ersatzmann: Dr. Josef Erwein; Kurie des Großgrundbesitzes), Dr. Johann Stie-

ger und Gustav von Rosthorn (Ersatzmann: Dr. Max von Mathis; Handels- und Gewerbe-

kammer sowie Kurie der Städte und Märkte), und Oswald Nischelwitzer sowie Karl Siegel 

(Ersatzmann: Josef Lax; Kurie der Landgemeinden).651 Die Angelobung der vom Kärntner 

Landtag gewählten Mitglieder des Abgeordnetenhauses des Reichsrats fand in Wien am 

29. April 1861 im Rahmen der Eröffnungssitzung statt.652 Sämtliche Kärntner Abgeordnete 

zählten im Reichsrat zu den „Linken“, dem Klub der Deutschliberalen.653 Kärnten war eine 
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Hochburg des national-freiheitlichen Lagers, also der sog. „Linken“ in der zeitgenössi-

schen Diktion.654 

 

In den Landesausschuss wählte der Landtag bzw. die Kurien: Dr. Josef Erwein (Ersatz-

mann: Josef Mayer; gesamter Landtag), Leodegar Canaval (Ersatzmann; Ferdinand Ritter 

von Findenigg; Kurie der Landegemeinden), Paul von Hueber (Ersatzmann: Leopold Na-

gel; Handels- und Gewerbekammer sowie Städte und Märkte) und Dr. Johann Burger (Er-

satzmann: Thaddäus von Lanner; Kurie des Großgrundbesitzes).655 

 

Die führende Rolle im Landtag nahmen, wie in den nachfolgenden Jahren, die Abgeordne-

ten der Kurie der Großgrundbesitzer ein.656 

 

 

b) 1867 

(1) Landtagsauflösung 

 

 

Mit dem Patent vom 2. Jänner 1867 löste Kaiser Franz Joseph die Landtage der cisleithani-

schen Reichshälfte auf, welches an das sog. „Sistierungspatent“ vom 20. September 1865 

anknüpfte, womit die Auflösung des Reichsrats erfolgt war.657 Das Amtsblatt zur Kla-

genfurter Zeitung vom 6. Jänner 1867 enthielt in Entsprechung der Landtagswahlordnung 

1861 die Ausschreibung der Landtagswahl. Darin wurde zunächst, unter Hinweis auf die 

Möglichkeit der Reklamation, die Liste der Wahlberechtigten in der Wählerklasse des 

Großgrundbesitzes veröffentlicht. Die Wahl der Abgeordneten des Großgrundbesitzes war 

für den 4. Februar 1867 im ständischen Landhaus bekanntgegeben. Die Wahlbezirke der 

Landgemeinden wählten am 20. Jänner 1867, jene der Städte und Märkte am 31. Jänner 

1867. Die Wahl der Abgeordneten der Handels- und Gewerbekammer fand ebenfalls am 

31. Jänner 1867 im Amtslokal derselben in Klagenfurt statt.658 
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(2) Wahlkampf und Abänderung der Landtagswahlordnung 

 

Wie bereits im Vorfeld der Landtagswahlen von 1861 bildeten sich auch für die Landtags-

wahl 1867 Wahlkomitees, welche Wahlversammlungen abhielten. Das „Wahlkomitee für 

Kärnten“ veröffentlichte in der Klagenfurter Zeitung vom 20. Jänner 1867 seine Kandida-

tenliste, in der sich auch mehrere Abgeordnete des bisherigen Landtags fanden.659 Bereits 

in der Ausgabe der Klagenfurter Zeitung vom 11. Jänner 1867 wurde über diese Gruppie-

rung berichtet, wobei die Kandidaten als deutsch-liberal galten. Die Mitglieder dieses 

Wahlkomitees hätten sich auch mit der sog. Autonomistenpartei (siehe dazu unter Frakti-

onsbildung im Abgeordnetenhaus) zusammengetan.660 Die Autonomistenpartei stand dem 

Patent vom 2. Jänner 1867 kritisch gegenüber, da dieses der Meinung ihrer Vertreter in 

Fragen der konstitutionellen Idee nicht weit genug ging.661 Das „Zentral-Wahlkomitee für 

Kärnten“ empfahl für die Landtagswahlen ihre Kandidaten des Großgrundbesitzes, welche 

in der Klagenfurter Zeitung veröffentlicht wurde.662 

 

Mit Gesetz vom 10. Jänner 1867 war die Landtagswahlordnung 1861 abgeändert worden. 

In der geänderten Fassung waren alle Abgeordneten der Kurie der Städte und Orte direkt 

von allen jener nach dem besonderen Gemeindestatut oder dem ktn. Gemeindegesetz vom 

15. März 1864 zur Wahl der Gemeindevertretung der einen Wahlbezirk bildenden Städte 

und Orte berechtigten Gemeindegliedern zu wählen. Diese mussten in Gemeinden mit drei 

Wahlkörpern zum ersten und zweiten Wahlkörper gehören sowie im dritten Wahlkörper 

zumindest zehn Gulden an direkten Steuern entrichten. In Gemeinden mit weniger als drei 

Wahlkörpern hatten diese die ersten zwei Drittel aller nach der Höhe der jährlichen direk-

ten Steuern gereihten Gemeindewähler auszumachen. Diesen waren Ehrenbürger, Ehren-

mitglieder und jene Gemeindemitglieder anzureihen, welche nach der Gemeindewahlord-

nung des Landes ohne Rücksicht auf die Steuerzahlung das Wahlrecht hatten. Weiters wa-

ren in der geänderten Fassung der Landtagswahlordnung die Wahlmänner jeder Gemeinde 

durch jene nach dem Gemeindegesetz vom 15. März 1864 zu wählen, die in Gemeinden 

mit drei Wahlkörpern den ersten und zweiten Wahlkörper bildeten oder in Gemeinden mit 

weniger als drei Wahlkörpern diese die ersten zwei Drittel aller nach der Höhe der jährli-

chen direkten Steuern gereihten Gemeindewähler ausmachten. Diesen waren wiederum 
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Ehrenbürger, Ehrenmitglieder und jene Gemeindemitglieder anzureihen, welche nach der 

Gemeindewahlordnung des Landes ohne Rücksicht auf die Steuerzahlung das Wahlrecht 

hatten.663 

 

Die Einstellung zu den bevorstehenden Wahlen war überdies eine höchst unterschiedliche. 

Beispielsweise übermittelte der Landesausschuss ein Rundschreiben an die Gemeindevor-

stände der wahlberechtigen Städte und Märkte mit der Aufforderung, mittels Aufklärung 

über die Bedeutung der Wahlen für eine möglichst hohe Wahlbeteiligung zu sorgen.664 

Andererseits existierte etwa in Villach keine eigene „Wahlbewegung“. Wahlberechtigte 

wurden in der Klagenfurter Zeitung mit Aufrufen zitiert, nicht an der Wahl teilzuneh-

men.665 

 

Der Klagenfurter Bürgermeister verlautbarte in der Klagenfurter Zeitung eine besondere 

Vorgangsweise für die Wahl der Abgeordneten der Stadt Klagenfurt. Um einen zu großen 

und gleichzeitigen Andrang der Wählerschaft hintanzuhalten, sollten die Wähler mit den 

Legitimationskartennummern eins bis zweihundert von neun bis zehn Uhr, jene mit den 

Nummern zweihundert bis vierhundert von zehn bis elf Uhr sowie jene mit den Nummern 

vierhundert bis sechshundertfünfundachtzig von elf bis zwölf Uhr in namentlicher Reihen-

folge der Wählerliste zur Vornahme der Wahlhandlung aufgerufen und zugelassen werden. 

Eine etwaige engere Wahl war am selben Tag in der Zeit von vier Uhr nachmittags bis 

sechs Uhr abends geplant.666 

 

 

(3) Wahlergebnisse 

 

Die Wahl führte in der Kurie der Städte und Märkte zu den nachstehenden Ergebnissen. In 

Klagenfurt fanden sich 255 Wähler im Wahllokal ein und wählten Bürgermeister Leopold 

Nagel sowie Dr. Johann Stieger in den Landtag. In Villach wurde der Rechtsanwalt Dr. 

Josef Luggin mit 73 von 84 Stimmen gewählt. Im Wahlbezirk St. Veit entfielen die meis-

ten Stimmen auf Dr. Josef Erwein, im Wahlbezirk Völkermarkt auf Josef Nowak, im 
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Wahlbezirk Friesach auf den Werksinspektor Karl Hillinger. Im Wahlbezirk Wolfsberg 

wurde Baron Paul von Herbert einstimmig gewählt. Einstimmigkeit lag auch bei den Wah-

len der Handels- und Gewerbekammer vor. Gewählt wurden Leodegar Canaval, Gabriel 

Jessernig sowie Leopold Ritter von Moro. Das Wahlresultat der Landgemeinde Wolfsberg 

beinhaltete auch die Ausgabe der Klagenfurter Zeitung vom 1. Februar 1867. Zu Abgeord-

neten gewählt wurden Josef Ottitsch und den Handelsmann Alois Offner.667 

 

Die Wahl der Kurie des Großgrundbesitzes führte zum Ergebnis, dass alle vom „Zentral-

Wahlkomitee“ für Kärnten vorgeschlagenen Wahlwerber zu Abgeordneten gewählt wur-

den: Anton Graf von Goëß (Gutsbesitzer), Georg Graf Thurn-Valsassina (Gutsbesitzer), 

Adolf Ritter von Tschabuschnigg, Dr. Johann Burger, Karl Stockert (Gutsbesitzer), Dr. 

Ernst Edelmann (Gutsbesitzer), Josef von Hueber, Karl Baron von Knobloch (Gutsbesit-

zer), Oswald Nischelwitzer und Dr. Viktor von Rainer (Fabriksbesitzer). Im Wahlbezirk 

Spittal (Kurie der Städte und Märkte) wählte man den Apotheker Alexander Ebner, für 

welchen auch ein Wahlvorschlag des Zentral-Komitees vorlag.668 In Klagenfurt (Landge-

meinde) erschienen 111 von 114 Wahlberechtigten und wählten Gustav von Rosthorn so-

wie Josef Mayer (Gewerksbesitzer) in den Landtag. Im Wahlbezirk St. Veit (Landgemein-

de) entfielen die meisten Stimmen auf Alois Gironcoli sowie Albrecht Erlacher. Im Wahl-

bezirk Völkermarkt (Landgemeinde) fiel die Wahl auf Albert Pucher und Dr. Hermann 

Mertlitsch. In der Landgemeinde Villach dürfte nach Berichten der Klagenfurter Zeitung 

ein heißer Wahlkampf stattgefunden haben. Von 66 Wahlmännerstimmen war nur eine 

ungültig, da die Stimmabgabe schriftlich erfolgt war. Gewählt wurden letztendlich Josef 

Götz (Güteradministrator) und Franz Holenia (Gewerksbesitzer). Die Klagenfurter Zeitung 

nennt diesbezüglich einen Kompromiss, da somit eine Stimmenzersplitterung der Deut-

schen hintangehalten werden konnte.669 Ambros Wernisch (Gewerksbesitzer) und Anton 

Fröschl (Fabriksbesitzer), welche nicht vom Zentralkomitee unterstützt wurden, gingen im 

Wahlbezirk Hermagor (Landgemeinde) überraschend als Wahlsieger hervor. Die meisten 

Stimmen im Wahlbezirk Spittal (Landgemeinde) bekamen Josef Lax und den Kaufmann 

Johann Grebmer, welche beide vom Zentralkomitee unterstützt worden waren.670 Der 

Wahlbezirk von Hermagor (Kurie der Städte und Märkte) wählte den evangelischen Pfar-

rer Karl Bauer. Der Meinung der Klagenfurter Zeitung zufolge fielen die Wahlen der Kurie 
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der Städte und Märkte „liberal“ und „deutsch“ aus.671 Das „Wahlkomitee für Kärnten“, 

deren Kandidaten fast ausnahmslos gewählt wurden, bedankte sich über eine Aussendung 

in der Klagenfurter Zeitung bei den Wählern.672 

 

 

(4) Landtagskonstituierung und Wahlrechtsänderung 

 

Die erste Sitzung im neu gewählten Kärntner Landtag fand am 18. Februar 1867 statt.673 

Betreffend die Wahl der Landesausschussmitglieder sprach die Klagenfurter Zeitung von 

einer ersten (vorübergehenden) Parteienformierung im Kärntner Landtag, wobei in zwei 

Fraktionen, die „Linke“ und die „Rechte“ eingeteilt wurde. Die „Linke“ trat für eine Wahl 

nach der bereits 1861 praktizierten Vorgangsweise, entgegen jener der ktn. LT-WO, ein. 

Die „Rechte“ hingegen trat für die Wahl nach der geänderten. Landtagswahlordnung ein. 

Letztendlich setzte sich die „Linke“ durch. Leopold Nagel (gesamter Landtag) wurde in 

der zweiten Sitzung am 22. Februar 1867 gewählt674, die weiteren Ausschussmitglieder 

Alois Gironcoli (Landgemeinden), Dr. Johann Burger (Handels- und Gewerbekammer 

sowie Städte und Märkte) und Paul von Hueber in der dritten Sitzung desselben Tages.675 

Die Wahl der Ersatzmänner Gabriel Jessernig (gesamter Landtag), Albert Pucher (Land-

gemeinden), Dr. Viktor von Rainer (Handels- und Gewerbekammer sowie Kurie der Städte 

und Märkte) und Dr. Ernst Edelmann (Kurie des Großgrundbesitzes) erfolgte in der 4. Sit-

zung am 23. Februar 1867. Gegenstand derselben Sitzung war auch die Wahl der Mitglie-

der des Reichsrates. Die Wahl entfiel auf Adolf Ritter von Tschabuschnigg (Kurie des 

Großgrundbesitzes), Baron Paul von Herbert sowie Gabriel Jessernig im zweiten Wahl-

gang (Handels- und Gewerbekammer sowie Kurie der Städte und Märkte) und Dr. Her-

mann Mertlitsch sowie Josef Lax (Kurie der Landgemeinden).676 

 

Eine weitere Änderung der Landtagswahlordnung kam mit dem Gesetz vom 20. Februar 

1867. Über Antrag des Kärntner Landtags änderte Kaiser Franz Joseph § 53 LT-WO 1861. 

Demnach konnten Anträge auf Änderung der Bestimmungen der Landtagswahlordnung 

auch während der Dauer der zweiten Landtags-Periode durch absolute Stimmenmehrheit 

                                                           
671 Ebda, 2.2.1867, Nr. 28, 4. 
672 Ebda, 15.2.1867, Nr. 38, 4. 
673 Ebda, 19.2.1867, Nr. 41, 1f. 
674 Ebda, 22.2.1867, Nr. 44, 2f. 
675 Ebda, 23.2.1867, Nr. 45, 2f. 
676 Ebda, 24.2.1867, Nr. 46, 1f. 
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des nach § 38 Landesordnung 1861 überhaupt beschlussfähigen Landtags beschlossen 

werden. Nach Ablauf der zweiten Landtagsperiode war zu einem derartigen Beschluss des 

Landtags die Anwesenheit von mindestens dreiviertel aller Mitglieder sowie die Zustim-

mung von zumindest zwei Dritteln der Anwesenden notwendig.677 

 

Das Gesetz vom 13. Jänner 1869 brachte Änderungen der Landtagswahlordnung bezüglich 

des Ausschlusses vom Wahlrecht und der Wählbarkeit zum Landtage. Dadurch trat § 17 

LT-WO 1861 außer Kraft, sodass der Ausschluss vom Wahlrecht und der Wählbarkeit zum 

Landtag künftig auch in Anbetracht der Folgen früherer strafgerichtlicher Erkenntnisse 

nach einer neuen Regelung beurteilt werden sollte. Vom Wahlrecht und der Wählbarkeit 

zum Landtag ausgeschlossen waren nunmehr diejenigen Personen, die wegen eines Ver-

brechens oder der Übertretung des Diebstahls, der Veruntreuung, der Teilnahme daran 

oder des Betruges zu einer Strafe verurteilt worden waren. Hinsichtlich der Dauer dieser 

Verurteilungsfolge wurde zwischen den Verbrechen in § 6 Ziffer 1 bis 10 des Gesetzes 

vom 15. November 1867 und anderen Verbrechen differenziert. Bei Ersteren endete die 

Ausschlussfolge mit dem Ende der Strafe, ansonsten nach Ablauf von zehn Jahren. Wenn 

der Schuldige zu einer mindestens fünfjährigen Strafe verurteilt wurde, war die Aus-

schlussfolge mit dem Ablauf von fünf Jahren getilgt. Bei den oben zunächst angeführten 

Übertretungen war die Ausschlussfolge mit dem Ablauf von drei Jahren nach dem Ende 

der Strafe beendet. Personen, über deren Vermögen der Konkurs eröffnet oder das Aus-

gleichsverfahren eingeleitet wurde, waren während der Dauer des Konkurs- oder Aus-

gleichsverfahrens als Landtagsabgeordnete nicht wählbar.678 

 

 

c) 1870 

(1) Landtagsauflösung 

 

Der Kärntner Landtag sollte nicht für die gesamte Dauer der zweiten Wahlperiode beste-

hen bleiben. Kaiser Franz Joseph löste mit Patent vom 21. Mai 1870 den Landtag auf und 

schrieb zugleich Neuwahlen aus. Aufgelöst wurden damals sämtliche Landtage der cisleit-

                                                           
677 Gesetz vom 20. Februar 1867, wirksam für das Herzogtum Kärnten, wodurch § 53 der Landtagswahlord-
nung abgeändert wird, LGBl. Nr. 11/1867. 
678 Gesetz vom 13. Jänner 1869, gültig für das Herzogtum Kärnten, wodurch die Bestimmungen der Land-
tagswahlordnung für Kärnten über die Ausschließung von dem Wahlrechte und der Wählbarkeit zum Land-
tage abgeändert werden, LGBl. Nr. 4/1869. 
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hanischen Reichshälfte mit Ausnahme des böhmischen679 sowie auch das Abgeordneten-

haus des Reichsrates.680 Die Klagenfurter Zeitung vom 2. Juni 1870 entiehlt die Wahlver-

lautbarung sowie die Wählerliste der Kurie des Großgrundbesitzes681, basierend auf einem 

Schreiben des Landespräsidenten Freiherrn von Kübeck.682 Die Landgemeinden sollten am 

27. Juni 1870 wählen, die Kurie der Städte und Märkte sowie die Handels- und Gewerbe-

kammer jeweils am 30. Juni 1870. Die Wahl der Kurie des Großgrundbesitzes war für den 

2. Juli 1870 im Landhaus in Klagenfurt vorgesehen.683 

 

 

(2) Wahlkampf und Wahlergebnisse 

 

Mit Kundmachung der Wahl war der Wahlkampf eröffnet. Nun traten unterschiedlichste 

Gruppierungen als Wahlkomitees auf, welche ihre politischen Botschaften über die Kla-

genfurter Zeitung zu verbreiten versuchten. Diese fungierte insofern als Wahlzeitung. Es 

formierten sich etwa der Glantaler-Demokraten-Verein als „fortschrittliches Wahlkomitee 

für ganz Kärnten“684 oder der Volksverein des Kärntner Oberlandes.685 Sogar aus anderen 

Kronländern gingen Wahlkampfaktionen aus. So formulierte auch das Zentralkomitee der 

deutschen Fortschrittspartei in Niederösterreich Aufrufe an die Wahlberechtigten.686 Die 

Durchführung der Wahlen entsprach im Wahlbezirk Völkermarkt häufig nicht den Vorga-

ben der ktn. LT-WO. So war etwa in mehreren Gemeinden nur der Tag der Wahl, aber 

nicht die Wählerliste verlautbart oder trotz Untersagung die Wahl durch Wahlbevollmäch-

tigte vorgenommen worden. Mangels nachweislichem Einfluss dadurch auf das Wahler-

gebnis war die Wahl gültig zustande gekommen.687 

  

                                                           
679 Kaiserliches Patent vom 21. Mai 1870 betreffend die Auflösung der Landtage von Dalmatien, Galizien 
und Lodomerien mit Krakau, Österreich unter und ob der Enns, Salzburg, Steiermark, Kärnten, Krain, Bu-
kowina, Mähren, Schlesien, Tirol, Vorarlberg, Istrien, Görz und Gradiska, dann des Stadtrathes von Triest 
und die Einleitung von Neuwahlen, RGBl. Nr. 75/1870. 
680 Kaiserliches Patent vom 21. Mai 1870 betreffend die Auflösung des Hauses der Abgeordneten des Reichs-
rathes und die Vornahme von Neuwahlen, RGBl. Nr. 74/1870. 
681 KLAGENFURTER ZEITUNG, 2.6.1870, Nr. 124, 5ff. 
682 KLA, Landesregierung Präsidium 1870, Schachtel 94, Fasz. 13-1 Zl, 534. 
683 KLAGENFURTER ZEITUNG, 2.6.1870, Nr. 124, 5. 
684 Ebda, 10.6.1870, Nr. 130, 1f. 
685 Ebda, 16.6.1870, Nr. 135, 4. 
686 Ebda, 11.6.1870, Nr. 131, 1f. 
687 Stenographische Protokolle des kärntnerischen Landtags, III. Periode, 1. Session, 1. Sitzung am 20. Au-
gust 1870, 2f. 
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ABBILDUNG 13: DAS HERZOGTHUM KÄRNTEN (CA. 1870), 
ENTWORFEN UND AUF STEIN GEZEICHNET VON J. J. PAULINY

688 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

d) 1871 

(1) Landtagsauflösung 

 

Lange sollte auch diesmal der Kärntner Landtag nicht in dieser Zusammensetzung beste-

hen bleiben. Kaiser Franz Joseph löste wie bereits ein Jahr zuvor, diesmal mit Patent vom 

10. August 1871, das Abgeordnetenhaus des Reichsrates689 und die Landtage von Öster-

reich unter und ob der Enns, Salzburg, Steiermark, Kärnten, Mähren, Schlesien und Tirol 

auf.690 Nach der veröffentlichten Wählerliste des Großgrundbesitzes erhöhten sich die 

Wahlberechtigten auf 108.691 

 

  

                                                           
688 Aus der Universitätsbibliothek Klagenfurt, Signatur: AC00558655 
689 Kaiserliches Patent vom 10. August 1871 betreffend die Auflösung des Hauses der Abgeordneten des 
Reichsrathes und die Vornahme von Neuwahlen, RGBl. Nr. 92/1871. 
690 Kaiserliches Patent vom 10. August 1871 betreffend die Auflösung der Landtage von Österreich unter und 
ob der Enns, Salzburg, Steiermark, Kärnten, Mähren, Schlesien und Tirol, RGBl. Nr. 93/1871. 
691 KLAGENFURTER ZEITUNG, 6.9.1871, Nr. 204, 5f. 
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(2) Streit um Verfassungs- und Landesordnungsreform 

 

Die niedrige Beteiligung der wahlberechtigten Bevölkerung an den Landtagswahlen kam 

offensichtlich unerwartet. Sofern es überhaupt zu Verstößen gegen die Landtagswahlord-

nung kam, war vereinzelten Protesten kein Erfolg beschieden.692 Auslöser der Wahlen zum 

Landtag von 1871 war der Streit um eine Reform der Verfassung im Abgeordnetenhaus 

des Reichsrates, welcher in Neuwahlen mündete und auch nach Kärnten überschwappte. 

Es kam zu einer Konfrontation zwischen der Verfassungspartei, welche sich für einen zent-

ralistischen Staatsaufbau einsetzte, sowie der Ausgleichspartei, die ein Mehr an Autonomie 

der Kronländer forderte.693 

 

In dieser Auseinandersetzung wurde der Gesetzesentwurf der Regierung Hohenwart samt 

Materialien veröffentlicht.694 Dieser Gesetzesentwurf bestand aus dem Abänderungsgesetz 

der §§ 3, 12 und 38 der Landesordnung für das Herzogtum Kärnten vom 26. Februar 1861, 

dem Abänderungsgesetz des Anhangs zur Landesordnung für das Herzogtum Kärnten vom 

26. Februar 1861 sowie einer geänderten ktn. Landtagswahlordnung 1861. Die Abände-

rungsgesetze bedurften der Zustimmung des Kärntner Landtags, die Abänderung des An-

hangs zur Landesordnung zusätzlich der Genehmigung beider Kammern des Reichsrates. 

 

 

(a) Änderung der Landesordnung 

 

Nach dem abzuändernden § 3 ktn. Landesordnung 1861 sollte der Landtag weiterhin aus 

37 Mitgliedern bestehen, die sich wie folgt in Kurien einteilen ließen: Sitz und Stimme im 

Landtag hatte weiterhin der Fürstbischof von Gurk, der Rest entfiel auf 36 gewählte Abge-

ordnete, nämlich zehn Mandatare des Großgrundbesitzes, drei Abgeordnete der Großin-

dustrie, neun Abgeordnete der durch die Wahlordnung bezeichneten Städte und Orte sowie 

vierzehn Abgeordnete der übrigen Kärntner Landgemeinden. Der abgeänderte § 12 ktn. 

Landesordnung 1861 bestimmte die Landesausschussbeisitzer nach Kurien derart, dass 

jede der vier Wählerklassen ein Mitglied des Landesausschusses zu wählen hatte. Ein wei-

teres Mitglied wählte der gesamte Landtag aus seiner Mitte mit absoluter Mehrheit. Sofern 

                                                           
692 Stenographische Protokolle des kärntnerischen Landtags, IV. Periode, 1. Session, 1. Sitzung am 14. Sep-
tember 1871, 2. 
693 KLAGENFURTER ZEITUNG, 27.8.1871, Nr. 196, 1f. 
694 Das Folgende nach KLA, Landesregierung Präsidium 1871, Schachtel 98, Fasz. 13-2 Zl, 912. 
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ein solches Mehrheitsverhältnis weder im ersten, noch im zweiten Wahlgang zustande 

kam, war eine engere Wahl zwischen den zwei Personen mit den meisten Stimmen im 

zweiten Wahlgang vorgesehen. Bei Stimmengleichheit sollte das Los entscheiden. § 38 der 

Landesordnung 1861 nannte in seiner abgeänderten Fassung die Beschlussfassungserfor-

dernisse. Demnach war die Anwesenheit von mehr als der Hälfte der Landtagsmitglieder 

(Präsenzquorum) sowie zur Gültigkeit des Beschlusses die absolute Stimmenmehrheit der 

Anwesenden erforderlich. Stimmengleichheit sollte bewirken, dass der in Beratung gezo-

gene Antrag als verworfen anzusehen war. Änderungen der Landesordnung erforderten die 

Zustimmung von zumindest zwei Dritteln der gesamten Landtagsabgeordneten. 

 

 

(b) Änderung des Anhangs zur Kärntner Landesord-

nung 

 

Der abzuändernde Anhang zur ktn. Landesordnung 1861 betraf die Verteilung der fünf 

vom Landtag in das Abgeordnetenhaus des Reichsrates zu entsendenden Abgeordnenten 

(auf die einzelnen Landtagskurien „Gebiete, Städte und Körperschaften“). Demnach hatte 

der Landtag wie folgt zu wählen: jeweils ein Mitglied aus der Kurie des Großgrundbesit-

zes, aus den drei Abgeordneten der Großindustrie und den drei Abgeordneten der Städte 

Klagenfurt und Villach, aus den sechs Abgeordneten der (zusammengesetzten) Wahlbezir-

ke St. Veit und Feldkirchen; Friesach, Althofen, Straßburg und Hüttenberg; Völkermarkt, 

Bleiburg, Kappel, und Ferlach; Wolfsberg, St. Andrä, St. Leonhard, St. Paul und Unter-

drauburg; Spittal, Gmünd, Greifenburg, Oberdrauburg und Obervellach; Hermagor, Tarvis, 

Malborghet, Bleiberg und Kreuth (§ 4 Ziffer 3 bis 8 LT-WO im Entwurf 1871); aus den 

acht Abgeordneten der (zusammengesetzten) Wahlbezirke Klagenfurt (Umgebung), St. 

Veit und Eberstein; Friesach, Althofen und Gurk; Völkermarkt und Eberndorf; Bleiburg 

und Kappel; Wolfsberg; St. Paul und St. Leonhard; Ferlach und Rosegg (§ 7 Ziffer 1 und 3 

bis 9 LT-WO im Entwurf 1871); sowie aus den sechs Abgeordneten der (zusammengesetz-

ten) Wahlbezirke Feldkirchen; Villach; Arnoldstein, Tarvis und Hermagor; Greifenburg 

und Kötschach; Spittal, Millstatt und Paternion; Gmünd, Obervellach und Winklern (§ 7 

Ziffer 2 sowie 10 bis 14 LT-WO im Entwurf 1871). Künftige Änderungen in der Feststel-

lung der Wählerkurien („Gebiete, Städte und Körperschaften“) sowie in der Verteilung der 

zu wählenden Abgeordneten unter die einzelnen Wählerkurien sollten über Antrag des 

Landtags durch ein Reichsgesetz möglich sein. 
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(c) Motive 

 

Die in Druck vorliegenden Motive zu diesem Gesetzesentwurf betonten zunächst, dass 

dabei am Prinzip der Interessensvertretung, wie schon in den Landesordnungen und Land-

tagswahlordnung von 1850, dann in den Landesverfassungen von 1861 enthalten, festge-

halten wurde. 

 

 

(i) Kurie der Großgrundbesitzer 

 

In der Wählerklasse des Großgrundbesitzes wurde in Kärnten vom Erfordernis der landtäf-

lichen Eigenschaft abgesehen. Dieses Erfordernis wäre dort nicht mehr haltbar, da dieselbe 

in Kärnten nicht den großen Grundbesitz, seine historische Bedeutung sowie seine Wich-

tigkeit für das wirtschaftliche Leben kennzeichnete. Demnach könne nur der große und 

nicht der landtäfliche Besitz eine eigene Wählerklasse, geknüpft an eine entsprechende 

Steuerleistung, bilden. Als Maßstab diene hierbei die Grundsteuer, da dieselbe der einzig 

richtige Maßstab für die Beurteilung eines Grundbesitzes wäre. 

 

 

(ii) Kurie der Handels- und Gewerbekammer 

 

Die Abgeordneten der Handels- und Gewerbekammern sollten durch jene der Großindust-

rie ersetzt werden, da gegen das Wahlrecht der Handels- und Gewerbekammern viele Ein-

wendungen vorlagen. Die Rede war von getrübtem Vertrauen und nationalen Spaltungen 

bei den Handelskammerwahlen. Demensprechend sollte nunmehr das Prinzip der direkten 

Wahl in sämtlichen Wählerklassen verwirklicht werden. Die größeren Industriellen, er-

kennbar an der in den einzelnen Ländern zu erbringenden Steuerleistung, könnten dann 

selbst zur Wahlurne schreiten. Die kleineren Industriellen, welchen niemals ein so ausge-

dehntes Wahlrecht eingeräumt werden vermag, wählten ohnedies in den Städten und Märk-

ten bzw. Landgemeinden. 
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(iii) Kurien der Städte und Landgemeinden 

 

Beweggrund zur Reform der Wählerklasse der Städte und Landgemeinden war, die Vertre-

tung der beiden Wählerklassen an die Bevölkerungszahlen und die Steuerzahlung anzupas-

sen. Diese Komponenten sollten in ein richtigeres Verhältnis gebracht werden, zumal bis-

lang die städtische Bevölkerung gegenüber der zahlenmäßig überlegenen Landbevölkerung 

auffallend begünstigt wurde. Im Ergebnis erhöhte der Gesetzesentwurf für die Landge-

meinden die Zahl der Abgeordneten, wenn auch nur mäßig. Ein weiteres Anliegen der ge-

planten Reform betraf das Vorhaben, in Ländern mit verschiedenen Nationalitäten eine 

entsprechende Bildung der Wahlbezirke vorzunehmen und dadurch Nationalitätenkonflikte 

hintanzuhalten. 

 

Nicht zuletzt bestand die Abänderung der Landtagswahlordnung 1861 in der Erweiterung 

des Landtagswahlrechts sowie in der Einführung einer direkten Wahl in allen Wählerklas-

sen. Das indirekte Wahlverfahren der Landgemeinden durch Wahlmänner sollte damit be-

seitigt werden. Betont wurde, dass nur eine direkte Wahl dem konstitutionellen Prinzip 

entspräche, wie es bereits die Reichsverfassung 1849 und die damaligen Landesverfassun-

gen propagierten. Die Erweiterung des Wahlrechts bestand in der weitest möglichen Sen-

kung des Zensus. Im Übrigen wurde das Landtagswahlrecht unabhängig vom Gemeinde-

wahlrecht, dessen Ungleichbehandlung der Bevölkerung in punkto Steuer- und Besitzver-

hältnissen für das Landtagswahlrecht als nicht gerechtfertigt wäre. 

 

 

(iv) Ablehnung eines Frauenwahlrechts 

 

Ein Frauenwahlrecht konnte den Motiven nach nicht in Aussicht genommen werden. Als 

Argument dafür diente, dass auch das in Fragen des Konstitutionalismus mehr fortschriftli-

che England die Wahlberechtigung der Frauen nicht vorsah. Ein Wahlrecht von juristi-

schen Personen kam nur den Aktiengesellschaften und Kommanditgesellschaften auf Ak-

tien zu. Für den Fall, dass die geleistete Steuer dem Zensus entsprach, waren offene Han-

delsgesellschafter und persönlich haftende Gesellschafter der Kommanditgesellschaften 

sowohl wahlberechtigt als auch wählbar. Beibehalten wurde der Grundsatz, dass das Wahl-

recht nur in einer Wählerklasse ausgeübt werden konnte. 
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(v) Stellvertretung, Wählerlisten, Stimmabga-

be, Beschlussfähigkeit, Vertretung in Wien 

 

Die Ausübung des Wahlrechts durch Bevollmächtige war nach dem Gesetzesentwurf nur 

in den Wählerklassen des Großgrundbesitzes und der Großindustrie möglich. Das Wahl-

recht von aktiven Militärangehörigen, ausgenommen u.a. Militärbeamte, dauernd Beur-

laubte oder zur Reserve gehörende Personen, konnte nur durch Bevollmächtigte, eben aus-

schließlich in den genannten Kurien, ausgeübt werden. Von der Wählbarkeit waren aktive 

Militärangehörige, ausgenommen die bereits angeführten Personen, generell ausgenom-

men. 

 

Abgeändert wurden ferner die Bestimmungen betreffend die Veröffentlichung von Wähler-

listen und die Einräumung von Reklamationsfristen dazu, um die Wahldurchführung zu 

erleichtern. Als Begründung führen die Motive an, dass die Erfahrung gelehrt habe, dass 

für Prüfung und Bestätigung der Wählerlisten in der bisherigen Art und Weise die Zeit 

fehle. Die Wählerlisten der Städte und Landgemeinden sollten nunmehr in der Gemeinde 

selbst aufgelegt werden, wobei für Städte und Landgemeinden unterschiedliche Reklama-

tionsfristen vorgesehen waren. 

 

Wichtige Änderungen betrafen außerdem die nunmehrige Festsetzung der schriftlichen 

Stimmabgabe, die Schaffung von einheitlichen Bestimmungen zur Bildung von Wahl-

kommissionen in den einzelnen Wählerklassen, die Ermöglichung einer möglichst unzwei-

felhaften Beurteilung der Abstimmungsresultate, Vornahme von Amtshandlungen des 

Landeschefs durch Delegierte in Städten mit eigenem Statut, Zuweisung der Auslagen für 

die Landtagswahlen an die Länder sowie die Verpflichtung der Gemeinden zur unentgeltli-

chen Beistellung von Wahlräumlichkeiten. 

 

Beschlüsse des Landtags über eine Änderung der Landesordnung und der Landtagswahl-

ordnung sollten nunmehr nach einem verschärften Konsensquorum, aber nach einem er-

leichterten Präsenzquorum möglich sein. Das strengere Konsensquorum erfordere nach den 

Motiven eine gewisse reifliche Überlegung, welche sich von einfachen Landtagsbeschlüs-

sen unterscheide. Durch die Senkung des Präsenzquorums intendierte man, dass durch das 
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Fehlen einzelner weniger Abgeordneter nicht der Landtag in derartigen Fragen handlungs-

unfähig sein sollte. 

 

 

(vi) Delegierte zum Reichsrat 

 

Die Änderung des Anhangs zur Landesordnung betraf zwei Punkte, einerseits die Weglas-

sung der nach § 4 des Grundgesetzes über die Reichsvertretung dem Herrenhaus des 

Reichsrats angehörigen Virilstimmen aus der Reihe jener Landtagsmitglieder, aus welchen 

der Landtag die in den Reichsrat zu entsendenden Mitglieder wählte, andererseits die Re-

duktion auf einen Reichsratsabgeordneten pro Kurie. Der erste Punkt würde sich nach den 

Motiven von selbst verstehen, den zweiten rechtfertige das Prinzip der Interessenvertre-

tung. Für den Ausnahmefall bildeten die Reichsratswahlgruppen die Wahlgebiete unmit-

telbarer Wahlen. 

 

Für Kärnten waren nunmehr fünf Reichsratswahlgruppen, nämlich Großgrundbesitz, Groß-

industrie mit den Städten Klagenfurt und Villach (§ 4 Ziffer 1 und 2 ktn. LT-WO im Ent-

wurf 1871), Städte und Orte sowie Landgemeinden, vorgesehen. Grundsätzlich wurde je-

weils ein Reichsratsabgeordneter gewählt, die Landgemeinden wählten zwei. Die Städte 

und Orte bezogen sich auf die in § 4 Ziffer 3 bis 8 ktn. LT-WO im Entwurf 1871 genann-

ten Städte und Orte. Bezüglich der Landgemeinden wurde auf § 7 ktn. LT-WO im Entwurf 

1871 verwiesen. Ein Abgeordneter entfiel auf die in § 7 Ziffer 1 und 3 bis 9 ktn. LT-WO 

im Entwurf 1871 genannten Gerichtsbezirke, ein weiterer auf die in Ziffer 2 sowie 10 bis 

14 genannten.  
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VIII. Der politische Status der slowenischen Volksgruppe in Kärnten 
 

Kärnten bildet ein zweisprachiges Gebiet, welches von Deutschen und Slowenen besiedelt 

wurde.695 Im Jahr 1846 betrug in Kärnten der Anteil der slowenischsprachigen Bevölke-

rung knapp 30 Prozent. Die Revolution von 1848 befeuerte allmählich das Nationalbe-

wusstsein der slowenischsprachigen Bevölkerung Kärntens.696 In Graz kam es zur Grün-

dung der national-slowenischen Vereinigung „Slovenija“.697 

 

Innerhalb der slowenischen Bevölkerung der Habsburgermonarchie unterschieden sich die 

Vorstellungen von nationalen Programmen. In erster Linie forderten die Kärntner Slowe-

nen im Revolutionsjahr die Gleichstellung ihrer Muttersprache mit Deutsch als Unter-

richts- und Amtssprache.698 In der sog. „deutschen Frage“, wie sie in der Frankfurter Nati-

onalversammlung debattiert wurde, lehnten die Kärntner Slowenen, entgegen den deutsch-

sprachigen Kärntner Abgeordneten in Frankfurt, eine sog. „großdeutsche Lösung“ ab, da 

ihre Interessen im habsburgischen Vielvölkerstaat mehr Berücksichtigung finden wür-

den.699 Zu einem Wahlboykott in Kärnten riefen aber vereinzelt nur slowenische Geistliche 

auf.700 Als Ersatzmandatar im Wahlbezirk Klagenfurt bei den Wahlen zur Frankfurter Na-

tionalversammlung wurde mit Jakob Scheließnig ein gebürtiger Slowene gewählt.701 

 

Die Forderung nach einem vereinten Slowenien, also einem Zusammenschluss der Slowe-

nen Kärntens, der Steiermark, Krains, des Küstenlandes sowie Venetiens und Ungarns702, 

ging nicht von den Kärntner Slowenen aus und traf bei diesen auch auf keine positive Re-

sonanz.703 Zur Schaffung des vereinten Sloweniens innerhalb der Habsburgermonarchie 

sollten die Grenzen der bestehenden Kronländer völlig negiert werden, die slowenische 

Sprache darin zur Amtssprache erhoben werden.704 
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Derartigen nationalen Bestrebungen war in Kärnten ohnedies keine Aussicht auf Erfolg 

beschieden. Zwar diskutierte der Kärntner Landtag, dem auch slowenische Mandatare an-

gehörten705, am 17. August 1848, ausgelöst durch entsprechende Debatten im Reichstag, 

eine Neuschaffung nationaler Verwaltungsgebiete anstatt der bestehenden Länderstruktur. 

Eine mögliche Teilung Kärntens sollte aber verhindert werden. Deshalb sprachen sich die 

Landtagsabgeordneten am Ende geschlossen für die Einstimmigkeit der in Kärnten leben-

den Deutsch- und Slowenischsprachigen aus. In der vom Kärntner Landtag entworfenen 

Landesverfassung wurde die Unteilbarkeit Kärntens betont.706 

 

Selbst in den Siedlungsgebieten, in denen die Slowenen die Mehrheit der Bevölkerung 

stellten, zählten sie nicht zu den sozial gehobeneren Schichten. Adel und Bürgertum waren 

(zumindest überwiegend) deutschsprachig.707 Nicht zuletzt aufgrund den nicht nach natio-

nalen Gesichtspunkten durchgeführten Landtagswahlen708, fehlte es den Kärntner Slowe-

nen an wirklichen Möglichkeiten einer politischen Einflussnahme, um ihre Anliegen 

durchsetzen zu können. Auch von den deutschsprachigen Kärntnern kam wenig Beachtung 

für die nationalen Interessen ihrer slowenischen Landsleute. Kärnten wurde seit 1825 zur 

Gänze von Laibach, der Hauptstadt der großteils slowenisch bevölkerten Krain, aus ver-

waltet, sodass man sich auf Seite der deutschsprachigen Mehrheit vordringlich um die Un-

abhängigkeit des Landes bemühte.709 1849 erhielt Kärnten seine administrative Selbstän-

digkeit zurück.710 

 

Die Anzahl der Slowenen im gewählten Kärntner Landtag von 1848 ist nicht feststellbar. 

Aufgrund der Vorgaben der Wahlordnung und der sozialen Bevölkerungsstruktur konnten 

Slowenen, etwa Bauern, noch am ehesten über die vierte Kurie gewählt werden. Allerdings 

befanden sich von den 28 Wahlbezirken nur zehn im slowenischen Siedlungsgebiet, von 

denen keiner ausschließlich slowenisch war. Eine slowenische Mehrheit wiesen die Wahl-

bezirke, Bleiburg, Eisenkappel, Kirschentheuer und Völkermarkt auf. Zahlenmäßig stärke-

re deutsche Minderheiten gab es in den Wahlbezirken Arnoldstein, Griffen, Lavamünd, 

Moosburg, Rosegg und Viktring.711 Die ethnische Gruppe der Slowenen wurde aber als 
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bleibender Verdienst der Revolution unter dieser Bezeichnung erstmals amtlich aner-

kannt712, bevor der Neoabsolutismus den slowenischen Nationalismus von der politischen 

auf die kulturelle Bühne verlagerte.713 

 

In der Zeit des Neoabsolutismus beabsichtigte der Kärntner Statthalter Schloißnigg, der 

selbst familiäre Wurzeln in Krain hatte, eine zweisprachige Verwaltung aufzubauen. Zwar 

erschien in den 1850er Jahren das Kärntner Landesgesetzblatt auch in slowenischer Spra-

che, blieb aber mangels Kenntnis der slowenischen Schriftsprache weitgehend unbedeu-

tend.714 

 

Schon der Verfassungsausschuss des Reichstages hielt eine Gliederung Kärntens nach Na-

tionalitäten für unmöglich.715 Für die nächsten Landtagswahlen 1861 verbesserte sich die 

Situation für die Kärntner Slowenen nicht. Die Wahlkreiseinteilung hatte die Verwaltungs-

struktur des Landes von 1849 zum Vorbild, wonach in Kärnten sieben Bezirkshauptmann-

schaften bestanden, die sich wiederum in Gerichtsbezirke untergliederten. Sechs der sieben 

politischen Bezirke (ausgenommen Spittal) umfassten slowenische Siedlungsgebiete. Le-

diglich der Wahl- und politische Bezirk Völkermarkt umfasste ausschließlich slowenische 

Gerichtsbezirke. Die politischen Bezirke St. Veit und Wolfsberg waren überwiegend 

deutschsprachig, ansonsten lagen sprachlich gemischte politische Bezirke vor.716  

 

Als Hochburg der slowenischen Wählerschaft lässt sich der politische Bezirk Völkermarkt 

bezeichnen.717 Die Gestaltung des Wahlmodus führte dazu, dass in der ersten Gesetzge-

bungsperiode des Kärntner Landtags nur zwei slowenische Abgeordnete vertreten waren, 

Andreas Einspieler und Dr. Mathias Rulitz. Letzterer gehörte bereits dem Kärntner Land-

tag von 1848 an.718 Anhand der Wahlergebnisse der weiteren Kärntner Landtagswahlen ist 

ersichtlich, dass nur wenige slowenische Abgeordnete, gewählt über die Kurie der Land-

gemeinden, dem Kärntner Landtag angehörten.719 Beispielhaft sei hier der Völkermarkter 

                                                           
712 PLETERSKI, Slowenen, 805, 
713 BOGATAJ, Die Kärntner Slowenen, 77. 
714 WADL, Nationalismen, 21. 
715 WADL, Kärnten 1848, 558. 
716 MELIK, Wahlen, 94. 
717 FILIPIČ, Parteien und Organisationen, 67. 
718 UNKART, Sprachenfrage, 565. 
719 MELIK, Wahlen, 426ff. 



 

164 
  

Notar Dr. Hermann Mertlitsch genannt, der 1867 aus der Kurie der Landgemeinden in das 

Abgeordnetenhaus des Reichsrats gewählt wurde.720 

 

Bis zur „Dezemberverfassung 1867“ war es den Slowenen nicht möglich, sich zur Verfol-

gung ihrer Interessen in politischen Vereinen zu organisieren.721 Spätestens in der Regie-

rungsära Taaffe (1879-1893) begannen die Kärntner Slowenen damit, sich stärker in natio-

nalen Vereinen zu formieren.722 Etwa wurde 1890 von Kärntner Slowenen der „Katholi-

sche politische und wirtschaftliche Verein für die Slowenen in Kärnten“ gegründet.723 

 

Auf die Hürden der Landtagswahlordnung (dazu unter V.) sind die mäßigen Wahlerfolge 

slowenischsprachiger Wahlwerber zurückzuführen.724 Bis zum Ende der Habsburgermo-

narchie 1918 sollte die politische Stellung der Slowenen nicht aufgewertet werden.725 
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IX. Schlussbemerkungen und Ausblick auf die Entwicklung bis 

1918 
 

Die Habsburgermonarchie erfuhr, beginnend mit dem Untersuchungszeitraum 1848, eine 

tiefgreifende staatsrechtliche Veränderung. Im Revolutionsjahr kam es zu einer Vielzahl 

von Wahlen zu unterschiedlichen parlamentarischen Versammlungen.726 In den Ländern, 

so auch in Kärnten, wurden 1848 erstmals gewählte Landtage eingesetzt.727 Bei den Land-

tagen handelte es sich aber ebenso wenig um Landesparlamente wie die Länder keine Trä-

ger eigener Staatsgewalt im Sinne einer föderalen Staatsstruktur darstellen.728 Zwar war 

eine derartige Staats- und Verwaltungsstruktur in Grundzügen im Verfassungsentwurf 

1849 (Kremsier) vorgesehen, wurde in der Folge aber nicht verwirklicht.729 Sowohl Land-

tage als auch Länder standen in der Habsburgermonarchie für einen anderen Staatsaufbau: 

 

Die Länder wurden ursprünglich von Landesfürst und Landständen beherrscht. Im Zuge 

der Staatsbildung des Kaisertums Österreichs verloren die Länder ihre Staatlichkeit, wobei 

die Aufgaben der Landstände auf den Gesamtstaat übergehen. Die Habsburgermonarchie 

gliederte sich in verwaltungsrechtlicher Hinsicht aber nicht in die Länder, aus denen sie 

entstanden ist, sondern in Gouvernementbezirke, welche nicht mit den Ländern ident sind. 

Den Landständen verblieb jedoch eine (eingeschränkt auf ihr Vermögen) autonome Lan-

desverwaltung.730 Bei Kärnten kam in diesem Kontext erschwerend seine ursprüngliche 

territoriale Zersplitterung731 und seine französische Besetzung hinzu.732 Diese Staatsstruk-

tur der Länder änderte sich durch die Revolution 1848 noch nicht.733 In Kärnten existierten 

in administrativer Sicht bis 1825 noch zwei Landesteile, die extraterritorial verwaltet wur-

den. Erst 1848/49 kam es zu Änderungen in der Verwaltungsstruktur.734 
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1848/49 bzw. ab 1861 konnten die Landtage durchaus als „Landesorgane“ qualifiziert 

werden, ihnen fehlte zu einem vollwertigen Parlament jedoch etwa ein Gesetzgebungsrecht 

aus eigener Machtvollkommenheit oder eine ihnen verantwortliche Landesregierung. Die 

Gesetzesbeschlüsse der Landtage bedurften der kaiserlichen Sanktion. Der Landeschef war 

Vertreter des Kaisers im Land und somit ein (zentral-)staatliches Organ.735 Nur Letzterer 

war Träger der Hoheitsverwaltung samt Vollzugsgewalt der Landesgesetze.736 Den Land-

tagen fehlte schon wegen der sporadischen Zusammenkünfte die erforderliche Permanenz, 

um die dominante politische Kraft im Land zu sein. Die Landesausschüsse, die die Landta-

ge aus ihren Reihen wählten, übten nur Aufgabe autonomer Verwaltung aus.737 

 

Im Gesamtstaat sollte die Macht aufgrund der Revolution 1848 zwischen dem Kaiser und 

einem (Zweikammern-)Parlament im Gesamtstaat geteilt werden. Konnte das erste öster-

reichische Parlament, der Reichstag, 1848 noch von den (wenigen) Wahlberechtigten (indi-

rekt über Wahlmänner) gewählt werden, wurde die zweite Kammer des Reichsrates ab 

1861, nach dem neoabsolutistischen Intermezzo, an die Landtage in den Kronländern ge-

koppelt und von diesen beschickt. BERCHTOLD bemerkt zur Zusammensetzung des Reichs-

rats: „Der damalige Reichsrat konnte bei weitem nicht als ‚Volksvertretung’ angesehen 

werden, denn auf Grund des hohen Zensus und der Wahlprivilegien vertraten die Gewähl-

ten nur einen geringen Teil der Bevölkerung.“738 Das Nationalitätenproblem der Habsbur-

germonarchie konnte deshalb auch das Parlament nicht lösen.739 

 

Die erste Kammer des Reichsrats, das Herrenhaus, war eine Vertretung der traditionellen 

Stände und des Kaiserhauses. Dem wurde durch erbliche bzw. auf Lebenszeit ernannte 

Personen Rechnung getragen. Dadurch hatte der Kaiser maßgeblichen Einfluss auf die Be-

setzung der ersten Kammer des Reichsrats. Die zweite Kammer des Reichsrats, das Abge-

ordnetenhaus, wurde bis zum Jahr 1873 von Repräsentanten der jeweiligen Kurien der 

Landtage der einzelnen Kronländer besetzt. Diese sollten eine Kurien- und Ländervertre-
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tung auch im Abgeordnetenhaus sicherstellen, um bestimmte Bevölkerungsgruppen wie 

die Arbeiterschicht an der „parlamentarischen“ Vertretung nicht zu beteiligen.740 

 

Dem Herrenhaus kam die Aufgabe der Interessenvertretung, dem Abgeordnetenhaus jene 

der Volksvertretung nach Ländern und Nationen zu.741 STOURZH zustimmend: „Die Be-

zeichnung des Abgeordnetenhauses als Länderkammer ist jedenfalls nicht unberechtigt 

und ist auch allgemein anerkannt worden. Allerdings wollte das Abgeordnetenhaus eben 

mehr sein als eine bloße Länderkammer, es wollte zur wirklichen Volksvertretung, zur 

Volkskammer werden und der Weg war sicherlich in der ‚konstitutionellen’ Entwicklung 

der damaligen Zeit vorgezeichnet.“742 Dieser Prozess trug in seiner Art und Weise nicht 

dazu bei, ein auf den Staat bezogenes, identitätsstiftendendes Bewusstsein der Menschen 

zu schaffen.743 
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Kurzzusammenfassung 
 

Die vorliegende Dissertation befasst sich mit der Entwicklung der politischen Vertretungs-

körper in Kärnten infolge der Revolution 1848. Im Blickfeld steht zu Beginn die verfas-

sungsrechtliche Stellung der Länder im österreichischen Gesamtstaat – unter besonderer 

Berücksichtigung von Kärnten. Als das Land Kärnten Teil der Habsburgermonarchie wird, 

ist es territorial zersplittert, Landesteile sind extraterritoriale Besitzungen von kirchlichen 

Einrichtungen. Dargestellt wird in der Arbeit in diesem Kontext die Entwicklung und Be-

deutung der Landstände. Erst 1849 erlangt Kärnten seine Selbständigkeit zurück, nachdem 

es als Folge der napoleonischen Herrschaft während des Vormärz in administrativer Hin-

sicht zweigeteilt war. 

 

Aufgrund der Revolution 1848 fanden in Kärnten zahlreiche Wahlen statt (Deutsche Nati-

onalversammlung in Frankfurt, Österreichischer Reichstag, Kärntner Landtag). Dargestellt 

werden diesbezüglich jeweils das Wahlrecht, das Wahlverfahren sowie die Wahlergebnis-

se. Beim provisorischen Kärntner Landtag 1848 stehen Zusammensetzung, Funktionen und 

die vom Landtag entworfene Landesverfassung im Mittelpunkt der Betrachtung des konsti-

tutionellen Intermezzos von 1848/49. In der neoabsolutistischen Regierungsperiode des 

Kaisers in den 1850er Jahren wurden die Landtage nicht einberufen und eine neue politi-

sche Verwaltungsstruktur in den Ländern installiert. 

 

Die militärischen Niederlagen der Habsburgermonarchie 1859 gegen Frankreich und Pie-

mont-Sardinien markieren den neuerlichen Wendepunkt in der Entwicklung der politischen 

Vertretungskörper, sowohl im Gesamtstaat als auch in den Ländern. Den wiedereingesetz-

ten Landtagen, gegliedert nach Kurien, obliegt nunmehr u.a. die Landesgesetzgebung ge-

meinsam mit dem Kaiser sowie die Entsendung von Mandataren in das Abgeordnetenhaus 

des Reichsrates in Wien. Diese Entwicklung des Landtags in Kärnten ab 1861 bis zur Ent-

kopplung des Reichsrates von den Landtagen 1873 wird in einem Ausblick gestreift. 
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Summary 
 

The following dissertation deals with the development of the political body in Carinthia 

following the 1848 revolution. The focus is on the beginning of the constitutional status of 

the Austrian nation, with particular focus to Carinthia. As the region of Carinthia became a 

part of the Habsburg monarchy, the territory was split, part of the land became extraterrito-

rial possessions of the church. This dissertation will discuss the development and the 

meaning of the ´Landstände´. It was not until 1849 that Carinthia reclaimed its independ-

ence, after having been split administratively due to the Napoleonic rule during the 

´Vormärz´. 

 

As a result of the 1848 revolution, numerous elections took place in Carinthia (the German 

National Assembly in Frankfurt, the Austrian Reichstag and the Carinthian state parlia-

ment). In regards to these elections, the electoral laws and procedure and the election re-

sults will also be discussed. The provisional Carinthian state parliament of 1848, the com-

position, the functions and the constitution drafted by the parliament are the focus of the 

constitutional intermezzos of 1848-49. In the 1850s during the neo-absolutist reign of the 

emperors, parliament was not summoned, and a new political administrative structure was 

created and installed in the countries/regions. 

 

The military defeats of the Habsburgs monarchy in 1859 against France and Piemont-

Sardinia marked another turning point in the development of the political representative 

bodies within both the state and within the federal states. The re-established state parlia-

ments were organised according to curia; the federal state legislation among others was 

created by the emperor and the delegation of mandatories in the parliament of the Imperial 

Council of Vienna. The development of the state parliament in Carinthia from 1861 to the 

decoupling of the Imperial Council of the state parliament in 1873 is also touched upon in 

this dissertation. 


